
Liebe Leserin, lieber Leser!

Im Frühling 1995 hat das Alpenkonventionsbüro von 
CIPRA Österreich die erste Nummer der Zeitschrift „Die 
Alpenkonvention“ herausgegeben. Seither ist eine Men-
ge passiert. Die Protokolle der Alpenkonvention sind in 
Österreich im Internationalen Jahr der Berge 2002 in 
Kraft getreten. Die Behörden sind angehalten, deren In-
halte anzuwenden. Erste konkrete Projekte werden in 
den Regionen und Gemeinden umgesetzt. Nach wie vor 
gilt es aber zuallererst, das bestehende Informations-
defi zit über die Ziele 
und Inhalte der Alpen-
konvention abzubau-
en. Genau dies ist die 
zentrale Aufgabe der 
Informationsarbeit zur 
Alpenkonvention von 
CIPRA Österreich, in de-
ren Rahmen diese Zeit-
schrift erstellt wird.

Die Zielsetzung ist 
die gleiche geblieben, 
wie sie der erste Re-
dakteur der Zeitschrift 
Reinhard Gschöpf be-
schrieben hat. Gudrun 
Streicher, Stefan Cuy-
pers und Hannes Schlosser, sie alle zusammen haben 
mittlerweile 49 Ausgaben mit Leidenschaft und Sach-
kenntnis gestaltet. Sie unterstützen die Arbeit des Le-
bensministeriums, des Österreichischen Komitees für 
die Alpenkonvention und alle an der Entwicklung des 
Alpenprozesses beteiligten Kräfte.

Im Jahre 1996 hat CIPRA Österreich mit der Broschü-
re „Die Alpenkonvention – Der österreichische Weg“ ein

Stimmungsbild unter den alpenkonventionstragenden 
AkteurInnen eingefangen. In der Broschüre wurden die 
gemeinsam getragenen Anstrengungen, die Alpenkon-
vention mit dem Ziel des merkbaren Mehrwertes für die 
Bevölkerung des Alpenraumes voranzubringen, unter-
strichen.

Seither sind mehr als zehn Jahre vergangen. Wir ste-
hen in Österreich im sechsten Jahr nach dem In-Kraft-
Treten der Durchführungsprotokolle. Ist Österreich im in-

ternationalen Vergleich 
immer noch vorbildlich 
unterwegs? Wie schaut 
die aktuelle Einschät-
zung hinsichtlich der 
Stärken, Schwächen, 
Erwartungshaltungen 
unter den Stakeholdern 
aus? CIPRA Österreich 
hat ein Meinungs- und 
Stimmungsbarometer
aus der Reihe der 
staatstragenden Kräfte 
Österreichs und der für 
die Umsetzung Verant-
wortlichen sowie bei 
der nicht staatlichen 

Ebene eingeholt. Das Ergebnis ist ein interessanter Bi-
lanzquerschnitt 2008 geworden. Ein herzliches Danke-
schön an alle Beitragenden für diese Sondernummer 
anlässlich der 50sten Ausgabe. Ihnen wünsche ich viel 
Spaß und Interesse beim Lesen, sowie neue vertiefte 
Einblicke in die Alpenkonvention. Geben Sie uns gerne 
Ihre Meinung bekannt unter oesterreich@cipra.org.
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Chronologie zur Alpenkonvention

1986 CIPRA ergreift Initiative zur Ausarbeitung einer 
Internationalen Alpenkonvention

1988 Einstimmiger Plenumsbeschluss im Europäischen 
Parlament zur Erarbeitung einer Alpenkonvention 

1989 I. Alpenkonferenz der UmweltministerInnen in 
Berchtesgaden (D)

1991 II. Alpenkonferenz der UmweltministerInnen in 
Salzburg (A)

 Unterzeichnung Rahmenkonvention: A, CH, D, F, 
FL, I, EU

1993 Unterzeichnung Rahmenkonvention: SLO

1994 III. Alpenkonferenz der UmweltministerInnen in 
Chambéry (F)

 Unterzeichnung Rahmenkonvention: MC

 Ratifi zierung Rahmenkonvention: A, FL, D

1995 Ratifi zierung Rahmenkonvention: SLO

 Inkrafttreten Rahmenkonvention: A, D, FL, SLO

1996 IV. Alpenkonferenz der UmweltministerInnen in 
Brdo (SLO)

 Ratifi zierung Rahmenkonvention: F, EU

 Inkrafttreten Rahmenkonvention: F

1998 V. Alpenkonferenz der UmweltministerInnen in 
Bled (SLO)

 Ratifi zierung Rahmenkonvention: MC

 Inkrafttreten Rahmenkonvention: EU

1999 Ratifi zierung Rahmenkonvention: CH, I

 Inkrafttreten Rahmenkonvention: CH, MC

2000 VI. Alpenkonferenz der UmweltministerInnen in 
Luzern (CH)

 Inkrafttreten Rahmenkonvention: I

2002 VII. Alpenkonferenz der UmweltministerInnen in 
Meran (I)

 Vergabe des Sitzes des Ständigen Sekretariats 
nach Innsbruck (A)

2004 VIII. Alpenkonferenz der UmweltministerInnen in 
Garmisch-Partenkirchen (D)

 Memorandum of Understanding zwischen 
Ständigem Sekretariat der Alpenkonvention und 
Gemeindenetzwerk “Allianz in den Alpen”

2005 Memorandum of Understanding zwischen 
Ständigem Sekretariat der Alpenkonvention und 
Via Alpina-Steuerungsausschuss

2006 IX. Alpenkonferenz der UmweltministerInnen in 
Alpbach (A)

 Deklaration zu „Bevölkerung und Kultur“

 Deklaration zum „Klimawandel“

2008 Memorandum of Understanding zwischen 
Ständigem Sekretariat der Alpenkonvention und 
dem Verein „Alpenstadt des Jahres“

Für Detailinformationen betreffend Annahme, Ratifi zierung und Inkraft-
treten der einzelnen Durchführungsprotokolle siehe Seiten 36-43. (np)
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GELEITWORT

Verantwortung gegenüber der Natur
und nachfolgenden Generationen

Bundespräsident der Republik Österreich
Heinz Fischer

Konventionen sind gemeinsam be-
schlossene Übereinkünfte, die eine 
Grundorientierung für Einstellungen 
und Verhaltensweisen hinsichtlich 
verschiedener Anliegen von grundle-
gender Bedeutung festlegen. 

Sie weisen dabei auch auf 
regional übergreifende Ziele und 
daraus folgende Handlungsabsichten 
hin. 

Ein solches Übereinkommen ist
die Alpenkonvention, jener völ-
kerrechtliche Vertrag, der 1991 
von den Alpenstaaten und der 
(damaligen) Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft (seit 1993 die 
Europäische Union) zum Schutz der 
europäischen Alpenregion unter-
zeichnet wurde. 

Die Bewahrung der eindrucks-
vollen alpinen Landschaft spielt da-
rin eine zentrale Rolle, und gerade 
Österreich hat mit seinen Alpen eine 
einzigartige geografi sche und wirt-
schaftlich-ökologische Position. Es 
ist daher für unser Land von beson-
derer Wichtigkeit, sich mit den im 

Bereich der Alpenkonvention auf-
tretenden Fragen des umfassenden 
Schutzes und der nachhaltigen 
Bewirtschaftung der Alpen ausei-
nanderzusetzen. Ebenso wichtig ist 
es, die Umsetzung der Zielsetzungen 

des Vertrages immer wieder neu zu 
überprüfen und voranzutreiben. 

Gerade in einer Zeit der 
großen wirtschaftlichen Dynamik 
bedürfen die ökologisch sensiblen 
Regionen und Naturschönheiten Eu-
ropas eines besonderen Schutzes. 
Wir alle haben eine gemeinsame 
Verpfl ichtung und Verantwortung 
gegenüber der Natur und den nach-
folgenden Generationen.

So möchte ich die 50. Ausgabe 
der Alpenkonventionszeitschrift zum 
Anlass nehmen, all jenen zu danken, 
die sich in ihren öffentlichen Funk-
tionen in Bund und Ländern oder in 
den Alpen-NGOs für die Umsetzung 
und Konkretisierung der Alpenkon-
vention einsetzen.

Als langjähriger Politiker, der oft 
und gerne in den österreichischen 

Bergen unterwegs ist, ist mir be-
wusst, dass die Umsetzung eines 
großen Vertragswerkes nicht immer 
problem- oder reibungslos verläuft, 
sondern dass es des unermüdlichen 
Engagements und eines großen 
Durchhaltevermögens aller Beteilig-
ten bedarf.  

Es ist wichtig, dass die Alpen-
konvention auch im regionalen Rah-
men, sozusagen „im Kleinen“ reali-
siert wird, bzw. dass jene Aufgaben 
umgesetzt werden, die in grundle-
genden Begriffen und Zielsetzungen 
im „großen Vertrag“ zum Ausdruck 
kommen.                                                              

Dafür setzt sich Österreich ein 
und mein Dank gilt daher insbe-
sondere dem Vorsitzenden der
CIPRA Österreich, der nationalen 
Vertretung der Internationalen Al-
penschutzkommission, Herrn Pe-
ter Haßlacher und seinen Mitstrei-
terinnen und Mitstreitern. Durch ihr 
großes persönliches Engagement und 
auch durch die Publikation der Zeit-
schrift „Die Alpenkonvention - Nach-
haltige Entwicklung für die Alpen“ 
tragen sie im Rahmen ihrer Möglich-
keiten alles dazu bei, um das große 
Ziel des Schutzes und der nach-
haltigen Bewirtschaftung unserer 
Alpen zu verwirklichen.

So gratuliere ich sehr herzlich 
zur 50. Ausgabe der Zeitschrift „Die 
Alpenkonvention - Nachhaltige Ent-
wicklung für die Alpen“ und wünsche 
gleichzeitig alles Gute und weiterhin 
viel Kraft für die Bemühungen zum 
Schutz der österreichischen Alpen!

Heinz Fischer

Blick auf Gradensee und Schobergruppe im Nationalpark Hohe Tauern (Kärnten)
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INTERVIEW

„Der Prozess muss sich wieder beschleunigen“
Landwirtschaftsminister Josef Pröll ist in der österreichischen 
Bundesregierung für die Belange der Alpenkonvention verantwort-
lich. Hannes Schlosser hat mit ihm über erreichte und verfehlte 
Ziele, nationale und internationale Hindernisse, die Bedeutung 
der Protokolle und die Perspektiven der Alpenkonvention gespro-
chen.

Hannes Schlosser: Herr Pröll, 
wie gefällt Ihnen die Anrede „Al-
penkonventionsminister“?

Josef Pröll: Das drückt einen
wesentlichen Teil meiner Arbeit 
- insbesondere während der Präsi-
dentschaft - und meiner Einstellung 
aus. Die Frage des Alpenschutzes 
gewinnt an Bedeutung. Wir steuern 
auf ein großes Problem zu, weil hier 
der Klimawandel ganz besonders 
signifi kant sein wird und haben große 
Aufgaben zu erledigen, einschließ-
lich der Problematik der europä-
ischen Mobilität. Die Alpen werden 
stärker denn je wieder ins Zentrum 
der Politik in Europa rücken. 

Schlosser: Hat die Alpenkon-
vention ihr Ziel erreicht, Alpenan-
liegen in Europa zu stärken?

Pröll: Absolut. Zugleich kann man 
nie zufrieden sein, weil wir sehen, 
dass manche Staaten nicht so hinter 
der Konvention stehen, wie wir uns 
das wünschen. Ein Erfolg ist, dass 
auch außerhalb des Anwendungs-
gebiets auf Erfahrungen der Alpen-
konvention zurückgegriffen wird, 
etwa bei der Frage der kleinstruk-
turierten Landwirtschaft. Interes-
sant ist auch, dass sich andere Berg-
gebiete, wie die Karpaten, an der
Alpenkonvention orientieren.

Schlosser: Welchen Stellenwert 
hat die Alpenkonvention im Ver-
gleich zu anderen internationalen
Abkommen?

Pröll: Die Alpenkonvention hat

sicher nicht den gleichen Stellen-
wert wie etwa ein Klimaschutz-
abkommen. Aber sie ist wichtig und 
unverzichtbar.

Schlosser: Wie steht es um die 
Ratifi zierung der Protokolle, ins-
besondere des Verkehrsprotokolls 
durch die EU und Italien?

Pröll: Bei der EU bin ich opti-
mistisch, es gab positive Signale 
vom früheren Verkehrskommissar 
Jacques Barrot. In Italien waren wir 
auf einem guten Weg, aber jetzt gilt 
es wieder einmal, die Entwicklung 
nach den Neuwahlen abzuwarten. 

Schwierige französische
Präsidentschaft
Schlosser: Seit dem Ende der 

österreichischen Präsidentschaft 
in der Alpenkonvention stagniert 
der Alpenprozess. Warum?

Pröll: Dadurch, dass wir die Prä-
sidentschaft in der EU zeitgleich
hatten, gab es eine gute Möglich-
keit die Themen in Bewegung zu 
bringen und in Brüssel stärker zu 
verankern. In Frankreich, das von
Österreich die Präsidentschaft in der 
Alpenkonvention übernommen hat,
wurde die Ministerin nach Neu-
wahlen gewechselt. Das hat ein gan-
zes Jahr in Anspruch genommen. Auf 
Beamtenebene ist aber Gott sei Dank 
weitergearbeitet worden. Es ist aus 
meiner Sicht notwendig, dass sich 
der Prozess wieder beschleunigt. Mit 
dem französischen Umweltminister 
habe ich ein Gespräch geführt, dass 
jetzt die Arbeit intensiviert werden 
muss. 

Schlosser: Wann war zuletzt 
die Alpenkonvention ein Thema im 
Umweltministerrat?

Pröll: Während der Präsident-
schaft Österreichs und bei der Über-
gabe an Frankreich. Wir hatten die 
Alpenkonvention auch auf der Tages-
ordnung beim informellen Rat. 

Schlosser: Und in der öster-
reichischen Bundesregierung?

Pröll: Da war es zuletzt 2007, als 
wir die Frage der Transeuropäischen 
Netze diskutiert haben. In den Ver-
handlungen um den Brennerba-
sistunnel ist die Alpenkonvention mit 
den Zielsetzungen im Verkehrspro-
tokoll Grundlage der Argumentation 
in Brüssel gewesen. 

Schlosser: Ist die Alpenkonven-
tion für ihre Ministerkolleginnen 
und – kollegen etwas Präsentes?

Pröll: Sie ist präsent und Verkehrs-
minister Werner Faymann argumen-
tiert stark damit. Die Alpenkonven-
tion agiert nicht im luftleeren Raum, 
das sieht man etwa in Tirol, wo sie 
bei einzelnen legistischen Maß-
nahmen und bei der Umsetzung und 
Bewertung von Projekten heran-
gezogen wird. Allerdings je mehr 
wir in den Osten kommen, desto
weniger wird die Alpenkonvention 
in der Umsetzung, aber auch in der 
Argumentation, verwendet. 

Umsetzungshandbuch
Schlosser: Österreich ist bei 

der Umsetzung führend, aber sind 
Sie mit dem Erreichten zufrieden?

Pröll: Es ist sicher noch ver-
besserungsfähig, aber ich bin zu-
frieden. Wir haben mit dem Umset-
zungshandbuch wirklich eine Hand-
lungsanleitung  seitens der Republik
Österreich an die Behörden vor 
Ort gegeben. Jeder Jurist, der mit 
einschlägigen Entscheidungen zu 
tun hat, hat dieses Handbuch zur
Verfügung. Am West-Ost-Gefälle 
muss noch gearbeitet werden, je-
doch im Westen und den sensiblen 
Regionen ist die Alpenkonvention
in ihrer Umsetzung sehr präsent.

Schlosser: Teilen Sie die Ein-
schätzung, dass die Alpenkonven-
tion auf Beamtenebene noch nicht 
angekommen ist?
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Pröll: Ich habe das schon mit den 
Landeshauptleuten und Umwelt-
referenten diskutiert und bin be-
reit, das bei weiteren Treffen auf 
die Tagesordnung zu nehmen, um 
die Frage der konkreten rechtlichen 
Umsetzung stärker zu forcieren. 
Wir vom Ministerium haben mit 
der Veröffentlichung des Umset-
zungshandbuchs unser Mögliches
getan. Viele sind vielleicht aus Angst
distanziert, die Alpenkonvention 
würde zu einem Verhinderungs-
instrument für Projekte herangezo-
gen. Das soll es ja auch nicht sein. 
Sie soll ein Standard für rechtliche 
und politische Entscheidungen sein 
und das ist noch nicht ausreichend 
durchgesetzt. Aber ich höre zum 
Beispiel, dass bei UVP-Verfahren in 
Tourismusprojekten die Protokolle 
der Alpenkonvention und das Um-
setzungshandbuch zur Argumen-
tation herangezogen werden. Das 
sind Ansätze, wobei die Alpenkon-
vention sicher noch stärker als
Entscheidungsgrundlage dienen 
kann. Aber es wird gemacht und es 
wird wachsen.

Schlosser: Was sollten die näch-
sten Schritte sein?

Pröll: Die von Österreich unter-
schriebenen, verpfl ichtenden Pro-
tokolle müssen stärker als in der 
Vergangenheit Grundlage der Behör-
denentscheidungen werden. 

Schlosser: Welche Protokolle 
sind die wichtigsten Hoffnungsträ-
ger?

Pröll: Bodenschutz, Verkehr und
Tourismus. Diese Protokolle geben 
ganz entscheidende Zielsetzungen 
vor.

Diplomatisches Geschick
Schlosser: Einzelne Protokol-

le sind vor 15 Jahren formuliert 
worden und teilweise nicht mehr 
aktuell. Denken Sie hier an ein 
Aufschnüren?

Pröll: Da muss man vorsichtig 
sein. Es ist klar, dass man bei Ge-
gebenheiten die sich entwickelt 
haben, auch anpassen muss. Der 
Klimaschutz ist ein Thema gewor-
den und das verändert natürlich die 
Herausforderung im Tourismus und 
anderen Bereichen. Darüber muss 
man nachdenken. Wie schwer derar-
tige Prozesse sind, sieht man daran, 
dass wir in unserer Präsidentschaft 

begonnen haben rund um Wasser-
schutz und Wasserreserven die Dis-
kussion zu eröffnen, die aber nur 
ganz schwierig zu einem neuen Pro-
tokoll zu entwickeln sein wird. 

Ich muss da realistisch sein. Jetzt 
Protokolle aufzuschnüren, während 
andere die alten Protokolle nicht 
ratifi ziert haben - da muss man
politisch harte Bretter kontinuier-
lich bohren. Ich schließe es aber 
nicht aus. Das Ständige Sekretariat 
hat auch die Aufgabe, die Qualität 
der Protokolle zu evaluieren. 

Schlosser: Jetzt gibt es aber 
Protokolle, die nichts konkret An-
wendbares enthalten. Das Raum-
ordnungsprotokoll etwa.

Pröll: So ist es. Da braucht es 
verbindlichere Vorgaben und ich 
glaube, das muss man wieder zügig 
angehen.

Zugleich können wir nicht allei-
ne zum Vorreiter der Alpenkonven-
tion werden und die anderen am 
Weg total verlieren. Diese euro-
päische Tangente, dass die Länder 
der Alpenkonvention ihre eigene 
Konvention ernst nehmen, ist noch 
nicht einmal ganz durch. Das ist 
das Traurige bei der Entwicklung in
manchen Ländern.

Reservierte Haltung
Schlosser: Wen meinen Sie da 

insbesondere?
Pröll: Die Schweiz und Italien in 

sensiblen Fragen. Ich habe mit dem 
Schweizer Umweltminister Moritz 
Leuenberger mehrfach gesprochen. 
Er und die Schweiz nehmen eine 
sehr reservierte Haltung ein. Leuen-
berger argumentiert hauptsächlich 
so, dass die Alpenkonvention und 
die Protokolle als Grundlage dienen, 
aber er keine Notwendigkeit zur
Ratifi zierung sehe, weil ja ohnehin 
die nationale Gesetzgebung diese 
Fragen beantworten würde.

Schlosser: Weshalb sich die 
Frage stellt, wovor fürchtet sich 
die Schweiz dann?

Pröll: Das ist der Punkt. Was
widerspricht der Unterschrift unter 
die Protokolle? Aber ich kann in der 
Schweiz nicht in die Entscheidungs-
fi ndung eingreifen.

Schlosser: Sollen die ursprüng-
lich geplanten weiteren Protokol-
le noch kommen?

Pröll: Bei „Bevölkerung und Kul-
tur“ wurde jetzt einmal ein Start-
schuss gegeben.

Schlosser: Was ist mit Wasser, 
Luft und Abfallwirtschaft?

Pröll: Ich halte das absolut für 
notwendig. Ich werde auch bei der 
nächsten Alpenkonferenz der Mini-
ster an dem Thema dranbleiben. 

Gelungener Neuanfang
Schlosser: Österreich hat sich 

sehr um das Ständige Sekretari-
at bemüht, hat sich die Mühe ge-
lohnt?

Pröll: Es ist ja nicht von unge-
fähr, dass gerade in Österreich die 
Umsetzung vorangetrieben wurde, 
das Ständige Sekretariat in Innsbruck 
war schon ein Motor. Dass es im
Sekretariat lange um personelle Fra-
gen gegangen ist, war schade und 
hat den Standort geschwächt. Mit 
der Neuaufstellung ist ein Neuanfang 
gelungen. Das Sekretariat hat es 
natürlich auch nicht einfach, wenn 
die politischen Entscheidungsträger 
nicht voll dahinter stehen. Aber ich 
bin mit der Leistung zufrieden.

Schlosser: Wie sehen Sie die 
Aufgaben des Ständigen Sekreta-
riats?

Pröll: Es geht darum, im Inne-
ren der Alpenkonvention ständig mit 
den Regierungen Kontakt  zu hal-
ten und Möglichkeiten auszuloten. 
Überdies soll das Sekretariat stark 
in die Öffentlichkeitsarbeit und die 
öffentliche Präsenz gehen. Daraus 
ergibt sich die Aufgabe Anwalt der 
Alpen zu sein, als Sprachrohr und als
operative Einheit. 

Schlosser: Wie schätzen Sie die
Arbeit von Generalsekretär Marco 
Onida ein?

Pröll: Ich bin froh, dass endlich 
eine fi xe Personalentscheidung ge-
troffen wurde. Onida kommt aus 
Brüssel und hat exzellente Kontakte 
dort hin. Man sieht das auch im 
wachsenden Verständnis gegenüber 
den Alpenanliegen in Brüssel. Was 
die Öffentlichkeitsarbeit und die 
Präsenz betrifft, hat sich etliches 
stabilisiert, aber das ist immer ver-
besserungsfähig. 

Schlosser: Danke für das Ge-
spräch.
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MINISTERIEN

Gemeinsam die Nachhaltigkeit
im Alpenraum sichern

Bundesministerin für europäische und
internationale Angelegenheiten

Ursula Plassnik

Die Alpen haben viele Gesich-
ter: Sie sind Lebens- und Wirt-
schaftsraum, Erholungs- und Ver-
kehrsgebiet, Natur und Kultur, 
Ressource und noch ein Stück un-
berührtes Rückzugsgebiet. All das 
macht unsere Alpen kostbar. Weit 
über 13 Millionen Menschen leben in 
den Alpen, rund drei Millionen da-
von in Österreich. Noch mehr Men-
schen allerdings sind von den Alpen 
direkt oder indirekt abhängig. Von 
ihrem Wasser, den in ihnen herge-
stellten Produkten und der in ihnen
produzierten Energie.

Kurzum: die Alpen sind Chance 
und Herausforderung zugleich. Mit 
der Alpenkonvention und ihren Pro-
tokollen haben die Alpenstaaten und 
die Europäische Gemeinschaft ein 
dynamisches Instrument geschaf-
fen, um gemeinsam für den Schutz 
und die nachhaltige Entwicklung 
dieser einmaligen Region im Herzen 
unseres Kontinents zu sorgen.

Schlüsselrolle für das
Ständige Sekretariat
Die Erfolge, die wir dabei in den 

fast 20 Jahren seit der ersten Al-
penkonferenz 1989 feiern durften, 
können sich sehen lassen: Da ist zu-
nächst die Ausarbeitung der Konven-
tion und ihrer Protokolle selbst; die 
Ratifi kation der meisten Protokolle 
durch die meisten Alpenstaaten und 
natürlich deren voranschreitende 
Umsetzung. Dem Ständigen Sekre-
tariat der Alpenkonvention kommt 
dabei eine Schlüsselrolle zu. 

Mit der Ansiedelung dieses Or-
gans im Haus des Goldenen Dachls 
in Innsbruck und der Errichtung 
einer Außenstelle in Bozen haben 
die Alpenstaaten ein starkes Sig-
nal der regionalen, grenzüber-
schreitenden Zusammenarbeit ge-
setzt. Dies ist umso bedeutender, 
als es nur durch eine enge Zusam-

menarbeit aller Alpenstaaten ge-
lingen wird, die gemeinsamen
Interessen der Region in einem sich 
vergrößernden und zugleich zusam-
menwachsenden Europa zu wahren.

Kein zahnloser Papiertiger
Überdies haben die Alpenstaaten 

einen so genannten Überprüfungs-
ausschuss eingerichtet – ein Gre-
mium, dessen Hauptaufgabe in der 
regelmäßigen Überprüfung der Ein-
haltung der Konvention und ihrer 
Protokolle durch die Vertragsstaaten 
besteht. Die Konstituierung und 
Operationalisierung dieses Organs, 
das ein wichtiger Beitrag dafür ist, 
dass die Konvention nicht zu einem 
zahnlosen Papiertiger wird, er-
folgte unter österreichischer Feder-
führung.

Österreich hat zum Alpenkon-
ventionssystem immer aktiv, selbst-
bewusst und konstruktiv beige-
tragen; sei es als Depositär dieses 
Vertragswerkes, als Sitzstaat des 
Ständigen Sekretariates, als gestal-
tende Kraft, als Ideengeber, kurz-
um als verlässlicher Partner in dem 
Bestreben, das Prinzip der Nach-
haltigkeit im Alpenraum fest zu ver-
ankern und sich den gegenwärtigen 
und künftigen Herausforderungen zu 
stellen.

Derer gibt es einige zu bewälti-
gen: der Alpentransit, der nach wie 
vor im Mittelpunkt unseres Interes-
ses steht, Fragen des Alpentouris-
mus, der Berglandwirtschaft, etc. 
Seit geraumer Zeit rückt auch das 
Problem des Klimawandels, das die 
Alpen im besonderen Maß betrifft, 
in das Zentrum unserer Aufmerk-
samkeit. Besonders deutlich wird 
dies anhand des dramatischen Glet-
scherschwunds der letzten Jahre, 
der uns vor Augen führt, dass unsere 
alpinen Wasserspeicher nicht un-
endlich sind.

All das verlangt ein konzen-
triertes, ein gemeinsames Vorgehen 
der betroffenen Staaten, Regionen, 
Gemeinden und anderer Akteure, 
insbesondere der NGOs. Dabei ist 
die Alpenkonvention beispielhaft
sowohl auf nationaler als auch auf 
internationaler Ebene.

Auf nationaler Ebene wird unse-
re gemeinsame Arbeit seit Jahren 
im Nationalen Komitee für die Al-
penkonvention, das alle relevanten 
Akteure von Bund, Ländern, Ge-
meinden, Sozialpartner und NGOs 
vereint, vorangetrieben. Auf inter-
nationaler Ebene ist die Alpenkon-
vention zum Modell für andere Berg-
regionen von den Karpaten bis zu 
den Anden geworden.

Zusammenarbeit mit der
Europäischen Union
Es ist für mich eine Selbstver-

ständlichkeit, mich auch weiterhin 
für eine Stärkung, Vervollständi-
gung und Weiterentwicklung des 
Alpenkonventionssystems einzuset-
zen. Unverzichtbar ist dabei, dass 
die Durchführungsprotokolle von 
allen Vertragsparteien der Alpen-
konvention unterzeichnet, ratifi ziert 
und umgesetzt werden.

Dazu ist auch eine intensive Zu-
sammenarbeit mit der Europäischen 
Gemeinschaft erforderlich. Die auf-
einander folgenden EU-Präsident-
schaften der beiden Alpenstaaten 
Slowenien und Frankreich bieten 
dafür eine wichtige Chance.

Eine so wertvolle und vielgestal-
tige Region wie die Alpen braucht 
unser aller Engagement. Mit der 
Alpenkonvention haben wir ein zu-
kunftsfähiges Instrumentarium zur 
Hand, das es auch weiterhin mit Le-
ben zu füllen gilt.
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Für Österreich sind Maßnah-
men zum Schutz des Alpenraums 
von größter Bedeutung. Besonders 
möchte ich die Forderung nach Kos-
tenwahrheit im Verkehr durch die 
Berücksichtigung externer Kosten 
unterstreichen. Zwei Drittel des 
österreichischen Bundesgebietes 
stellen Alpenraum dar und umfas-
sen besonders empfi ndliche Öko-
systeme und Landschaften. Diese 
geografi schen und topografi schen 
Rahmenbedingungen tragen zu ei-
ner Verstärkung der Schadstoff- und 
Lärmbelastung bei. Eine auf Nach-
haltigkeit ausgerichtete österrei-
chische Verkehrspolitik muss daher 
Maßnahmen setzen, um die wach-
senden ökologischen, gesundheit-
lichen und sicherheitstechnischen 
Belastungen und Risiken im Alpen-
raum durch ein gemeinsames Vor-
gehen auf europäischer Ebene zu 
reduzieren. 

Es ist ein Anliegen meines Res-
sorts, die Unterzeichnung und Ra-
tifi zierung des Verkehrsprotokolls 

durch alle am Alpenkonventionspro-
zess beteiligten Staaten, aber auch 
durch die gesamte EU voranzutrei-
ben. Die diesbezüglich zuletzt unter 
österreichischer EU-Ratspräsident-
schaft gestartete Initiative hat zur 
Unterzeichnung des Verkehrspro-

tokolls im De-
zember 2006 
durch den Rat 
der Verkehrs-
minister und 
die Kommission 
im Namen der 
Europäischen 
Gemeinschaft 
geführt.

Offen aller-
dings ist noch 
die Ratifi zie-
rung des Proto-
kolls durch die
Gemeinschaft, 
welche jedoch
von  wesentli-
cher verkehrs-
politischer Be-
deutung ist. 
Die jüngsten 

Entwicklungen auf europäischer 
Ebene lassen mich jedoch positiv 
in die Zukunft blicken. Erst kürzlich 
versicherte der frühere Verkehrs-
kommissar Jacques Barrot gegen-
über Europaabgeordneten in Strass-
burg, er werde sich für eine rasche 
Ratifi zierung durch die Gemein-
schaft einsetzen. Unabhängig von 
diesen erfreulichen Entwicklungen 
der letzten Wochen gehe ich davon 
aus, dass die Ratspräsidentschaft 
von Slowenien und Frankreich in der 
Europäischen Union und die Alpen-
konferenz Anfang 2009 zu weiteren 
wichtigen Schritten genützt werden 
können. 

Abschließend möchte ich be-
kräftigen, dass die Alpenkonvention 
und das Verkehrsprotokoll wichtige 
Instrumente für eine nachhaltige 
und umweltgerechte Verkehrspo-
litik im Alpenraum darstellen. Die 
wirtschaftlichen Interessen, gesell-
schaftlichen Anforderungen und 
ökologischen Erfordernisse im be-
troffenen Lebens- und Kulturraum 
können so besser miteinander in 
Einklang gebracht werden. 

Instrument zur Durchsetzung der
Kostenwahrheit im Verkehr

Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie
Werner Faymann
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Die Brennerautobahn an der Grenze zwischen Italien und Österreich

Nationalpark-Wanderbus im Ködnitztal am Fuße des Großglockners
(Osttirol)
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Gemeinsame rechtsverbindliche Standards
im gesamten Alpenbogen

Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit
Martin Bartenstein

Die Alpenkonvention und ihre 
Durchführungsprotokolle sind wich-
tige Instrumente zur nachhaltigen 
Entwicklung des Alpenraums und 
zeigen deutlich, dass Umwelt und 
Entwicklung sich gegenseitig bedin-
gen. Die Festlegung gemeinsamer, 
international rechtsverbindlicher 
Standards ermöglicht im gesamten 
Alpenbogen einen ganzheitlichen 
Ausgleich von Ökologie, Ökonomie 
und sozialer Dimension und damit 
ein umweltverträgliches Wirtschaf-
ten und Leben.

Die Schutzgebiete in den Alpen 
stellen einen der wichtigsten Natur-
schätze Europas dar. Zur Erhaltung 
dieser Schutzgebiete müssen ver-
schiedenste Interessen so gebün-
delt werden, dass die nachhaltige 
Nutzung der natürlichen Ressourcen 
sichergestellt ist. Daneben müssen 
auch soziale und wirtschaftliche 
Interessen berücksichtigt werden, 
wie die Erhaltung und Schaffung 
neuer Arbeitsplätze. 

Die Umsetzung der Alpen-
konvention konzentriert sich in 
Österreich auf Gerichts- und Verwal-
tungsentscheidungen im Bereich des 
Bodenschutz-, des Tourismus- und 
des Energieprotokolls. Hier ist auch 
das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Arbeit eingebunden.

Bodenschutzprotokoll
Die internationale Zusammen-

arbeit fi ndet in gemeinsamen Pro-
jekten und grenzüberschreitendem 
Erfahrungs- und Informationsaus-
tausch, Fortbildungs- und Trainings-
maßnahmen sowie multilateralen 
Abkommen statt. 

Österreich, Deutschland, Liech-
tenstein, Monaco, die Schweiz und 
Slowenien unterstützen die Koo-
peration im Bereich der Boden-
beobachtung. Deutschland und 
Österreich kooperieren bei der 

Erstellung von Bodenkatastern, der 
Bereitstellung und Harmonisierung 
von Datengrundlagen und der ge-
genseitigen Berichterstattung. Der 
Kooperationsbereich mit Liechten-
stein betrifft die Ausweisung und 
Überwachung von Gefahrenzonen.

Tourismusprotokoll
Als Urlaubsland erfreut sich Ös-

terreich größter Beliebtheit, was 
vor allem auf die prächtige Natur, 
die Sicherheit und die Qualität der 
heimischen Betriebe zurückzufüh-
ren ist. Dem Tourismusprotokoll 
liegt die Nachhaltigkeit als Prinzip 
zu Grunde. Das Bundesministerium 
für Wirtschaft und Arbeit unter-
stützt die Umsetzung. Gemeinsam 
mit den Bundesländern wird ver-
sucht, Nachhaltigkeit im Tourismus 
durchzusetzen, um den naturnahen 
Tourismus im Alpenraum zu stärken 
und die sozialökonomische Entwick-
lung zu sichern.

Energieprotokoll
Österreich, Deutschland und Slo-

wenien fördern mit anderen Ver-
tragsparteien die Nutzung erneuer-
barer Energien im Alpenraum. Auch 
die Zusammenarbeit zwischen den 
damit unmittelbar befassten Insti-

tutionen von Deutschland, Liech-
tenstein, der Schweiz und Öster-
reich wird gefördert. Österreich, 
Deutschland und die Schweiz  wie-
derum kooperieren bei der Entwick-
lung von Methoden zur besseren 
Berücksichtigung der Kostenwahr-
heit mit anderen Vertragsparteien. 

Wasserprotokoll
Die Alpen beherbergen beson-

ders empfi ndliche Wassersysteme, 
die auch für außeralpine Regionen 
von großer Bedeutung sind. Die 
Alpenkonvention sieht hier das 
Ergreifen von Maßnahmen zum 
Erhalt bzw. zur Wiederherstellung 
gesunder Wassersysteme als priori-
tär an. Umgesetzt wird dies durch 
Gewässerreinhaltung, naturnahen 
Wasserbau und rücksichtsvolle Was-
serkraftnutzung. 

Ein konkretes und rechtlich ver-
bindliches Protokoll zum Fachbe-
reich Wasser existiert trotz inten-
siver österreichischer Bemühungen 
in den Vorsitzjahren 2004 bis 2006 
bis heute nicht. Ob ein Protokoll 
zum Bereich Wasser in naher Zukunft 
tatsächlich erstellt wird, wird sich 
im Zuge der Ministerkonferenz der 
Alpenstaaten Anfang 2009 zeigen. 
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Petznersee im Ventertal (Tirol)



Seit der letzten derartigen Publi-
kation von CIPRA Österreich aus dem 
Jahre 1996 hat sich im Bereich der 
Alpenkonvention sehr viel 
ereignet. 

Auf nationaler Ebene 
sind die Durchführungs-
protokolle, nach der Un-
terzeichnung im Jahre 
2000, seit Dezember 2002 
in Kraft und in Österreich 
unmittelbar anwendbar, 
was bereits zu einer Fülle 
von Diskussionen und Ent-
scheidungen mit Alpenkon-
ventionsbezug geführt hat. 
Um diesen zugegeben sehr 
schwierigen, nationalen 
Rechtssetzungsprozess zu 
unterstützen, hat mein Ressort zahl-
reiche Aktivitäten ergriffen, etwa 
durch die Herausgabe des Umset-
zungshandbuches, in dem Leitlinien 
und Vorschläge für die Praxis zur 
rechtlichen Implementierung gege-
ben werden, oder durch eine im Auf-
bau befi ndliche Rechtsdatenbank. 
Neben dieser rechtlichen Dimension 
gibt es in Österreich mittlerweile 
eine Vielzahl von Umsetzungspro-
jekten, etwa zur Almwirtschaft oder 
bezüglich Solarfahrzeugen, die be-
weisen, dass die Alpenkonvention 
nicht auf einen rechtlichen Exkurs 
beschränkt werden darf, sondern 
ein umfassendes Programm zur Ent-
wicklung des Alpenbogens darstellt.

Auf nationaler Ebene im  Bereich
des Alpenbogens haben mittlerweile 
fünf Alpenstaaten alle und Monaco 
einige ausgewählte Protokolle ratifi -
ziert. Ein weiterer Meilenstein stellt 
die Einrichtung des Ständigen Sekre-
tariats mit Sitz in Innsbruck und ei-
ner Außenstelle in Bozen dar, das sich 
zu einem sehr effi zienten und auch 
einem öffentlich wahrgenommenen 
Gremium entwickelt hat. Von gro-
ßer Bedeutung ist weiters die von den 

MinisterInnen angenommene Dekla-
ration „Bevölkerung und Kultur“, 
die als lange gesuchte Verbindung 

zu den Menschen im Alpenraum neue 
Optionen eröffnet.

Umsetzungsprojekte
Was Mitte der Neunziger Jahre 

erst angedacht wurde, ist mittler-
weile Realität geworden, nämlich 
herzeigbare Umsetzungsprojekte, 
welche die Alpenkonvention erkenn-
bar implementieren, wie das Netz-
werk Alpiner Schutzgebiete (mitt-
lerweile als ALPARC in das Ständige 
Sekretariat eingegliedert) oder das 
Gemeindenetzwerk „Allianz in den 
Alpen“, das sich so erfolgreich eta-
blieren konnte, dass es bereits in 
andere Gebirgsregionen exportiert 
wird. Nicht zu vergessen die Via 
Alpina, ein Weitwanderweg von Mo-
naco nach Triest und das während 
der Österreichischen Alpenkonven-
tionspräsidentschaft 2004-2006 ein-
gerichtete Jugendparlament, das 
derartigen Anklang fi ndet, dass da-
ran gedacht wird, dieses Projekt zu 
erweitern, um noch mehr Schulen 
miteinzubeziehen. 

Auf europäischer Ebene konnte 
der jahrelange Stillstand im Rahmen 
der Österreichischen EU-Präsident-

schaft erfolgreich durchbrochen 
werden. Erstmalig wurden von der 
Europäischen Gemeinschaft Proto-

kolle zu Energie, Tourismus, 
Bodenschutz und Bergland-
wirtschaft ratifi ziert und 
damit in den Rechtsbestand 
der Gemeinschaft aufge-
nommen. Zudem wurde 
das Verkehrsprotokoll un-
terzeichnet und ich gehe 
davon aus, dass die EU-Prä-
sidentschaften der beiden 
Alpenstaaten Slowenien und 
Frankreich eine einmalige 
Chance eröffnen, die Ra-
tifi kation dieses Protokolls 
abzuschließen. Auch auf in-
ternationaler Ebene hat die 

Alpenkonvention bewiesen, dass ein 
regionales, politisches Programm, 
das bereichsübergreifend und inte-
grativ Wirtschaften und Überleben 
im Einklang mit Ökologie, Ökonomie 
und den sozialen Gegebenheiten in 
den Vordergrund stellt, durchaus 
übertragbar ist auf andere Regionen 
dieser Welt.

So ist mittlerweile in der Karpa-
tenregion eine Schwesterkonvention 
entstanden und in Kraft getreten. 
Ähnliche Bemühungen gibt es im 
Kaukasus und in Zentralasien und 
eine von Österreich ergriffene In-
itiative in Südamerika hat zur Eta-
blierung einer Zusammenarbeits-
struktur aller Südamerikanischen 
Andenstaaten geführt.

Mögen wir mit dem Inkrafttreten 
aller Protokolle der Alpenkonven-
tion auch vor neue Herausforde-
rungen gestellt worden sein, so sind 
wir doch erst am Beginn des Weges 
und es wird an uns liegen, die tat-
sächlich in der Alpenkonvention und 
vor allem in ihren Protokollen vor-
handenen Potenziale und Chancen 
weiterhin zu nutzen.

9die alpenkonvention ntion    50/2008

Ein umfassendes Programm zur
Entwicklung des Alpenraumes

Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft,
Umwelt und Wasserwirtschaft

Josef Pröll
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Dualität zwischen Recht und Praxis – die zwei Seiten 
derselben Medaille

Immer noch muss die Alpenkon-
vention mit dem Vorwurf leben, sie 
sei nicht viel mehr als ein weiterer 
Papiertiger ohne Biss. Viel zu selten 
wird dieses internationale Über-
einkommen zum Schutz der Alpen 
als wirksam, relevant und greifbar 
wahrgenommen. Erst wenige Pro-
jekte, die sich auf die Alpenkon-
vention berufen oder als Umset-
zungsprojekt fi rmieren, zeigen den 
breiten Kompetenzbogen dieses 
Vertragswerkes zwischen recht-
licher Implementierung und Anwen-
dung einerseits sowie praktischer 
Relevanz andererseits. Das Umset-
zungs- und Inwertsetzungspotenzial 
des 1991 unterzeichneten alpenwei-
ten Abkommens ist bei weitem nicht 
ausgeschöpft.

Gute, aber wenige Projekte
Dass die Alpenkonvention lebt 

und vorankommt, lässt sich inzwi-
schen an einer ganzen Reihe von 
spannenden, großteils staatenüber-
greifenden Projekten, Netzwerken 
und Initiativen ablesen:

• Gemeindenetzwerk „Allianz in
den Alpen“: Mehr als 250 Mit-
gliedsgemeinden in sieben Län-
dern des Alpenraums, 16 Mit-
glieder mit zahlreichen Mitglieds-
gemeinden in Österreich.

• Netzwerk Alpiner Schutzge-
biete: Das Netzwerk vereint die 
Verwaltungen der alpinen Schutz-
gebiete mit dem Ziel, durch eine 

möglichst enge Zusammenar-
beit zwischen den Schutzgebie-
ten langfristig die Umsetzung 
des Protokolls „Naturschutz und 
Landschaftspfl ege“ zu erreichen. 
Von Frankreich gegründet, zählt 
das Netzwerk heute in Summe
knapp 800 Partner und Mitglie-
der.

• Alpenstadt des Jahres: Eine 
internationale Jury, die Ar-
beitsgemeinschaft Alpenstädte, 
CIPRA und Pro Vita Alpina vergibt 
den Titel Alpenstadt des Jahres. 
Zentrales Anliegen ist es, die 
Maßnahmen zum Schutz des Al-
penraumes mit der nachhaltigen 
Entwicklung der Stadtregion zu 
verknüpfen. 

• Weitwanderprojekt „Via Alpi-
na“: Die Via Alpina verbindet 
acht Länder, 30 Regionen, Kan-
tone oder Länder und mehr als 
200 Gemeinden. Allein in Öster-
reich werden 6 Bundesländer, 
24 politische Bezirke und über 
90 Gemeinden berührt. 32 Sek-
tionen des Oesterreichischen Al-
penvereins, 23 des Deutschen Al-
penvereins, zwei Naturfreunde-
ortsgruppen und eine Sektion des 
Österreichischen Touristenklubs 
sind in die Via Alpina involviert. 

• Projekt „Bergsteigerdörfer“: Im
Bereich der Umsetzung des Tou-
rismusprotokolls arbeitet der 
OeAV an der Unterstützung von 
charakteristischen Bergsteiger-
dörfern (Ginzling, Vent, etc.) 
und am Aufbau eines Netzwerks 
Alpiner Bergsteigerdörfer.

Partnerschaften
Meist existiert für diese Projekte 

ein „Memorandum of Understanding“ 
zwischen dem Ständigen Sekretariat 
der Alpenkonvention und der jewei-
ligen Projektträgerorganisation, das 
die Verbindung und Partnerschaft im 
Rahmen der Alpenkonvention und 
ihren Status als offi zielle Umset-

zungsprojekte der Alpenkonvention 
festschreibt.

Eine Reihe weiterer erfolgreicher 
regionaler Projekte, die beispielhaft 
einen Beitrag zur nachhaltigen Ent-
wicklung im Sinne der Alpenkon-
vention leisten, fi ndet sich auf der 
CIPRA-Website (www.cipra.org/de/
alpmedia/good-practice).

Unklarer Mehrwert
Neben den erwähnten guten Bei-

spielen, die zeigen, wie die Alpen-
konvention mit Leben erfüllt werden 
kann, gibt es noch ein weites, unbe-
ackertes Feld von Protokollbestim-
mungen, die bisher nicht wirksam in 
Wert gesetzt wurden oder werden 
konnten. Man braucht hier gar nicht 
nur an das politisch brisante Ver-
kehrsprotokoll zu denken. 

Betrachtet man weiters etwa das 
Berglandwirtschaftsprotokoll, das in 
Struktur und Wortlaut bald 20 Jahre 
alt ist, werden Schwächen des Pro-
tokolls selbst schnell offenkundig.

 Dieses enthält keinen Artikel, der 
auf Aspekte der Ökologie, des Na-
tur- und Kulturlandschaftsschutzes 
oder der Biodiversität eingeht bzw. 
ausreichend Bezüge zu diesen The-
men herstellt.Bedeutung und Beson-
derheiten von Bergmähdern, Almen 
und Almwirtschaft kommen nicht 
oder kaum vor. Das Thema gentech-
nisch veränderter Organismen ist 
gar nicht angesprochen.

Eine der größten Herausforde-
rungen des alpinen Natur- und Land-
schaftsschutzes ist die langfristige 
Erhaltung von bisher straßenmäßig 
und massentouristisch unerschlos-
senen Almen und traditionell ge-
nutzten Bergregionen. Auch darauf 
gibt das Berglandwirtschaftsproto-
koll keine zufrieden stellende Ant-
wort.

Es stellt sich daher die Frage, 
wann eine spezifi sche zeitgemäße 
Umsetzung dieses Protokolls ange-
gangen wird.
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Rechtliche Implementierung und praktische Umsetzungsprojekte 
am Prüfstand. Die Zahl der Umsetzungsprojekte ist noch gering, 
aber ihre Qualität stimmt. Zugleich mehren sich die Beispiele ei-
ner unmittelbaren Anwendung der Alpenkonvention. Eine Analyse 
von Franz Maier, Geschäftsführer des Umweltdachverbandes.
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Kohärente Anwendung
vorantreiben
Dass die Alpenkonvention jedoch 

rechtlich greift, muss für alle Zweif-
ler spätestens seit dem 22. Septem-
ber 2003 feststehen, als der Ver-
fassungsgerichtshof hinsichtlich der 
unmittelbaren Anwendbar-
keit von Art. 14 des Boden-
schutzprotokolls festgestellt 
hat, dass die Bestimmungen 
der Alpenkonvention von 
den Behörden unmittelbar 
umzusetzen sind. Am selbst-
verständlichsten dürfte im 
Bundesländer-Ranking die 
Anwendung verschiedener 
Protokolle im Land Tirol er-
folgen, wo sich dies bereits 
seit rund fünf Jahren in der 
Spruchpraxis der Behörden 
niederschlägt:

• So sind beispielsweise 
Ratrac-Fahrten für Per-
sonentransporte im An-
schluss an die Silvretta 
Skiarena auf den Piz Val 
Gronda auch aufgrund 
der Bestimmungen des 
Tourismusprotokolls ab-
gelehnt worden. 

• Bezüglich des Boden-
schutzprotokolls liegen 
mehrere Entscheidungen der Be-
hörden vor, wodurch die Errich-
tung von Skipisten/Infrastruk-
turanlagen in labilen Gebieten 
untersagt wurde. 

In anderen Bundesländern steckt 
die Anwendung der Alpenkonvention 

nach wie vor in den Kinderschuhen. 
Bis heute werden insbesondere in 
der Steiermark die Bestimmungen 
des Vertragswerkes besonders zö-
gerlich angewandt, wie der Umgang 
mit Straßenerschließungsprojekten 
in hochwertigsten Schutzgebieten 
am Dachstein und Toten Gebirge so-

wie im Ennstal (Wildalpener Salza-
tal) zeigt. Nach den Schutzverpfl ich-
tungen des Naturschutzprotokolls 
wären Erschließungsprojekte in 
Schutzgebieten schwer bis gar nicht 
genehmigungsfähig.

Anwendungslücken bestehen in
einigen Bundesländern, weiters 

bei der Diskussion über neue Skier-
schließungen. 

Die vom Lebensministerium be-
auftragte, derzeit entstehende Al-
penkonventions-Rechtsdatenbank 
des Kuratorium Wald wird zu einer 
schnelleren Verbreitung des Wissens 
und einer kohärenteren Anwendung 

wesentlich beitragen können. Die 
entsprechenden Datensätze werden 
über die Website des Umweltbun-
desamtes zugänglich sein. Zusätz-
liche Schubkraft in Richtung einheit-
liche rechtliche Implementierung ist 
durch den vom Lebensministerium 
angekündigten Rechtsarbeitskreis  zu
erwarten.

Resümee
Die Dualität der Alpenkonvention 

zwischen Recht und Praxis, zwischen 
juristischen Genehmigungsverfahren 
und dem echten, herausfordernden 
Leben der in den Alpen wohnenden 
Menschen – als zwei Seiten dersel-
ben Medaille – wird noch viel zu 
wenig gesehen. Starke Umsetzungs-
impulse sind durch die Berücksich-
tigung der Alpenkonvention im ös-
terreichischen Programm für die 
Ländliche Entwicklung 2007 bis 2013 
zu erwarten.

Der vermeintliche Papiertiger 
beißt bereits – bleibt zu hoffen, dass 
er das in Zukunft noch viel öfter tun 
wird.

Bergsteigerdorf Hüttschlag (Salzburg)
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In vielen Bereichen stellen wir 
unter Beweis, dass uns der Schutz 
der Natur, dass uns Umwelt- und 
Klimaschutz zentrale Anliegen sind. 
Wir haben das Welterbe, den Nati-
onalpark Neusiedler See-Seewinkel 
und sechs Naturparks im Land. 

Ein aktiver Klima- und Umwelt-
schutz sowie der schonende Umgang 
mit den natürlichen Ressourcen sind 
zentrale Schwerpunkte der burgen-
ländischen Landespolitik. Die Ak-
tivitäten der letzten Jahre zeigen, 
dass wir am richtigen Weg sind: Da-
bei denke ich vor allem an die for-
cierte Nutzung erneuerbarer Ener-
gieträger oder etwa an die Ökolo-
gisierung im Wohnbau. Bei der Nut-
zung erneuerbarer Energien nimmt 
das Burgenland österreichweit eine 
Vorreiterrolle ein. Im Burgenland 
werden bereits mehr als 60 Prozent 
des Strombedarfs durch die Nutzung 
erneuerbarer Energien abgedeckt. 
Ziel des Landes ist es, dass wir bis 
2013 stromautark sind. In weiterer 
Folge soll das Burgenland energie-
autark werden. 

Auch in vielen anderen Be-
reichen wird deutlich, dass der 
Schutz der Natur, dass Umwelt- und 
Klimaschutz einen sehr hohen Stel-
lenwert haben. All diese Aktivitäten 
tragen ganz wesentlich dazu bei, 
dass das Burgenland auch für künf-
tige Generationen ein Land mit einer 
gesunden Umwelt und mit höchster 
Lebensqualität ist.

Ein Beispiel dafür sind die Be-
stimmungen der Alpenkonvention. 
Obwohl nur knapp zwölf Prozent 
der Landesfl äche des Burgenlandes 
in den Anwendungsbereich der 1995 
in Kraft getretenen Alpenkonvention 
fallen, fi nden die darin enthaltenen 
Bestimmungen im Burgenland eine 
Berücksichtigung. Da die burgenlän-
dischen Naturparks als Natura 2000-
Gebiete ausgewiesen sind, ist ge-

währleistet, dass hier die Wahrung 
der Integrität der Landschaft sowie 
eine nachhaltige Nutzung hohe Pri-
orität haben und in Verfahren und 
Planungsprozessen entsprechend be-
rücksichtigt werden.

Insbesondere die im Burgenlän-
dischen Naturschutz- und Land-
schaftspfl egegesetz NG 1990 vorge-
sehenen Bestimmungen für Natura 
2000-Gebiete gehen noch über jene 
des Protokolls Naturschutz und 
Landschaftspfl ege hinaus. Es ist vor 
diesem Hintergrund somit nicht ver-
wunderlich, dass die Alpenkonventi-
on per se im Burgenland bei Behör-
denentscheidungen bisher nur eine 
untergeordnete Rolle gespielt hat, 
ihre Bestimmungen sehr wohl aber 
indirekt hohe Berücksichtigung fi n-
den. 

Synergien wahrnehmen
Dass die Zielsetzungen und Be-

stimmungen der Alpenkonvention 
zum Lehrplan für die Ausbildung von 
haupt- und ehrenamtlichen Natur-
schutzorganen des Burgenlandes ge-
hören, ist ein weiterer Beleg dafür, 
dass das Burgenland ein Befürworter 
einer umfassenden Alpenkonven-
tion ist. So werden auch bundes-

länderübergreifende Themen in ent-
sprechenden Gremien (z.B. Länder-
expertenkonferenz der beamteten 
Naturschutzreferenten, Länderar-
beitsgruppe Internationaler Natur-
schutz) beraten und abgestimmt. 

Da sich das Burgenland im ge-
ografi schen Randbereich des An-
wendungsgebietes befi ndet, ist bis 
auf weiteres nicht mit einer signi-
fi kanten Änderung in der Relevanz 
der Alpenkonvention zu rechnen. 
Wesentlich wird es sein, einerseits 
bestehende Synergien mit ande-
ren überregionalen Bestimmungen 
(z.B. Naturschutzrichtlinien der EU) 
wahrzunehmen und zu nutzen (so-
wohl inhaltlich, was die Umsetzung 
betrifft, als auch vom Verwaltungs-
aufwand her, z.B. Berichtspfl ichten) 
sowie andererseits jene Aspekte der 
Konvention herauszustreichen, wo 
sie eine sinnvolle Ergänzung zu be-
stehenden Regelwerken bietet.

Die Alpenkonvention ist nicht nur 
ein sinnvolles Werkzeug, um die Le-
bensqualität in den Alpen zu schüt-
zen, sondern ihre Bestimmungen 
haben auch Beispielwirkung auf an-
dere Länder.

Die Bedeutung der Alpenkonvention
für das Burgenland

Landeshauptmann des Burgenlandes
Hans Niessl

©
 B

ur
ge

nl
an

d 
To

ur
is

m
us

Naturpark Raab (Burgenland)

©
 B

ur
ge

nl
an

d 
To

ur
is

m
us



BUNDESLÄNDER

13die alpenkonvention ntion    50/2008

Der Gedanke, länderübergrei-
fend zum Schutz der Alpen tätig zu 
werden, reicht bis in die 1950er Jah-
re zurück. Seit etwas mehr als fünf 
Jahren sind die Durchführungsproto-
kolle der Alpenkonvention in Kraft. 
Dadurch sind wir zu einem ganzheit-
lichen und integrierten Ansatz bei 
der Umsetzung verpfl ichtet.

Die Philosophie, der Geist der 
Alpenkonvention, ist in vielen po-
litischen Diskussionen spürbar. Ob-
wohl wir in der Implementierung 
schon relativ weit sind, liegt wohl 
noch ein gutes Stück Weg vor uns, 
um sie als ausreichend bezeichnen 
zu können. 

Ein Grund dafür mag sein, dass 
bezüglich der Alpenkonvention, 
trotz des eingerichteten Über-
prüfungsausschusses, konkrete Sank-
tionierungsmöglichkeiten fehlen.

Nichts desto trotz sind in 
Kärnten das Wissen und das Be- 
wusstsein um die Alpenkonvention 
relativ weit verbreitet. Auf Ebene 
der Landesbediensteten ist das auf 
die regelmäßigen Weiterbildungen 
zurückzuführen. Glücklicherweise
ist mit Gerold Glantschnig, der  ja 
Gemeinsamer Ländervertreter ist,
ein ausgewiesener Kenner der  Ma-

terie Leiter unserer Verfassungs-
abteilung. Informationen über die 
aktuellen Entwicklungen werden 
schnell weitertransportiert. Das  Be-
wusstsein um die Alpenkonvention 
ist also durchaus vorhanden, immer 
häufi ger wird sie auf Landesebene 
herangezogen, um Entscheidungen 
in Verfahren zu begründen. 

Eine deutliche Sensibilisierung 
ist im Bereich des Naturschutzes zu 
spüren. Bei dieser Sensibilisierung 
helfen uns gewissermaßen die NGOs, 
die in zahlreichen Diskussionen die 
Berücksichtigung der Protokolle ein- 
fordern.

Verschiede-
ne Ideen der 
Alpenkonventi-
on, etwa jene 
zur Raumpla-
nung und nach-
haltigen Ent-
wicklung fi nden 
Umsetzung in 
der realen Po-
litik. Die Stär-
kung des länd-
lichen Raumes, 
die Förderung 
der Chancen-
gleichheit für 

die ländliche Bevölkerung sind kei-
ne Schlagworte, wir setzen gezielt 
Maßnahmen, um periphere Regionen 
nachhaltig zu unterstützen.

Der Bogen, den wir dabei span-
nen, reicht von den entsprechenden 
gesetzlichen Rahmenbedingungen, 
wie etwa der Adaptierung der 
Wohnbauförderung in Richtung Öko-
logisierung, bis hin zu konkreten 
Maßnahmen wie der touristischen 
Inwertsetzung unserer Naturland-
schaften. Diesbezügliche Initiati-
ven im Nationalpark Hohe Tauern 
sind sicher beispielgebend für ganz 
Österreich. Gerade der Nationalpark 
mit seinen verschiedenen Aspekten 
und Ansprüchen ist eine Region, die 
modellhaft für die Umsetzung der 
Alpenkonvention steht.

Ich glaube, dass wir in Zukunft die 
vorhandenen Netzwerke, beispiel-
haft sei das Gemeindenetzwerk „Al-
lianz in den Alpen“ erwähnt, besser 
nutzen müssen, um das Bewusstsein 
für die Ideen der Alpenkonvention, 
die Ausgewogenheit von Ökologie 
und Ökonomie mit dem Menschen 
als Sozialwesen in der Mitte weiter 
zu stärken und noch größere Be-
völkerungsschichten informieren zu 
können. 

Umsetzungsprozess der Alpenkonvention
in Kärnten

Landeshauptmann von Kärnten
Jörg Haider
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Die Alpen sind der größte Natur- 
und Kulturraum Mitteleuropas. In 43 
Regionen innerhalb von acht Staaten 
prägen sie Landschaft und Leben für 
13 Millionen Alpenbewohner und zie-
hen mit ihrer faszinierenden Schön-
heit Erholungssuchende aus der gan- 
zen Welt an. Sie sind Lebens- und 
Wirtschaftsraum, wertvolles Trink-

wasserreservoir eines ganzen Konti-
nents und wichtiges Tourismusziel. 
Klimatische und naturräumliche Be-
sonderheiten und Extreme machen 
die Alpen aber auch zu einem beson-
ders empfi ndlichen Ökosystem, das 
es zu schützen gilt.

Die Bedeutung der Alpen für eine 
Region wie Niederösterreich scheint 
auf den ersten Blick keine beson-
ders große zu sein, gilt doch Nie-
derösterreich nicht unbedingt als 
klassisches alpines Bundesland. Aber 
bei näherer Betrachtung wird man 
relativ rasch feststellen, dass auch 
Niederösterreich in beträchtlichem 
Ausmaß von den Alpen geprägt ist. 
Alpenvorland und alpine Regionen 
gehören ebenso zum landschaft-

lichen Bild, wie beispielsweise der 
Wienerwald, mit dem Niederöster-
reich den östlichsten Ausläufer der 
Alpen beheimatet. 

Dieser alpine und alpingeprägte 
Anteil an dieser berühmten und 
wunderschönen Gebirgskette hat 
einen sehr hohen Stellenwert. In 
diesem Sinne sind wir in Nieder-

österreich auch stolz und glücklich, 
Mitglied der Internationalen Alpen-
schutzkommission CIPRA Österreich 
zu sein und an der Umsetzung der 
1995 in Kraft getretenen Alpenkon-
vention mitzuarbeiten.

Spannungsfelder
Was in der Teilnahme an der 

Alpenkonvention zum Ausdruck 
kommt, ist die generelle Sorge, um 
den Erhalt der einzigartigen Natur-
landschaft. Das ist ein ehrgeiziges 
und nicht zu unterschätzendes Ziel, 
denn die Herausforderungen, vor 
denen wir stehen, machen den Weg 
zu diesem Ziel nicht leichter. Insbe-
sondere gilt es, das Spannungsfeld 
zwischen wirtschaftlichem Wachs-

tum und Umweltschutz aufzulösen. 
Wobei es in Niederösterreich dies-
bezüglich einen erfreulichen Trend 
gibt, denn es ist uns gelungen, die 
Gesamtemissionen von Treibhausga-
sen zu reduzieren. Worum es dabei 
geht, ist beispielsweise die tou-
ristische Entwicklung, die Entwick-
lung von Mobilitätsströmen und die 
Entwicklung der Raumplanung har-
monisch zu bewältigen. 

Zwei Nationalparks
All das versuchen wir durch un-

terschiedlichste Maßnahmen in 
unserer Klima- und Umweltpolitik 
auf einen gemeinsamen Nenner zu 
bringen. So ist Niederösterreich das 
einzige Bundesland mit zwei Natio-
nalparks. Der Wienerwald wurde als 
Biosphärenpark anerkannt.

Der Klimaschutz und der Schutz 
unseres Wassers wurde in der Lan-
desverfassung verankert. Mit dem 
Bodenbündnis bekennen wir uns zum 
schonenden Umgang mit Grund und 
Boden. Und nicht zuletzt dokumen-
tieren wir mit der Alpenkonvention 
unsere besondere Verantwortung 
auf diesem Gebiet. Immerhin hat 
Niederösterreich mit dem Wildnis-
gebiet Dürrenstein ein Vorzeige-
projekt, das weit über die Grenzen 
hinaus bekannt ist und einen gu-
ten Ruf genießt. All diese Maßnah-
men stehen dabei unter einer ganz 
zentralen Philosophie: „Intelligent 
schützen – sanft nützen“.

Die Alpenkonvention ist dabei 
ein gutes Beispiel, weil sie eine gute 
Leitlinie abgibt, wichtige Perspek-
tiven liefert und konkrete Maßnah-
men beinhaltet – mit dem Ziel, den 
Alpenraum zu schützen und eine 
nachhaltige Entwicklung zu sichern.

Intelligent schützen – sanft nützen

Landeshauptmann von Niederösterreich
Erwin Pröll
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Seit dem Beitritt zur Alpenkon-
vention am 6. März 1995 haben sich 
Österreich und damit auch die am 
Alpenraum beteiligten Bundesländer 
dem Schutz und der Erhaltung des 
gemeinsamen Lebensraumes Alpen, 
als einen der größten zusammen-
hängenden Naturräume Europas, 
verschrieben. Oberösterreich ist in 
etwa zu einem Drittel  – in seinem 
südlichen Landesteil – vom räum-
lichen Geltungsbereich der Alpen-
konvention berührt. 

Für eine ökologisch und auch 
wirtschaftlich gerechte, nachhaltige 
Entwicklung zu sorgen ist nicht nur 
ein kurzes Projekt, sondern ein lau-
fender Prozess, der Chancen bietet, 
von denen viele in Oberösterreich 
– ganz im Sinne der Alpenkonvention 
– bereits umgesetzt wurden. 

So wurde im Zuge der Erhe-
bungen hinsichtlich eventuell vor-
handener landesgesetzlicher Umset-
zungserfordernisse festgestellt, dass 
die Landesgesetze ihrem Inhalt nach 
bereits die Zielsetzung der Alpen-
konvention erfüllen und daher kein 
weiterer Anpassungsbedarf besteht. 
Dennoch muss betont werden, dass 
die Ziele der Alpenkonvention in 
vielen Verfahren eine bedeutende 
argumentative Unterstützung bie-
ten. Beispielsweise sind die Vorga-
ben des Bodenschutzprotokolls der 
Alpenkonvention in die Landesge-
setzgebung eingefl ossen, indem die 
Oberösterreichische Landesregie-
rung 2004 den Beschluss gefasst hat, 
den jährlichen Bodenverbrauch für 
Siedlungszwecke stetig zu verrin-
gern.

Die mit den Gesetzen und ihrem 
Vollzug betrauten Fachabteilungen 
der Landesverwaltung, die Bezirks-
verwaltungsbehörden und Gemein-
den sowie die Öffentlichkeit werden 
und wurden mittels Informations-
veranstaltungen vor Ort oder mit In-

formationsmaterial über die Inhalte 
der Protokolle in Kenntnis gesetzt 
bzw. auch mittels Erlass auf die An-
wendung des Bergwaldprotokolls 
hingewiesen. 

Dennoch ist festzustellen, dass 
der Informationsstand unterschied-
lich wahrgenommen wird. So füh-
len sich etwa die Fachabteilungen 
wie Naturschutzbehörde und Forst-
juristen durchaus ausreichend in-
formiert, während von anderen 
Behörden ohne klare Materienzu-
ständigkeit ein gewisses Informa-
tionsdefi zit geortet wird - hier ist 
sicherlich noch ein Nachholbedarf 
feststellbar.

Konkrete Projekte
Im Hinblick auf den Stand der 

inhaltlichen Umsetzung der Alpen-
konvention in Oberösterreich ist 
hervorzuheben, dass die laufen-
de Umsetzung im wesentlichen im 
Zuge von gezielten Förderungen, 
durch die Erstellung von den Zie-
len der Alpenkonvention dienenden 
Planungen und Konzepten, durch 
die Berücksichtigung der entspre-
chenden Ziele in den verschiedenen 
projektbezogenen Prüf- und Geneh-
migungsverfahren stattfi ndet.

Als Beispiele dafür können Raum-
verträglichkeitsprüfungen, Umwelt-
verträglichkeitsprüfungen oder auch 
die naturschutzrechtlichen Bewilli-
gungsverfahren angeführt werden. 
Schutzwaldsanierungsprojekte, die 
Ausarbeitung der Rahmenvereinba-
rung für die Nationalpark Kalkalpen 
Region oder das Projekt Via Alpina 
sind konkrete Projekte und Pla-
nungen, die die Ziele der Alpenkon-
vention optimal mittragen und um-
setzen. In diesem Zusammenhang ist 
auch auf das EU-Förderprogramm In-
terreg IV B Alpenraum hinzuweisen, 
das die Ziele der Alpenkonvention in 
vielen Bereichen unterstützt.

Die Ziele der Alpenkonvention 
haben aber vor allen Dingen eine 
wichtige strategische Bedeutung: 
Sie wirken in vielen Fällen bei Ver-
handlungen, Planungen oder Diskus-
sionen stützend. Um der Konvention 
noch mehr Gewicht zu verleihen, 
bedarf es aber einer verstärkten 
Zusammenarbeit, vor allem für die 
praktische Umsetzung von Richtli-
nien, die in vielen Fällen nur fach- 
oder länderübergreifend geschehen 
kann. Auch den Erfahrungsaustausch 
und die Kooperation, besonders zwi-
schen den Kommunen und Regionen, 
gilt es zu steigern.

Viele Puzzleteile ergeben das 
ganze Bild: Der Schutz unserer Bö-
den, die Errichtung des National-
parks Kalkalpen, der Erhalt unserer 
Almen als Kulturgut und die Förde-
rung der Almwirtschaft – dies alles 
unter dem Aspekt der Dynamik un-
seres Bundeslandes als Wirtschafts- 
und Tourismusland und nicht zuletzt 
auch unter dem Aspekt des Klima-
wandels, der besonders und in er-
ster Linie auf den Alpenraum große 
Auswirkungen haben wird. Aufga-
ben, die es nicht nur für die jetzige, 
sondern auch für zukünftige Gene-
rationen zu erfüllen gilt. 

Argumentative Unterstützung
in vielen Verfahren

Landeshauptmann von Oberösterreich
Josef Pühringer

BUNDESLÄNDER
©

 L
an

d 
O

be
rö

st
er

re
ic

h

Almsee (Oberösterreich)

©
 T

ou
ri

sm
us

bü
ro

 G
rü

na
u 

i.
A.



die alpenkonvention ntion    50/200816

Mit der Unterzeichnung der Al-
penkonvention sind acht Alpen-
staaten und die EU übereingekom-
men, den Lebensraum Alpen als 
einen der bedeutendsten zusam-
menhängenden Naturräume Euro-
pas für die nächsten Generationen 
abzusichern und nachhaltig zu ent-
wickeln. Die Alpen gelten mit Recht 
als eine der sensibelsten Regionen 

Europas, deren Schutz und nachhal-
tige Entwicklung unser aller Auftrag 
sein muss.

Die Alpenkonvention kann in 
diesem Sinn nicht als kurzfristiges 
Projekt verstanden werden, sie ist 
vielmehr ein permanenter Prozess 
und eine dauerhafte Chance, Ent-
wicklungen und Möglichkeiten der 
sozioökonomisch und ökologisch 
sinnvollen Nutzung des Alpenraums 
bestmöglich zu steuern.

Das Bundesland Salzburg hat 
nicht nur einen historischen Bezug 
zur Alpenkonvention – immerhin 
wurde sie 1991 hier unterzeichnet.  
Salzburg ist auch auf Grund seiner 
geographischen Gegebenheiten im 
positiven Sinn besonders von der Al-
penkonvention betroffen. So liegen 

102 der 119 Salzburger Gemeinden 
und umgerechnet knapp 95 Prozent 
der Landesfl äche in ihrem Anwen-
dungsbereich.

Die Salzburger Landesregierung 
ist bestrebt, durch laufende Be-
richterstattung über die Alpenkon-
vention, etwa in der vierteljährlich 
herausgegebenen Zeitschrift „Na-
turLandSalzburg“, sowohl über Ziele 

als auch über 
den Entwick-
lungsstand des 
Alpenprozesses 
zu informie-
ren. Als erstes 
Bundesland Ös-
terreichs hat 
Salzburg be-
reits 2003 im 
Rahmen seiner 
Verwaltungsa-
kademie einen 
gut besuchten 
Kurs über Um-
setzungserfor-
dernisse der 
Alpenkonventi-
on angeboten. 

Laufend werden darüber hinaus die 
Behörden mit den Protokollen und 
deren praktischer Anwendung ver-
traut gemacht.

Konkrete Anwendungs-
beispiele
Die Alpenkonvention war bei-

spielsweise mit ein Anlass für die 
mit erstem Jänner 2008 in Kraft 
getretene Novellierung des Salz-
burger Naturschutzgesetzes. Es ist 
einfacher, transparenter und erfüllt 
Vorgaben von EU und Alpenkonven-
tion. Erfolg versprechende Projekte 
laufen weiters im Bereich der grenz-
überschreitenden Zusammenarbeit, 
einem besonderen Anliegen der 
Alpenkonvention, etwa zur Vernet-
zung von Schutzgebieten. 

Viel zu tun gibt es weiterhin im 
Verkehrsbereich: Das Land Salzburg 
unterstützt seit der Unterzeichnung 
1991 den Umsetzungsprozess der Al-
penkonvention mit dem Ziel einer 
ganzheitlichen Politik zum Schutz 
und zur nachhaltigen Entwicklung 
des Alpenraumes.

Ein wesentliches Anliegen ist 
dabei das Verkehrsprotokoll, um 
Belastungen und Risiken durch den 
inneralpinen und alpenquerenden 
Verkehr auf ein Maß zu senken, das 
für Menschen, Tiere und Pfl anzen 
und ihre Lebensräume erträglich ist. 
Diesem Ziel dient etwa eine stärkere 
Verlagerung des Gütertransports auf 
die Schiene und der mittlerweile 
sehr erfolgreiche Ausbau des S-Bahn-
Netzes im Salzburger Zentralraum.

Salzburg hat im eigenen Bereich 
immer wieder wichtige Impulse für 
wirksame Maßnahmen gesetzt, um 
Klimaschutz, Wohlstand und wirt-
schaftliche Entwicklung erfolgreich 
zu vereinen. Beispiel dafür ist etwa 
die Gemeinde Werfenweng, die 2005 
für nachhaltiges Mobilitätsmanage-
ment einen Hauptpreis beim CIPRA-
Wettbewerb „Zukunft in den Alpen“ 
erringen konnte. 

Unsere verstärkten Bemühungen 
sollen künftig der Akzeptanz der 
Alpenkonvention in der Bevölke-
rung aller Alpenkonventionsländer 
gelten. Hier nimmt die Deklaration 
„Bevölkerung und Kultur“ zu Recht 
eine Schlüsselrolle für den Identi-
fi kationsprozess und die Schaffung 
eines Grenzen übergreifenden Pro-
blem- und Lösungsbewusstseins der 
Menschen im Alpenraum ein. Die Al-
penkonvention soll nicht als bloßes 
Regelwerk und schon gar nicht als 
Verhinderungsinstrument wahrge-
nommen werden, sondern vielmehr 
als positive Handlungsanleitung zum 
Ausbau der Zukunftschancen des Al-
penraums.

Die Alpenkonvention – Chance und
positive Handlungsanleitung

Landeshauptfrau von Salzburg
Gabi Burgstaller
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Die Alpenkonvention gewinnt 
in der Steiermark immer mehr an 
Bedeutung. Es wird versucht, die 
Durchführungsprotokolle der Alpen-
konvention bei neuen Planungen zu 
überprüfen, damit man den Umset-
zungserfordernissen gerecht wird. 
Speziell in Umweltverträglichkeits-

prüfungsverfahren (UVP-Verfahren) 
sind die spezifi schen Bestimmungen 
der Protokolle über Umweltauswir-
kungsbewertungen anwendbar. Bei 
Vorhaben mit eventuell erheblichen 
Auswirkungen auf die Umwelt wer-
den diese im Rahmen der geltenden 
staatlichen Ordnung einer vorhe-

rigen Bewertung unterzogen und die 
Ergebnisse bei der Entscheidung be-
rücksichtigt.

Bereits bei drei abgeschlossenen 
UVP-Verfahren wurde die Alpenkon-
vention angewendet, ein Verfahren 
ist derzeit noch anhängig, in wel-
chem das Bodenschutz-, das Touris-
mus- und das Bergwaldprotokoll zur 
Anwendung kommen. 

Auf Landesebene hat es Fachta-
gungen und Informationsveranstal-
tungen betreffend Umsetzung der 
Alpenkonvention gegeben. Gemein-
sam mit Expertinnen und Experten 
des Landes Steiermark, der Um-
weltanwältin und eines Vertreters 
der Bezirkshauptleute, unterstützt 
durch das Generalsekretariat der 
Alpenkonvention, wurde ein Um-
setzungspapier zu den Durchfüh-
rungsprotokollen der Alpenkonven-
tion, das „Steirische Vademecum“ 
erstellt. Dieses dient als Hand-
lungsanleitung zur Anwendung der 
Alpenkonvention und soll Hilfe in 
der praktischen Arbeit bieten. Im 
Frühjahr 2007 wurde die zweite Auf-
lage veröffentlicht (http://www.
umwelt.steiermark.at – Umwelt 
und Recht – Alpenkonvention.). Des 
Weiteren wurde im Digitalen Atlas 
Steiermark unter „Naturräumliche 
Schutzgebiete“ der Geltungsbereich 
der Alpenkonvention aufgenommen 
(http://gis.steiermark.at).

Insgesamt wäre es wünschens-
wert, wenn die Alpenkonvention ei-
nen größeren Stellenwert bekommt, 
um den Alpen- und Naturlebensraum 
als lebenswert zu erhalten, in dem 
die Interessen von Wirtschaft und 
Wohnen/Leben im Einklang stehen. 
Hierbei wird sicherlich das Natur-
schutz- und Landschaftspfl egeproto-
koll von großer Bedeutung sein.

Den Alpenraum lebenswert erhalten

Landeshauptmann der Steiermark
Franz Voves
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Lange Zeit in ihrer Bedeutung 
unterschätzt, haben die Alpenkon-
vention und ihre Protokolle mittler-
weile ihren Platz gefunden: nämlich 
als zukunftsweisendes Instrument 
zum Schutz der Alpen als Lebens-, 
Natur- und Wirtschaftsraum.

Die Verbundenheit des Landes 
Tirol mit der Alpenkonvention zeigt 
sich nicht nur darin, dass unsere 
Landeshauptstadt das Ständige Se-
kretariat der Alpenkonvention be-
herbergen darf. Zwischenzeitlich ist 

dieses Vertragswerk vielmehr auch 
Grundlage sowohl genereller, als 
auch behördlicher Entscheidungen 
im Einzelfall geworden.

Als gutes Beispiel für eine Um-
setzung der Alpenkonvention kann 
das Tiroler Seilbahn- und Schige-
bietsprogramm angeführt werden, 
welches ein umfassendes Bekenntnis 
zur Relevanz der Alpenkonvention 
als Rahmen für die nachhaltige Ent-
wicklung alpiner Regionen enthält. 
In diesem Raumordnungsprogramm 
werden einleitend die besonde-
re Bedeutung der Alpenkonvention 
und die umsetzungsrelevanten Ver-

pfl ichtungen hervorgehoben. Zudem 
werden darin auch in verbindlicher 
Form Nutzungs- und Schutzaspekte, 
im Sinne der Alpenkonvention, be-
rücksichtigt.

Das vorrangige Ziel der Alpen-
konvention, nämlich den Schutz 
der Alpen als Lebens-, Natur- und 
Wirtschaftsraum zu stärken, ist für 
das Alpenland Tirol von besonderer 
Bedeutung. Deshalb habe ich mich 
auch bereits in meiner Zeit als Bür-
germeister von Innsbruck persönlich 

sehr dafür eingesetzt, dass das Stän-
dige Sekretariat der Alpenkonven-
tion seinen Sitz in Innsbruck hat. Den 
Nutzen, den unser Land davon hat, 
gilt es der Bevölkerung in Innsbruck 
und Tirol deutlich zu machen. Ge-
rade durch die konkrete Mitwirkung 
und Mitarbeit der Alpenkonvention 
an Projekten, wie beispielsweise 
dem Leitbild „ZukunftsRaum Tirol“, 
kommt dieser Nutzen auch zum Aus-
druck.

Die Alpenkonvention beinhal-
tet auch Festlegungen zum für Ti-
rol besonders wichtigen Thema 
Verkehr. Die festgehaltenen Ziele 

der Alpenkonvention sind für Tirol 
von entscheidender Bedeutung. Es 
geht um den Verzicht auf weitere 
alpenquerende Verkehrswege, um 
Kostenwahrheit und um die Querfi -
nanzierung der Schiene durch Maut-
gebühren. Neben zahlreichen ande-
ren Aspekten, welche sich aus der 
Alpenkonvention und dem zum Ver-
kehr erlassenen Durchführungspro-
tokoll ergeben, ist hier insbesonde-
re auf die Themen Kostenwahrheit 
und Verlagerung des Güterverkehrs 
hinzuweisen.

Zum Thema Kostenwahrheit 
sieht das Verkehrsprotokoll die Um-
setzung des Verursacherprinzips vor. 
Dazu soll ein Berechnungssystem zur 
Ermittlung der Wegekosten und der 
externen Kosten erstellt werden, 
welches den Einsatz der umwelt-
freundlichsten Verkehrsträger und 
-mittel begünstigt. Als Ziel wird da-
bei die Einführung eines verkehrs-
spezifi schen Abgabesystems defi -
niert, welches die wahren Kosten 
decken soll. 

Weiters ist das Prinzip der Ver-
lagerung des Güterverkehrs auf die 
Schiene in diesem Vertragswerk 
verankert. Und diesem Prinzip soll 
nunmehr auch durch die Verordnung 
zum sektoralen Fahrverbot entspro-
chen werden, welches auf Grundlage 
von Vorschriften zur Luftreinhaltung 
erlassen wurde. Durch diese Verord-
nung sollen bestimmte Güter nach 
einem genau defi nierten Stufenplan 
in Hinkunft nur mehr auf der Schie-
ne transportiert werden dürfen.

Dies entspricht einer allgemei-
nen Verpfl ichtung, der sich die Ver-
tragsparteien der Alpenkonvention 
unterworfen haben. Es bleibt ab-
zuwarten, ob sich die Europäische 
Gemeinschaft, welche auch Mitglied 
der Konvention ist, an diese Ver-
pfl ichtung halten wird. 

Seilbahn- und Skigebietsprogramm im
Zeichen der Alpenkonventionsumsetzung

Landeshauptmann von Tirol
Herwig van Staa
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Der Anwendungsbereich der Al-
penkonvention umfasst in Österreich 
fast 65 Prozent des Staatsgebietes. 
Vorarlberg liegt mit seiner gesamten 
Landesfl äche im Alpenkonventions-
gebiet. Das Ziel der Alpenkonventi-
on, eine ganzheitliche Politik zum 
Schutz und zur nachhal-
tigen Entwicklung des Al-
penraumes zu verfolgen, 
wird vom Land Vorarl-
berg aktiv mitgetragen. 
So wurden folgende kon-
krete Umsetzungsschritte 
gesetzt:

Das Land Vorarlberg 
hat mit den von der Al-
penkonvention berührten 
Behörden, Dienststellen 
und Interessengruppie-
rungen im Dezember 2004 
eine Tagung veranstaltet 
und dabei gemeinsam mit 
dem Ländervertreter Dr. 
Gerhard Liebl vom Amt der Tiroler 
Landesregierung die Umsetzung der 
Alpenkonvention in Österreich und 
Umsetzungserfordernisse in Vorarl-
berg beraten. Weiters ist in den 
Dienstbesprechungen mit den Be-
zirkshauptmannschaften die Alpen-
konvention und deren Anwendung 
ein ständiges Thema.

Die Abteilung Umweltschutz ist 
mit der Umsetzung des Protokolls 
„Naturschutz und Landschaftspfl e-
ge“ in den einzelnen Verfahren 
befasst. Schwerpunkt ist, die be-
stehenden Schutzgebiete im Sinne 
ihres Schutzzwecks zu erhalten und 
zu pfl egen. Die Umsetzung des Na-
tura 2000-Schutzgebietsnetzes mit 
23 Schutzgebieten und die Schaf-
fung von weiteren Ruhezonen ist in 
Ausarbeitung.

Zudem beziehen die Fachabtei-
lungen des Amtes der Landesregie-
rung und die Bezirkshauptmann-
schaften die Durchführungsproto-

kolle in ihre Verfahren und Pla-
nungen mit ein. Als Beispiel sei das 
„konsensorientierte Planungsver-
fahren Unteres Rheintal“ genannt, 
bei dem die Vorgaben der Alpenkon-
vention berücksichtigt werden. Bei 
der Planung von Straßenprojekten 

wird überprüft, ob sie von unmit-
telbar anwendbaren Bestimmungen 
des Verkehrsprotokolls erfasst sein 
könnten. Gegebenenfalls wird das in 
diesen Bestimmungen vorgesehene 
Verfahren durchgeführt.

Das Amt der Landesregierung 
stellt darüber hinaus seit 2002 
Herrn DI Christian Rankl als gemein-
samen Ländervertreter für das Ver-
kehrsprotokoll zur Verfügung. Im 
Rahmen der Arbeitsgruppe Verkehr 
der Alpenkonvention werden derzeit 
vor allem Daten über Vorzeigemaß-
nahmen der Vertragsparteien hin-
sichtlich nachhaltiger Mobilität im 
Alpenraum gesammelt.

Überprüfungsausschuss
Das Land Vorarlberg hat im Jahr 

2005 und 2007 für den Bericht des 
Überprüfungsausschusses den Stand 
der Einhaltung der Alpenkonvention 
und ihrer Durchführungsprotokol-
le umfassend dargelegt. Besonders 

wurde dabei auf das Verkehrsproto-
koll, das Bergwaldprotokoll, das Pro-
tokoll über die Berglandwirtschaft, 
das Bodenschutzprotokoll sowie das 
Tourismusprotokoll eingegangen und 
zur Bestandssituation wildlebender 
Pfl anzen und Tierarten sowie ihrer 

Biotope und Naturschutzak-
tivitäten ausführlich Stellung 
genommen.

Auf Anregung des Natur-
schutzrates, Herrn Bürger-
meister Rainer Siegele, hat im 
Jahr 2005 im Zentrum für Wis-
senschaft und Weiterbildung, 
Schloss Hofen in Lochau ein 
Fachseminar zur praktischen 
Bedeutung der Alpenkonven-
tion für Landes- und Gemein-
debedienstete stattgefunden, 
um gemeinsam Strategien zur 
Erhaltung und nachhaltigen 
Nutzung unseres Alpenraumes 
zu erarbeiten.

13 Projektpartner
Mit dem Nachhaltigkeitsprojekt 

DYNALP bzw. DYNALP² wurden und 
werden zukunftsweisende Arbeiten 
auf Gemeindeebene initiiert und um-
gesetzt. Wir freuen uns, dass dabei 
auch eine Reihe von Aktivitäten der 
13 Projektpartner aus dem Ländle 
in Vorarlberg betrieben werden 
konnten: etwa das Landschaftsent-
wicklungs- und Naturschutzprojekt 
in Röthis-Frastanz-Mittelberg, die 
„Streuobstinitiative Vorderland“, 
Schul- und Beschäftigungsprojekte 
im Biosphärenpark Großes Walser-
tal, die Ökopartnerschaft Alpe Furx, 
„Wohnen mit der Natur“ in Mäder, 
„Bergheimat Nenzing“, „Zentrums-
entwicklung Hittisau und Langen-
egg“, sowie „Unser Dorf-Krumbach“ 
und „Nachhaltiges Sibratgsfäll“.

Ganzheitliche Politik zur nachhaltigen
Entwicklung des Alpenraums

Landeshauptmann von Vorarlberg
Herbert Sausgruber
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Karst und nicht zuletzt Landschafts-
haushalt/Landschaftsbild. Die 1997 
von CIPRA Österreich herausgege-
bene Publikation „Beurteilung von 
Eingriffen in die Landschaft“ fi ndet 
auch heute noch reges Interesse und 
Anwendung.

Wie in den vergangenen Jahren, 
so muss sich die CIPRA auch heute 
den aktuellen Anforderungen stel-
len und ihre  Positionierung zur Lö-
sung von anstehenden Fragen und 
Problemen nutzen. Die aktuellen 
Herausforderungen liegen sicher-
lich auch in den Folgen des globalen 
Klimawandels. Insbesondere die Ar-
tenvielfalt, das Landschaftsbild und 
auch die Wirtschaft in den Alpen 
werden die Auswirkungen spüren 
– sie tun dies in gewissem Ausmaß 
schon heute. Deshalb ist es uner-
lässlich, die Zukunft nachhaltig zu 
gestalten. Und zwar gemeinsam, 
über Stadt- und Landesgrenzen hi-
naus, für die Zukunft der uns nach-
folgenden Generationen.

die alpenkonvention ntion    50/200820

Die nationale Vertretung der In-
ternationalen Alpenschutzkommis-
sion CIPRA in Österreich beschäftigt 
sich seit vielen Jahren schwerpunkt-
mäßig mit der in Österreich 1995 in 
Kraft getretenen Alpenkonvention.

Wien ist bereits vor rund 30 Jah-
ren der CIPRA beigetreten – aus vol-
ler Überzeugung - auch wenn das 
Wiener Stadtgebiet nicht im unmit-
telbaren Anwendungsbereich der 
Alpenkonvention liegt. Zentraler 
Ansatz der CIPRA ist die Bewusst-
seinsbildung für alpenschutzrele-
vante Themen und damit eine Sen-
sibilisierung der Bevölkerung für die 
speziellen Schutz- und Entwicklungs-
bedürfnisse der alpinen Regionen. 
Die breite Informationsplattform 
dient der nachhaltigen Entwicklung 
der Alpen und auch der Nutzung des 
Alpenraums unter Wahrung seiner 
natürlichen und kulturellen Vielfalt.

Wien besitzt in Niederösterreich 
und der Steiermark Quellschutzge-
biete, die zusammen annähernd 
die Fläche Wiens ausmachen. Schon 
deswegen hat die Bundeshauptstadt 

eine besondere und enge Verbun-
denheit zu den alpinen Regionen, 
die nicht zuletzt für die Versorgung 
Wiens mit dem besten Trinkwasser 
der Welt verantwortlich sind. Zudem 
stellt das Alpengebiet im direkten 
Einzugsbereich der Stadt Wien ein 
wichtiges und beliebtes Erholungs-
gebiet für die Wiener Bevölkerung 
dar – je tiefer und ehrlicher unser 
Verständnis für die Natur ist, umso 
besser wird das Miteinander von 
Mensch und Umwelt funktionieren.

Da die Alpen also auch für Wien 
eine unschätzbar wichtige Versor-
gungsfunktion darstellen und ein 
lebenswichtiges  Interesse an der 
Erhaltung dieses vielfältigen Natur- 
und Kulturraumes besteht und be-
stehen muss, ist die Mitgliedschaft 
bei CIPRA Österreich für die Millio-
nenstadt Wien von hoher Bedeutung 
und ebenso hoher Selbstverständ-
lichkeit. Wien hat sich in den ver-
gangenen Jahren im Rahmen der 
CIPRA stark positioniert und sich in 
zahlreichen Fachausschüssen einge-
bracht – wie etwa Wald-Wild-Weide, 

Wahrung der natürlichen und kulturellen
Vielfalt des Alpenraums

Landeshauptmann von Wien
Präsident des Österreichischen Städtebundes

Michael Häupl
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Die Länder sind von der Alpen-
konvention und ihren Protokollen 
in vielfältiger Weise betroffen. Na-
turschutz, Raumordnung, Umwelt-
schutz und natürlich die besonders 
sensiblen Fragen Verkehr im Allge-
meinen und alpenquerender Transit 
im Besonderen sind hier zu nennen. 
Dementsprechend haben es die Län-
der von Anfang an unternommen, 
die von ihnen zu vertretenden In-
teressen in die Arbeitsprozesse im 
Bereich der Alpenkonvention einzu-
bringen.

Die Länder bedienen sich dabei 
ihrer bestehenden, weitgehend in-
formellen Koordinationsinstrumen-
te, und zwar insbesondere der Lan-
deshauptleutekonferenz sowie der 
Gemeinsamen Ländervertreter.

Landeshauptleutekonferenz
Die Landeshauptleutekonferenz 

ersuchte bereits im Jahre 1989 den 
Bund, die Länder in sämtliche Vor-
bereitungsschritte der Alpenkonven-
tion einzubinden. 1991 präzisierte 
die Landeshauptleutekonferenz, die 
Bundesregierung möge sicherstellen, 
dass die Protokolle zur Alpenkonven-
tion nur im Einvernehmen mit den 
Ländern unterzeichnet werden.

Im Mai 1993 forderte die Landes-
hauptleutekonferenz schließlich, 
dass vor Einigung mit den Ländern 
über das Verkehrsprotokoll von Ös-
terreich keine anderen Protokolle 
zur Alpenkonvention unterzeichnet 
werden. Die Landeshauptleutekon-
ferenz bekräftigte diese Forderung 
im November 1994 und ergänzte 
inhaltlich, neue alpenquerende 
hochrangige Straßenverkehrsachsen 
dürften nicht errichtet werden.

Tatsächlich wurden die vorlie-
genden Protokolle zur Alpenkonven-
tion von Österreich erst gemeinsam 
mit dem Verkehrsprotokoll am 31. 
Oktober 2000 unterzeichnet. Das 

Verkehrsprotokoll enthält in Artikel 
11 – der oben genannten Forderung 
entsprechend – den Verzicht der 
Vertragsparteien auf den Bau neuer 
hochrangiger Straßen für den alpen-
querenden Verkehr.

Auch mit dem Verhältnis des 
Verkehrsprotokolls zur Wegekosten-
richtlinie befasste sich die Landes-
hauptleutekonferenz und hielt dazu 
im Jahre 2003 fest, dass sie „die Be-
strebungen der Bundesregierung zur 
Festlegung sensibler Zonen für den 
Transitverkehr unterstützt. Die sen-
siblen Zonen haben jedenfalls die 
in der Alpenkonvention genannten 
Korridore zu umfassen. Es muss aber 
auch möglich sein, sensible Zonen 
außerhalb der Alpen festzulegen“.

Die Erzeugung koordinierter 
Standpunkte der Länder stellt nur 
den ersten Schritt zur Durchsetzung 
dieser Standpunkte dar. Oft reicht 
es nicht aus, diese bloß schriftlich 
den Kommunikationspartnern der 
Länder zu übermitteln; vielmehr 

müssen diese Länderinteressen auch 
in Beratungen oder Verhandlungen 
vertreten werden.

Gemeinsame Länder-
vertreter
Zu diesem Zweck können Ge-

meinsame Ländervertreter von al-
len neun Ländern bestellt werden, 
um die gemeinsamen Länderinteres-
sen in einem nationalen oder inter-
nationalen Gremium zu vertreten. 
Sie haben dabei allenfalls den vor-
her zwischen allen Ländern akkor-
dierten Standpunkt zu vertreten und 
über ihre Aktivitäten den Ländern 
im Wege der Verbindungsstelle der 
Bundesländer zu berichten.

Für die Alpenkonvention sind 
zwei Gemeinsame Ländervertreter 
aus Kärnten und Tirol nominiert. Sie 
nehmen an den Sitzungen der Al-
penkonferenz, ihres Ständigen Aus-
schusses sowie des Österreichischen 
Nationalen Komitees zur Alpenkon-
vention teil und berichten darüber.

In der Arbeitsgruppe Verkehr wir-
ken zwei Gemeinsame Ländervertre-
ter aus Tirol und Vorarlberg mit, an 
der 2004 eingerichteten Plattform 
Naturgefahren ein Gemeinsamer 
Ländervertreter aus der Steiermark. 
In den Überprüfungsausschuss der 
Alpenkonvention wurde ein Gemein-
samer Ländervertreter aus Tirol ent-
sendet.

Auch für das Komitee von CIPRA 
Österreich sind zwei Gemeinsame 
Ländervertreter aus Oberösterreich 
und Tirol nominiert.

Durch die Tätigkeit der Gemein-
samen Ländervertreter und die 
Weiterleitung der von ihnen vorge-
legten Berichte im Wege der Ver-
bindungsstelle ist eine gleichzeitige 
und gleichartige Information aller 
Länder gesichert.

Konsequent gegen neue alpenquerende
hochrangige Straßen

Leiter der Verbindungsstelle der Bundesländer beim
Amt der Niederösterreichischen Landesregierung

Andreas Rosner
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GESPRÄCH

Reden über die Alpenkonvention
Die Jubiläumsausgabe unserer Zeitschrift „Die Alpenkonvention“ ist ein willkommener Anlass, drei 
Experten und Schlüsselfi guren des Alpenkonventionsprozesses zum Gedankenaustausch zu bitten: 
Marco Onida, Generalsekretär der Alpenkonvention, Ewald Galle, verantwortlicher Beamter für die 
Alpenkonvention aus dem Lebensministerium und Peter Haßlacher, Vorsitzender von CIPRA Öster-
reich. Hannes Schlosser hat moderiert.

Hannes Schlosser: Hat die Al-
penkonvention ihr 1991 formu-
liertes Ziel erreicht, die Anliegen 
des Alpenraums in Europa zu stär-
ken? 

Ewald Galle: Allein die Ratifi ka-
tion der Protokolle Energie, Boden-
schutz und Berglandwirtschaft und 
die Unterzeichnung des Verkehrspro-
tokolls durch die EG verdeutlichen 
den Mehrwert. Das Zusammenspiel 
mit EU-Förderprojekten, etwa bei 
INTERREG Programmen oder im Rah-
men der Ländlichen Entwicklung, 
eröffnen zusätzliche Möglichkeiten, 
die Anliegen des Alpenraums in Pro-
jekten zu stärken.

Marco Onida: In einer ersten 
Phase hat die Alpenkonvention die 
Position der Alpenländer in der eu-
ropäischen Umweltpolitik gestärkt. 
Beim Verkehr hat die Konvention 
die Notwendigkeit unterstrichen, 
die Regeln des freien Warenverkehrs 
aus Umweltgründen an die Alpen-
situation anzupassen. Jedoch sind 
im Laufe der letzten Jahre im er-
weiterten Europa andere politische 
Prioritäten auf den Plan getreten, 
was das Gewicht der Alpenregionen 
relativiert hat. Das gibt Anlass zur 
Sorge. Sogar innerhalb des Alpen-
raumprogrammes, einem Programm 
der EU zur territorialen Zusammen-
arbeit, werden die alpinen Anliegen 
nicht immer berücksichtigt. 

Peter Haßlacher: NGO-Engage-
ment bedeutet, einen langen Atem 
zu besitzen. Knapp 20 Jahre nach 
der ersten Alpenkonferenz der Um-
weltminister in Berchtesgaden ist 
ein Mehrwert für den Alpenraum 
noch kaum zu erkennen. Es fehlt 
ja noch immer die Ratifi zierung 
der Protokolle in Italien und der 
Schweiz, sowie einiger Protokolle 
auf EU-Ebene. 

Schlosser: Wie beurteilen Sie 
die Rolle von NGOs im Alpen-
konventionsprozess international 
bzw. in Österreich?

Galle: Ohne NGOs hätte es keine 
Alpenkonvention gegeben. Gerade 
im Rahmen der Implementierung 
der Konvention und ihrer Protokolle 
kommt ihnen angesichts ihrer Ex-
pertise und ihrer Kontakte mit der 
Basis eine essenzielle Rolle zu.

Haßlacher: Sie sind das Salz in 
der Suppe, Mahner und Ideenspen-
der zugleich. In Österreich sind sie 
Teil des erfolgreich beschrittenen 
Weges mit dem Pulszentrum des 
„Österreichischen Nationalen Komi-
tees für die Alpenkonvention“. Das 
in Innsbruck im Alpenvereinshaus 
platzierte Alpenkonventionsbüro von
CIPRA Österreich trägt sehr wesent-
lich zur Information und Kommuni-
kation bei.

Onida: NGOs haben in der Alpen-
konvention immer eine entschei-
dende Rolle gespielt. In einigen 
Alpenländern gaben sie wichtige 
Impulse für die Ratifi zierung und 
Umsetzung der Protokolle der Al-
penkonvention.

In Österreich besteht eine inter-
essante Zusammenarbeit zwischen 
den NGOs und den Landesregie-
rungen, nachdem die Bundesländer 
Mitglieder der CIPRA sind. Manchmal 
fehlt die Bereitschaft einiger NGOs 
zwar lokal und national zu handeln, 
aber dennoch europäisch zu den-
ken. 

Schlosser: Was sind die wich-
tigsten Gründe für den stocken-
den Ratifi zierungsprozess in der 
Schweiz, Italien und in der EU-
Kommission?

Onida: Italien stand im Jänner, 
bevor sich das Parlament aufl ös-
te, kurz vor der Ratifi zierung. Das 
neue Parlament muss den Prozess 
von Neuem starten. Es ist schwie-
rig, dabei optimistisch zu bleiben. 
Was die EU angeht, ist es wirklich 
schmerzlich, dass das Verkehrspro-
tokoll noch nicht ratifi ziert wurde. 
Seit der Erweiterung der EU spielt 
die Alpenregion einfach eine klei-
nere Rolle. 

Haßlacher: Wenn der politische 
Druck aus den Alpen steigt, dann 
rührt sich möglicherweise etwas in 
Brüssel. Das beste Beispiel dafür ist 
wohl die Ratifi zierung einiger Pro-
tokolle auf Initiative des österrei-
chischen EU-Ratsvorsitzes 2006.

Galle: In Italien sind die Protokol-
le Opfer des dort praktizierten Par-
lamentarismus, wobei keine grund-
legende Ablehnung dahinter steht. 
Diese fi ndet man in der Schweiz, 
die sehr viel Energie dafür aufwen-
det, zu erklären, warum sie die 
Protokolle nicht braucht. Es wäre 
wichtig, der Schweiz zu beweisen, 
dass es sich bei der Alpenkonven-
tion nicht um eine Bevormundung 
von außen handelt, sondern um ein 
akkordiertes politisches Programm 
zur nachhaltigen Entwicklung der 
Berggebiete.

Schlosser: Was bedeutet der 
Wahlsieg Berlusconis für das Ver-
kehrsprotokoll?

Haßlacher: Italien ist zwar un-
berechenbar, aber hinsichtlich der 
Ratifi zierung des Verkehrsprotokolls 
unter Berlusconi berechenbar: keine 
Ratifi zierung!

Onida: Sicherlich gibt es Kräfte, 
die gegen die Ratifi zierung sind und 
sich durch die neuen Mehrheiten 
im Parlament gestärkt sehen. Die 

Marco Onida
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neue Regierung kann jedoch durch 
eine rasche Ratifi zierung nur gewin-
nen, da sie so eine völkerrechtliche 
Pfl icht erfüllen und international an 
Glaubwürdigkeit gewinnen würde. 
Die Berlusconi-Regierung könnte 
vielleicht beweisen wollen, dass sie 
im Gegensatz zur Vorgängerregie-
rung im Stande ist, die Sache rasch 
zu erledigen.

Galle: Vielleicht kann eine Ratifi -
kation durch die EG den Druck etwas 
erhöhen.

Schlosser: Österreich ist bei der 
Umsetzung führend, wie zufrie-
den kann man mit dem Erreichten 
sein?

Galle: Man soll nie mit dem Er-
reichten zufrieden sein. In Hinkunft 
muss es darum gehen, die Protokolle 
nicht auf bloße Verhinderungsinstru-
mente zu reduzieren, sondern ver-
stärkt in Planungen und Projekte zu 
integrieren.

Haßlacher: Auffallend ist das 
schnell einsetzende Abwehrverhal-
ten gegenüber der Konvention, so-
bald sich eine Verpfl ichtung als ein-
schneidend erweist. Es fehlt derzeit 
noch eine Balance zwischen recht-
licher Implementierung und Um-
setzung der Konvention mit vielen 
sichtbaren Projekten.

Onida: Kein anderer Alpenstaat 
engagiert sich so stark in diesem Be-
reich wie Österreich, obwohl auch 
Deutschland sehr aktiv ist. Basie-
rend auf den Erfahrungen Öster-
reichs würde ich gerne Maßnahmen 
wie das Umsetzungshandbuch in an-
deren Ländern unterstützen.

Schlosser: Wieso haben auch 
in Österreich die Protokolle die 
Köpfe der Beamten, die sie anzu-

wenden hätten, noch nicht wirk-
lich erreicht?

Galle: Es entspricht nicht der ös-
terreichischen Verwaltungstraditi-
on, neben den als ausreichend emp-
fundenen, nationalen Rechtsquellen 
auch völkerrechtliche Grundlagen 
heranzuziehen. Aber ein Umdenken 
hat bereits eingesetzt. 

Haßlacher: Dieser rechtliche 
Durchdringungsprozess braucht ein-
fach seine Zeit. Zudem ist er in den 
Bundesländern unterschiedlich weit 
vorangeschritten. 

Schlosser: Wie kann die Umset-
zung und unmittelbare Anwendung 
der Protokolle in Österreich inten-
siviert werden?

Galle: Mit dem seit einem Jahr 
aufl iegenden Umsetzungshandbuch 
und mit der mittlerweile schon an-
sehnlich gefüllten, frei zugänglichen 
Rechtsdatenbank besitzen wir ein 
sehr stabiles Fundament. Um künf-
tig auf aktuelle, vor allem recht-
liche Anfragen und Problemstel-
lungen rasch reagieren zu können, 
soll eine permanente Servicestelle 
eingerichtet werden, die aus Ver-
tretern der Verwaltung, aber auch 
aus Experten der Lehre, den Um-
weltanwaltschaften und allenfalls 
auch von Rechtsanwälten gebildet 
werden soll.  

Haßlacher: Das soll eine Service-
stelle für Anfragen zur rechtlichen 
Umsetzung der Durchführungspro-
tokolle werden und eine vertiefte 
Befassung und Darstellung der mitt-
lerweile bekannten und häufi gsten 
Anwendungsfragen für die rechtliche 
Umsetzungspraxis ermöglichen.

Onida: Ich bin nicht direkt in die 
tägliche Umsetzung durch die Be-
hörden involviert, aber ich kann mir 
denken, dass es von Vorteil wäre, 
die Bürgermeister und Gemeinden 
besser in den Informationsfl uss ein-
zubinden. 

Schlosser: Welche Protokol-
le sind aus Ihrer Sicht veraltet 
und/oder verbesserungswürdig im 
Sinne einer Konkretisierung?

Onida: Keines der Protokolle ist 
veraltet, aber einige könnten ver-
bessert werden. In allen Protokollen 
gibt es allgemeine Bestimmungen, 
die nicht oder nicht ausreichend 
umgesetzt werden, etwa die Bestim-
mung, gewisse Ziele auch in anderen 
Politikbereichen zu berücksichtigen. 

Konkretere Bestimmungen wären 
teilweise notwendig, etwa in der 
Raumplanung. Vor allem wäre ich 
dafür, eine Klimaverträglichkeits-
prüfung aller Vorhaben als verpfl ich-
tende Bestimmung hinzuzufügen.

Galle: Die Forderung nach Mo-
difi zierung bestehender Protokolle 
ist schnell erhoben, trägt aber die 
Gefahr in sich, von den vielen Ver-
pfl ichtungen zur Umsetzung abzu-
lenken.

Haßlacher: Es gibt einige Pro-
tokolle, die nicht mehr zeitgemäß 
sind. Aber derzeit haben die An-
strengungen um die ausstehenden 
Ratifi zierungen der Protokolle in 
Italien, der Schweiz und der EU un-
eingeschränkte Priorität.

Onida: Die Umweltstandards ha-
ben sich im Laufe der letzten fünf 
Jahre sicherlich verschlechtert. Ich 
würde nur dann für Neuverhand-
lungen eintreten, wenn klar ist, dass 
die derzeitigen Umweltschutzstan-
dards nicht gesenkt werden. 

Schlosser: Sehen Sie Chancen, 
dass in absehbarer Zeit die ur-
sprünglich geplanten Protokol-
le zu „Bevölkerung und Kultur“, 
Wasser, Luft und Abfallwirtschaft 
zustande kommen?

Galle: Bei „Bevölkerung und Kul-
tur“ haben wir eine von allen mitge-
tragene Vorstufe in Form einer De-
klaration vorliegen. Zum Luftbereich 
existiert die Genfer Konvention über 
weiträumige, grenzüberschreitende 
Luftverunreinigung, wobei Alpen-
spezifi ka dort nicht zu fi nden sind. 
Über den weiteren Umgang mit der 
Wasserfrage wird der in Arbeit be-
fi ndliche zweite Alpenzustandsbe-
richt zum Wasserhaushalt im Alpen-
raum Aufschluss geben. Bezüglich 
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der Abfallwirtschaft gibt es zurzeit 
keine Ansätze und Ideen. 

Haßlacher: Am Beispiel der aus-
stehenden Protokolle Wasser und 
Bevölkerung/Kultur ist ersichtlich, 
wie schwierig diese zu verhandeln 
und in ein beschlussfähiges Stadium 
zu bringen sind. Es ist sehr schade, 
dass sich bei den beiden erwähnten 
Bereichen trotz österreichischer Be-
mühungen wenig bewegt. 

Onida: Ich sehe da kaum Chan-
cen. Bevölkerung und Kultur sind 
weite Begriffe, die sich nur schwer 
in ein einziges Protokoll fassen las-
sen. Aber ich schließe nicht aus, 
dass gewisse Themenbereiche, die 
mit Bevölkerung und Kultur im Zu-
sammenhang stehen, in Zukunft ge-
regelt werden könnten. Ich denke 
da an die Notwendigkeit, in abge-
legenen Gebieten ein Minimum an 
öffentlichen Dienstleistungen zu ga-
rantieren. 

Bei Luft und Abfallwirtschaft hat 
die EU beschlossen, die bestehenden 
Regeln abzuschwächen. Ich kann mir 
nicht vorstellen, dass es ausgerech-
net im Alpenraum zu einem gegen-
läufi gen Trend kommt. Einige Ent-
scheidungsträger opfern den bereits 
erreichten Umweltschutz aus Angst, 
in einem globalen Markt nicht mehr 
konkurrenzfähig zu sein. 

Schlosser: Entsprechen die per-
sonellen und materiellen Ressour-
cen für die Alpenkonvention des 
österreichischen „Lebensministe-
riums“ den Notwendigkeiten?

Haßlacher: Sicher nicht. Auf-
grund der Komplexität der Quer-
schnittsmaterie Alpenkonvention ist 
eine personelle Verbesserung vor-
dringlich.

Galle: Mein Wunsch, dass aus der 
„Einmannshow“  im Lebensministe-
rium mehr wird, ist kein Geheimnis. 

Schlosser: Manche Journalisten 
bezeichnen die Alpenkonvention 
als Papiertiger. Was ist ihr wich-
tigstes Gegenargument?

Haßlacher: Eine Reihe von Jour-
nalisten hat im Zuge der aktuellen 
Berichterstattung über die recht-
liche Implementierung der Alpen-
konvention über ein „Alpeninstru-
ment mit Biss“ berichtet. 

Onida: Die Alpenkonvention ist 
deswegen kein Papiertiger, weil 
sie Bestimmungen enthält, die in 

Verwaltungsverfahren unmittelbar 
anwendbar und als solche von nati-
onalen Behörden und Gerichten zu 
beachten sind. 

Galle: Die immer zahlreicher 
werdenden Projekte, wie Via Alpi-
na, das Gemeindenetzwerk oder 
ALPARC, beweisen, dass die Alpen-
konvention lebt und nicht auf ein 
rein rechtliches Instrument redu-
ziert werden kann. Der Umgang mit 
der Deklaration „Bevölkerung und 
Kultur“ wird ein Lackmustest da-
für sein, inwieweit die Staaten die 
Anliegen der im Alpenraum leben-
den und wirtschaftenden Menschen 
wahrnehmen und damit der Alpen-
konvention auch eine gesellschaft-
liche Rolle zugestehen.

Schlosser: Andere kritisieren, 
dass die Alpenkonvention das Pro-
blem hat, „top down“ in die Wege 
geleitet worden zu sein. Deshalb 
sei sie zu wenig an der Basis ver-
ankert.

Haßlacher: Ein derartig kom-
plexes und sperriges Vorhaben kann 
nicht „bottom up“ in Gang gesetzt 
werden. Die Verankerung an der Ba-
sis ist ein schwieriger Prozess. Wenn 
nicht einmal die per Gesetz zur Um-
setzung Verpfl ichteten ihre Rolle 
kennen, wie soll es dann die Basis 
tun? Im Vergleich mit anderen Kon-
ventionen ist die Alpenkonvention 
sehr offen, was sich in der Mitarbeit 
der NGOs im Österreichischen Na-
tionalen Komitee für die Alpenkon-
vention manifestiert, oder dass sich 
zugelassene BeobachterInnen an 
den Überprüfungsausschuss wenden 
können.

Onida: Es stimmt, dass die Al-
penkonvention „top down” gestal-
tet ist, also von Zentralregierungen 
gesteuert wird. Wir bräuchten eine 
stärkere regionale und lokale Ver-
ankerung der Konvention. Aber 
die nationale Ausrichtung hat auch 
Vorteile, da Landes- oder Gemein-
deverwaltungen im Allgemeinen 
leichter von lokalen Interessenge-
meinschaften unter Druck gesetzt 
werden können. 

Galle: Dass ein parlamenta-
risch genehmigter Staatsvertrag 
zunächst von „oben“ geleitet wird, 
ist ja nichts Unanständiges, sondern 
macht angesichts der Komplexität 
und des Umfangs der Materie durch-
aus Sinn. Bereits mit der Etablierung 

des Österreichischen Nationalen Ko-
mitees vor 18 Jahren wurde bewusst 
ein Zugang gewählt, alle betrof-
fenen und interessierten Stellen in 
Österreich einzubinden. Dass die Al-
penkonvention aktiv den Weg zu den 
Menschen suchen muss, steht wohl 
außer Streit. Gerade dabei kann 
die Deklaration „Bevölkerung und 
Kultur“ Motor und Brücke sein, um 
sich mit den Anliegen und Bedürfnis-
sen der einheimischen Bevölkerung 
auseinanderzusetzen, die Trägerin 
von Traditionen und Werten ist, die 
wiederum auf Jahrhunderte langes 
Leben und Wirtschaften im Einklang 
mit der Natur und Kultur aufbauen.   

Schlosser: Österreich hat sich 
sehr darum bemüht, das Ständige 
Sekretariat nach Innsbruck zu be-
kommen. Hat sich der Standort für 
das Ständige Sekretariat und Ös-
terreich bewährt?

Galle: Ich empfi nde es nicht als 
Nachteil mit einer Internationalen 
Organisation im eigenen Land zu 
kooperieren, in der darüber hinaus 
Menschen tätig sind, mit denen es 
eine Freude ist, persönlich in engem 
Kontakt zusammenzuarbeiten.

Haßlacher: Die Nähe zum Stän-
digen Sekretariat in Innsbruck, zum 
Generalsekretär und seinen Mitar-
beiterInnen ist bestimmt von Vorteil 
und kann den Alpenprozess in Öster-
reich nur befruchten. Ich sorge mich 
allerdings, ob die personell sehr 
eingeschränkte Belegschaft des Se-
kretariats den ständig wachsenden 
Anforderungen künftig gewachsen 
sein wird.

Onida: Es ist klar, dass das Stän-
dige Sekretariat von seinem Stand-
ort profi tiert, denn es hat seinen Sitz 
inmitten jener Region, die historisch 
gesehen in der Alpenkonvention am 
aktivsten war. Allerdings sollte der 
Innsbrucker Standort nicht als ein 
Endziel, sondern vielmehr als ein 
Ausgangspunkt betrachtet werden, 
um eine echte panalpine und eu-
ropäische Bergpolitik anzustreben, 
was die eigentliche Herausforderung 
der Zukunft ist. 

Schlosser: Danke für das Ge-
spräch.
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Die Alpenkonvention ist ein 
Staatsvertrag, der von den Ver-
tragsparteien am 7. November 1991 
unterzeichnet wurde (Slowenien 
unterzeichnete nachträglich 1993, 
Monaco 1994). Alle Alpenstaaten 
(Österreich, die Schweiz, Deutsch-
land, Italien, Frankreich, Slowenien, 
Monaco sowie das Fürstentum Liech-
tenstein) haben die Alpenkonventi-
on in ihren nationalen Parlamenten 
ratifi ziert. In Österreich geschah das 
1994. Zusätzliche Vertragspartei ist 
die Europäische Union, die die Al-
penkonvention 1996 ratifi ziert hat. 
In der allgemein gehaltenen Rah-
menkonvention verpfl ichten sich die 
Vertragsparteien zur Konkretisierung 
der Ziele der Alpenkonvention, so 
genannte Durchführungsprotokolle 
– bisher gibt es neun - zu erarbeiten. 
In Österreich sind seit Dezember 
2002 alle Durchführungsprotokolle 
der Alpenkonvention in Kraft und 
stellen somit geltendes Recht dar. 
Die Protokolle sind es auch, die ei-
nen Mehrwert für die Alpenkonven-
tion bringen.

Entwicklung des
ländlichen Raumes
Als Win-Win-Ansatz punkto Al-

penkonvention kann sich das Ös-
terreichische Programm für die 
Entwicklung des Ländlichen Raums 
2007-2013 herauskristallisieren. Auf 
Initiative des Umweltdachverbandes 
und des Oesterreichischen Alpenver-
eins ist es gelungen, für die Umset-
zung der Alpenkonvention fi nanzielle 
Mittel auch im Bereich der Länd-
lichen Entwicklung zur Verfügung 
zu stellen. Lebensminister Josef 
Pröll und die für die Alpenkonven-
tion zuständige Beamtenschaft ha-
ben die ungeheure Chance, die die 
Umsetzung der Alpenkonvention im 
Bereich der Ländlichen Entwicklung 
bietet, erkannt und unterstützt. In 

der Maßnahme 323 
– „Erhaltung und 
Verbesserung des 
ländlichen Erbes“ 
– wurde dafür der 
Bereich „Sensibili-
sierung der Bevöl-
kerung für den Um-
weltschutz und Po-
tenziale der Alpen-
region“ geschaf-
fen. In dieser Maß-
nahme wird als 
Ziel unter anderem  
die Erhaltung und 
nachhaltige Ent-
wicklung der Alpen als vielfältiger, 
attraktiver Lebens- und Wirtschafts-
raum im Sinne der Alpenkonventi-
on, die Verbesserung der alpinen 
Umwelt und Landschaft sowie die 
Steigerung der Lebensqualität im al-
pinen ländlichen Raum festgeschrie-
ben. Gefördert werden unter ande-
rem die Entwicklung und Umsetzung 
von Vorhaben zur Implementierung 
der Alpenkonvention, die Verbesse-
rung der Entwicklung von Dienstleis-
tungen im Sinne der Alpenkonven-
tion und vieles mehr. Gemäß dem 
Berglandwirtschaftsprotokoll geht 
es weiters darum, extensive, natur-
verträgliche und gebietscharakteris-
tische Bewirtschaftungsmethoden zu 
fördern und die Erzeugung typischer 
Agrarprodukte aufzuwerten. Für die 
nächste Periode der Ländlichen Ent-
wicklung ab 2013 muss es Ziel sein, 
die Initiativen und bereit gestellten 
Geldmittel für diesbezügliche Pro-
jekte auszubauen.

Alpenkonvention bereits
konkret gelebte Judikatur
Österreichs Landesfl äche liegt 

zu knapp zwei Drittel im Anwen-
dungsbereich der Alpenkonventi-
on. Unser Land muss deshalb mas-
sives Interesse an einer gelungenen

Umsetzung dieses internationalen 
Staatsvertrages zum Schutz unserer 
Alpen haben. Fest steht, dass die 
Alpenkonvention mehr als ein Pa-
piertiger ist. Über 50 getroffene 
Entscheidungen in Bezug auf das 
Bundesland Tirol – der Bogen reicht 
von Bezirkshauptmannschaften und
Landesregierungen über Unabhän-
gige Verwaltungssenate bis hin 
zu den Höchstgerichten – bewei-
sen, dass die Alpenkonvention be-
reits greift. Sie wird von den hei-
mischen Behörden und Gerichten 
somit schon konkret umgesetzt, was 
etwa der Verfassungsgerichtshof 
in einem Beschluss am 22.09.2003 
zum Thema Neubau der Schiab-
fahrt Knorrenbahn im Zillertal, der 
Verwaltungsgerichtshof punkto Ski-
gebietserweiterung Mutterer Alm 
– Axamer Lixum vom 8.6.2005, der 
Umweltsenat in Sachen Skigebietser-
weiterung Mutterer Alm – Axamer Li-
xum am 22.3.2004 oder die Bezirks-
hauptmannschaft Reutte bezüglich 
der Erweiterung der Beschneiungs-
anlage im Schigebiet Wetterstein-
Sonnenhang samt Pistenkorrekturen 
am 22.6.2005 bewiesen haben. Wie 
man sieht, ist die Alpenkonvention 
also bereits konkret gelebte Judika-
tur in Österreich!

Die Alpen als vielfältiger und
attraktiver Wirtschaftsraum

Präsident des Umweltdachverbandes
Gerhard Heilingbrunner
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Der mächtige Alpenzug ist trotz 
vieler durch den Menschen verur-
sachter Veränderungen noch immer 
ein Überlebens- und Evolutionsraum 
für Pfl anzen und Tiere und damit 
auch ein bedeutender Biodiversi-
tätspool für Europa. Zahlreiche Ar-
ten, die außerhalb 
der Alpen stark de-
zimiert oder längst 
verschwunden sind, 
haben im Alpenraum 
überlebt und können 
von hier aus wieder 
ausstrahlen. 

Die Alpen sind 
aber auch für den 
Menschen ein bedeu-
tender Kraft- und 
Erholungsraum, wo-
bei eine intakte Na-
tur ohne eine Reihe 
von Schadstoffen und 
Lärm, mit naturnahen 
Bächen als Lebensa-
dern, ein unschätz-
bares Kapital ist. 

Im Hinblick auf die 
Bedeutung der Alpen 
und ihre im gesamten 
Lebensraum sehr ähn-
lichen Probleme ist 
eine internationale Zusammenarbeit 
aller Alpenstaaten zum Schutz der 
großen Werte dieses Raumes uner-
lässlich. Der österreichische Natur-
schutzbund ist daher sehr stolz, der 
Initiator der CIPRA und seither ein 
starker Partner dieser wichtigen Or-
ganisation zu sein. Trotz der vielfäl-
tigen wirtschaftlichen Forderungen, 
die sich dem Schutzziel immer wie-
der entgegen stellen, ist es gelun-
gen, eine Reihe von Zielsetzungen zu 
verwirklichen. Ein Erfolg ist letztlich 
auch das grundlegende Bekennt-
nis der Alpenstaaten zum Schutze 
dieses Gebirgszuges sowie die Er-
richtung von 13 Nationalparks in Ge-

bieten mit noch hoher Biodiversität. 
Gerade diese großen Schutzgebiete 
sind wichtige ökologische Zentren, 
die auch weit über die eigentlichen 
Nationalparkgrenzen hinaus wirken 
und damit ganze Regionen umfas-
sen. Sie bilden auch innerhalb der 

Alpen ein wichtiges Netzwerk, das 
derzeit ausgebaut wird. Mit diesen 
Nationalparks sollte die CIPRA noch 
stärker zusammenarbeiten. 

Schutzinhalte sind
zu wenig bekannt
Ein Erfolg der CIPRA sind auch die 

zustande gekommenen Schutzpro-
tokolle, die von den Alpenstaaten 
grundsätzlich akzeptiert und von ei-
nigen Staaten – darunter Österreich 
– auch bereits unterzeichnet und in 
Kraft gesetzt wurden. Damit besteht 
für den Alpenraum bereits ein sehr 
wesentlicher Schutz. Nur sind diese 
rechtlich bereits gültigen Schutzin-

halte leider viel zu wenig bekannt. 
Die Bekanntmachung dieser Schutz-
inhalte ist daher für alle Organisati-
onen, denen die Alpen ein Anliegen 
sind, eine unerlässliche und enorm 
wichtige Aufgabe. Dasselbe gilt für 
die Landesumweltanwaltschaften, 

die zugleich die Mög-
lichkeit haben, bei 
Nichteinhaltung Ein-
spruch zu erheben.

Wichtig ist vor 
allem, dass alle Alpen-
staaten diese Proto-
kolle auch tatsächlich 
ratifi zieren, und sich 
auch die Europäische 
Union dazu bekennt. 
So fehlt noch immer 
die Ratifi zierung des so 
wichtigen Verkehrspro-
tokolls durch die Euro-
päische Union.

Für wichtig halte 
ich auch die Ausar-
beitung eines eigenen 
Protokolls zum Fach-
bereich Wasser, da die 
Alpen ein ganz bedeu-
tendes Trinkwasserre-
servoir  für Europa sind.
Trotz aller bestehen-

den gesetzlichen Bestimmungen 
muss uns klar sein, dass wir einen 
dauerhaften Schutz des Alpenraumes 
nur dann erzielen, wenn sich auch 
die ortsansässige Bevölkerung dazu 
bekennt.

Es muss daher die Bewusstseins-
bildung auch zu einer Hauptaufgabe 
der CIPRA und aller am Schutz der 
Alpen interessierten Organisationen 
werden. Den Bewohnern des Al-
penraumes muss bewusst werden, 
dass dieser Weg der richtige in die 
Zukunft ist und dass der Alpenraum 
auch für spätere Generationen ein 
unschätzbares Kapital ist.

Die Alpen – das ökologische Rückgrat
Europas

Präsident des Österreichischen Naturschutzbundes
Eberhard Stüber
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Das Alpenland Österreich hat für 
das sensible Ökosystem Alpen eine 
besonders große Verantwortung. Die 
Unterzeichnung der Alpenkonventi-
on 1991 war ein Signal, welches das 
Zusammengehörigkeitsgefühl der Al- 
penländer gestärkt und vor allem die 
Zusammenarbeit verbessert hat. Ein 
gutes Beispiel dafür ist das Zustan-
dekommen des Verkehrsprotokolls: 
Trotz langwieriger Verhandlungen 
hat man nicht aufgegeben und eine 
Grundlage für eine gemeinsame al-
pine Verkehrspolitik der EU-Länder, 
Liechtensteins, Monacos und der 
Schweiz geschaffen. Dieser wich-
tige Schritt hin zu einer umwelt- 
und sozial gerechten europäischen 
Verkehrs- und Raumplanung ist 
richtungsweisend, denn gerade im 
Bereich Klimaschutz stellt das stän-
dige Anwachsen des Verkehrs ein 
enormes Problem dar.

Der Klimawandel, mit der daraus 
resultierenden Erwärmung, trifft die 
alpinen Räume besonders stark. Die 
Ökosysteme im hochalpinen Bereich 
sind durch tiefe Temperaturen de-
fi niert und reagieren daher auf die 
zunehmende Erwärmung sehr emp-
fi ndlich.

Wichtig ist es, jetzt Druck aus-
zuüben, damit auch die EU das 
Verkehrsprotokoll ratifi ziert und es 
– wie angekündigt – unter der fran-
zösischen Ratspräsidentschaft im 
zweiten Halbjahr 2008 in Kraft tre-
ten kann. In Österreich, wo es be-
reits Ende 2002 ratifi ziert wurde, 
geht es nun darum, das Protokoll auf 
nationaler Ebene umzusetzen. 

Auf gar keinen Fall darf auf die 
ständig ansteigende Verkehrsbelas-
tung in den Ballungszentren verges-
sen werden. Auch hier muss eine 
andere Verkehrspolitik eingeleitet 
werden, denn die CO2-Emissionen 
machen nicht an den Grenzen der 
Ballungsräume Halt.

Zur schlechten Klimasituation in 
Österreich trägt auch die drama-
tische Zunahme des LKW-Transitver-
kehrs (plus 40 Prozent im Großraum 
Wien und plus 20 Prozent öster-
reichweit gegenüber 2006) wesent-
lich bei. Deshalb ist es nicht genug, 
nur in den Alpen die Verkehrssitua-
tion zu ändern. Es ist unbedingt er-
forderlich, in die LKW-Maut sowohl 
die Straßenbenützung als auch die 
verursachten Umweltschäden (Kli-
macheck) einzurechnen.

Technologieoffensive
Weiters braucht es strenge Vor-

gaben für eine Technologieoffensive 
der europäischen Autoindustrie mit 
dem Ziel, den Treibstoffverbrauch 
und den Schadstoffausstoß drastisch 
zu reduzieren. 

Ende 2006 verabschiedeten die 
MinisterInnen der Alpenstaaten im 
Rahmen der IX. Ministerkonferenz 
in Alpbach auf Anregung der CIPRA 
eine Deklaration zum Klimawandel. 
Zur Umsetzung dieser Deklaration 
beschloss der Ständige Ausschuss der 
Alpenkonvention die Ausarbeitung 

eines Aktionsplans mit Maßnahmen 
zur Bekämpfung des Klimawandels 
und mit Anpassungsstrategien für 
die Alpen.

Österreich muss sich unbedingt 
für einen starken Klimaaktionsplan 
der Alpenkonvention einsetzen, da 
die im Kyoto-Protokoll vorgegebenen 
Ziele bei weitem nicht ausreichen, 
um bei der Klimaproblematik eine 
nachhaltige Änderung einzuleiten. 
Auch die in letzter Zeit heftig disku-
tierte Zukunft des Wintertourismus 
gehört in der Alpenkonvention noch 
mehr berücksichtigt.

Voraussetzung für alle Bemü-
hungen ist, dass alle Alpenstaaten 
an einem Strang ziehen. Leider ha-
ben Italien und die Schweiz zwar die 
Rahmenkonvention, bis dato aber 
noch kein einziges Durchführungs-
protokoll ratifi ziert.

Das Motto der Alpenstaaten muss 
heißen: Gemeinsam sind wir stark, 
denn nur so können wir eine nach-
haltige Zukunft der Alpen sichern 
und einen würdigen Lebensbereich 
mit intakter Natur erhalten.

Umwelt- und sozialgerechte europäische
Verkehrs- und Raumplanung

Präsident der Naturfreunde Österreichs
Karl Frais
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CIPRA Österreich beschäftigt sich 
seit vielen Jahren schwerpunktmä-
ßig mit der im Jahre 1995 in Kraft 
getretenen Alpenkonvention. Beim 
Studieren der sehr umfangreichen, 
gut dokumentierten Literatur zu 
diesem internationalen Vertrags-
werk fällt auf, dass trotz vieler In-
teressenkonfl ikte der gemeinsame 
Weg zunächst klar erkennbar war. 
Die Ratifi zierung der konkreten Um-
setzungsprotokolle durch die betei-
ligten Alpenstaaten wäre der näch-
ste wichtige Meilenstein.

Wie aber am Beispiel von Italien, 
der Schweiz oder der EU in ihrer zö-
gerlichen Haltung bei der Ratifi zie-
rung des Verkehrsprotokolls deutlich 
wird, liegen geschriebenes Vertrags-
werk und dessen konkrete Umset-
zung für die in den Alpen lebenden 
Menschen weit auseinander.

In Österreich dagegen wurde seit
Beginn der Verhandlungen der Al-
penkonvention ein beispielhafter 
gemeinsamer Weg von Bundes- und 
Landesebene, Sozialpartnern und 
Alpen-NGOs zur Realisierung der Al-
penkonvention beschritten. Darüber 
hinaus sind seit 2002 die Durchfüh-
rungsprotokolle dieses Vertrages in 

Kraft, wo-
durch sie 
in das neue 
S t a d i u m  
der recht-
lichen und 
projektbe-
z o g e n e n 
Umsetzung 
e ingetre-
ten sind. 
Der  OeAV 
(Oesterrei-
chische Al-
penverein) 
ist seit vie-
len Jahren
M i t g l i e d  

des „Österreichischen Nationalen 
Komitees für die Alpenkonvention“ 
im Bundesministerium für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft und hat die internatio-
nalen Alpenvereine durch viele Jah-
re in den internationalen Gremien 
der Alpenkonvention vertreten. Er 
hat sich verpfl ichtet, die Inhalte der 
Alpenkonvention umzusetzen und 
auch als Motor bei der projektbezo-
genen Entwicklungsarbeit mitzuwir-
ken.

In den kommenden Jahren wird 
es notwendig sein, die rechtliche 
Umsetzung auf Ebene der verschie-
denen Gebietskörperschaften zu 
fördern, aber auch die Alpenkonven-
tion durch die Durchführung unter-
schiedlicher Projekte für die Alpen-
bewohner sichtbar und verstehbar 
zu machen. Ich bin überzeugt, dass 
ein messbarer Erfolg direkt mit dem 
Wissen über und um die Alpenkon-
vention in Europa mit einem deut-
lichen Mehrwert für die Bevölkerung 
zusammenhängt. Das heißt aber 
auch, für diese notwendige Informa-
tion, Beratung und Projektarbeit das 
Bereitstellen von entsprechenden 
Geldmitteln und Ressourcen.

Bergsteigerdörfer
Der OeAV ist nicht nur als Ver-

handlungspartner eingebunden, son-
dern engagiert sich auch bei der 
Projektumsetzung. Zum Beispiel in-
dem die nationale Koordination für 
das Umsetzungsprojekt der Alpen-
konvention Via Alpina direkt beim 
OeAV angesiedelt ist. Die Unter-
stützung österreichischer Bergstei-
gerdörfer, fi nanziert aus Mitteln des 
Programms Ländliche Entwicklung 
Österreich 2008-2010, ein weiteres 
gerade eben gestartetes OeAV-Pro-
jekt, beweist sehr deutlich, dass 
wir konkrete Umsetzungsprojekte  
bearbeiten und nicht nur Reden, 
sondern auch Handeln! Mit diesen 
Aktivitäten, die für die umsetzende 
Organisation auch einen deutlichen 
Mehrwert zum Beispiel in Bezug auf 
Öffentlichkeitsarbeit oder Fachkom-
petenz generiert, möchte der OeAV 
weitere Partner zu Projekten ani-
mieren, um dem Ziel, dieses Alpen-
regelwerk bekannter zu machen, ein 
Stück näher zu kommen.

Motor der Entwicklung
Der OeAV wird sich auch zukünf-

tig aktiv an der Weiterentwicklung 
der Alpenkonvention beteiligen und 
dabei das in Innsbruck angesiedel-
te Ständige Sekretariat der Alpen-
konvention mit seinem engagierten 
Generalsekretär Marco Onida unter-
stützen. Denn die Alpenkonvention 
in der Rolle als Motor für Integration 
und nachhaltige Entwicklung ist der-
zeit das wichtigste und anerkannte 
Vertragswerk, welches unter Einbin-
dung der Europäischen Union aktiv 
betrieben wird. Es gibt keine besse-
re Plattform dafür, deshalb braucht 
sie unsere Unterstützung – auch die 
des OeAV.

Präsident des Oesterreichischen Alpenvereins
Christian Wadsack
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Schritte in Richtung kooperativen
Austausch und gute Praxis

Präsident des Österreichischen Gemeindebundes
Helmut Mödlhammer

Der Geltungsbereich der Alpen-
konvention erstreckt sich mehr oder 
weniger über alle Bundesländer. Das 
Ziel der nachhaltigen Sicherung des 
alpinen Lebensraumes für den Men-
schen deckt sich mit den vitalen 
Interessen unserer Gemeinden der 
Bergregionen. 

Die Gemeinden sind die maßgeb-
lichen Former dieses Lebensraumes. 
Sie stellen den Menschen im Al-
penraum nahezu alle wesentlichen 
Gestaltungsmittel zur Bewältigung 
der Maßnahmenfelder im Sinne der 
Konvention zur Verfügung, sei es 
die Raumplanung, 
die Bereitstellung  
kommunaler Infra-
struktur, Rahmen-
bedingungen für 
den Tourismus und 
die Schaffung von 
Arbeitsplätzen.

Gemeinden stif-
ten Identität, die 
eine bedeutende 
Rolle in den zen-
tralen Lebensent-
scheidungen der 
Menschen spielt: 
„Wo lebe ich, wo 
entfalte ich mich?“ 

Aufbauend auf 
den Prinzipien von 
Nachhaltigkeit, der
Entwicklung sowie
der Subsidiarität 
wurde bei der Al-
penkonvention der
Ansatz der kleinen
Schritte gewählt, der weniger auf 
die Politik der Reglementierung 
setzt, sondern die Form des koope-
rativen Austausches und der guten 
Praxis als vorrangig erkennt. Ein 
solcher Austausch hat den Vorteil, 
auch diverse Strukturen und unter-
schiedliche Voraussetzungen zu be-
rücksichtigen. Gegenüber starren 

Regelungen fi nden gute Beispiele 
durch Partizipation und Akzeptanz 
viel stärker Eingang in die tägliche 
Praxis der Kommunen, der ansäs-
sigen Betriebe und der Familien. 

Erforderliche Mittel
einfordern
Dass die Arbeit der Alpenkon-

vention Früchte getragen hat, sieht 
man in den zahlreichen Entwick-
lungssträngen, strategischen Pla-
nungen und Orientierungen, die in 
den Gemeinden in den Alpenregi-
onen erarbeitet worden sind. Die Al-

pengemeinden sind in der Lage, ihre 
Stärken zu erkennen und in ihrer 
Vielgestaltigkeit die unterschied-
lichsten Entwicklungskonzepte um-
zusetzen. Der Österreichische Ge-
meindebund wird auf nationaler und 
internationaler Ebene nicht müde, 
für diese Bemühungen auch die er-
forderlichen Mittel in fi nanzieller 

und rechtlicher Hinsicht einzufor-
dern.

Nur so kann auch dauerhaft si-
cher gestellt werden, dass wir die 
bevorstehende demographische He-
rausforderung meistern können und 
sich der Alpenraum nicht zu einem 
Naturreservat zurückentwickelt, 
sondern weiterhin als Kulturland-
schaft und Lebensraum für die darin 
lebende Bevölkerung ausreichend 
Subsistenzmittel zur Verfügung stel-
len kann.

Interkommunale Zusammenar-
beit und Vernetzung sind heute 

wichtige Wegmarkierungen für eine 
nachhaltige Entwicklung. Eine Pio-
nieridee für das Funktionieren von 
Vernetzung und Kooperation hat uns 
die Alpenkonvention vermittelt.
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Alpenkonvention als wichtiger Beitrag zur
Erhaltung unserer Lebensgrundlagen

Präsident der Landwirtschaftskammern Österreich
Gerhard Wlodkowski

Der Klimawandel geht rascher vor 
sich, als sich viele Bereiche der Na-
tur anpassen können und das gilt im 
Besonderen für den alpinen Raum. 
Österreich ist eines der am meisten 
betroffenen Länder in Europa und 
Klimaforscher weisen auch immer 
wieder darauf hin, dass wir in den 
nächsten Jahrzehnten verstärkt mit 
Überschwemmungen, orkanartigen 
Stürmen, Schneemangel, Muren und 
schmelzenden Gletschern zu rech-
nen haben. Gerade im Alpenraum 
sind Landwirtschaft und Tourismus 
besonders betroffen. Es wird aber 
eine Vielzahl von Auswirkungen ge-
ben, die in irgendeiner Form für 
jede Branche und jeden Menschen 
in Österreich eine Herausforderung 
darstellen werden. Vereinbarungen 
wie die Alpenkonvention, die den 
Grundgedanken einer umfassenden 
nachhaltigen Entwicklung oberste 
Priorität einräumen, können einen 
wichtigen Beitrag zur Erhaltung 
unserer Lebensgrundlagen leisten. 
Eine Verankerung diverser Umwelt-
abkommen in der WTO wird länger-
fristig erforderlich sein, um eine ko-
härente Politik auch für die alpinen 
Gebiete machen zu können. 

Gerade für die Erhaltung der Ar-
tenvielfalt stellen der Klimawandel 
und alle damit verbundenen Maß-
nahmen zur Bewältigung eine zen-
trale Herausforderung dar. Erste An-
zeichen des Klimawandels machen 
sich durch den Rückgang verschie-
dener Arten und das Auftreten neuer 
Schädlinge und Krankheiten als er-
stes bemerkbar. Die Land- und Forst-
wirtschaft ist nun einmal der vom 
Klimawandel am stärksten betrof-
fene Wirtschaftsbereich. Schließlich 
sind negative Auswirkungen sowohl 
in der Landwirtschaft als auch in der 
Forstwirtschaft direkt und unmittel-
bar spürbar.

Eine unabdingbare Voraussetzung 

für jede effektive Klimaschutzmaß-
nahme als auch für die  Erhaltung 
der Biodiversität ist nachhaltiges 
Wirtschaften mit unseren natür-
lichen Ressourcen. Unser Ziel ist 
es, auch in anderen Bereichen den 
CO2-Ausstoß spürbar abzubauen. 
Als bäuerliche Interessenvertretung 
wollen wir daher die kontinuierliche 
Umsetzung effi zienter Klimaschutz-
maßnahmen sowohl auf nationaler 
als auch auf globaler Ebene voran-
bringen. In der Praxis bedeutet dies 
neben Energieeffi zienzmaßnahmen 
den verstärkten Einsatz von Biomas-
se bei der Wärme-, Treibstoff- und 
Stromerzeugung, die vermehrte Ver-
wendung nachwachsender Rohstoffe 
im Bauwesen, aber auch die Förde-
rung der Versorgung mit regionalen 
Lebensmitteln, sowie eine massive 
Reduktion des Flächenverbrauchs.

Treibhausgase reduzieren
In Sachen Klimaschutz haben 

Österreichs Landwirte in den ver-
gangenen Jahren bereits einen 
wesentlichen Beitrag geleistet: Im 
Gegensatz zu anderen Wirtschafts-
bereichen hat die Landwirtschaft als 
einziger Sektor bereits das nationale 
Kyoto-Ziel erreicht und den Ausstoß 
an klimaschädigenden Treibhausga-
sen um fast 14 Prozent gegenüber 
1990 reduziert. Dieses hohe Enga-
gement in Sachen Umwelt- und Kli-
maschutz will Österreichs Land- und 
Forstwirtschaft 
künftig noch 
forcieren. Mit 
ihrer nachhal-
tigen Bewirt-
schaftungswei-
se leisten die
Bäuerinnen und
Bauern Öster-
reichs jedoch 
auch einen be-
deutenden Bei-

trag zur Erhaltung und Förde-
rung der biologischen Vielfalt in 
der Kulturlandschaft. Im Rah-
men des Österreichischen Agrar-
umweltprogramms (ÖPUL) sowie 
mit nachhaltiger Bewirtschaftung 
der heimischen Wälder konnten Ös-
terreichs Land- und Forstwirte in 
den letzen zehn Jahren zahlreiche 
Maßnahmen zur Förderung der bi-
ologischen Vielfalt umsetzen: Im 
Zeitraum von 1995 bis 2005 ist die bi-
ologisch bewirtschaftete Fläche von 
198.000 Hektar auf 327.000 Hektar 
gewachsen und darüber hinaus gab 
es auch bei der Pfl ege ökologisch 
wertvoller Flächen eine Steigerung 
von rund 35.000 Hektar (1995) auf  
56.000 Hektar. Dies gilt auch für den 
Anbau seltener landwirtschaftlicher 
Kulturpfl anzen, die mittlerweile 
13.000 Hektar umfassen (1995: 18 
Hektar).

Die Unterzeichnung des Arten-
schutzpaktes durch die Landwirt-
schaftskammer Österreich 2007, 
unter Einbindung verschiedenster 
Interessengruppen, ist ein wichtiger 
Beitrag, um diese Thematik künf-
tig verstärkt allen Bevölkerungs-
schichten aufzuzeigen. Darüber 
hinaus wird die Landwirtschafts-
kammer Österreich in den nächsten 
Monaten ihre Aktivitäten im Hinblick 
auf das Biodiversitätsziel 2010 ver-
stärkt einer breiten Öffentlichkeit 
präsentieren.
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Für die Wirtschaft ist die Umwelt, 
in der wir leben, eine Gabe, die es zu 
schützen, aber auch zu nützen gilt. 
Österreich hat die Verpfl ichtung, 
das einmalige Ökosystem der Alpen 
zu erhalten und muss daher mit den 
natürlichen Ressourcen nachhaltig 
wirtschaften. Durch die gemein-
same Vorgangsweise aller Alpenlän-
der wurde das Bewusstsein über die 
besonderen Wirtschaftsweisen, die 
der Alpenraum erfordert, gefördert. 
Die Alpenkonvention und ihre Durch-
führungsprotokolle sollen zukünftig 
in allen Vertragsstaaten des Alpen-
raumes eine der Politikgrundlagen 
für das Alpengebiet sein.

Die österreichische Wirtschaft hat 
von Anfang an die Ziele der Alpen-
konvention unterstützt. Dies zeig-
te sich auch im Zuge der Erarbei-
tung der Protokolle, die ja die ei-
gentliche Konkretisierung der Ziele 
der Konvention beinhalten, indem 
eine dynamische und auf Interes-
senausgleich zwischen Ökologie und 
Ökonomie bedachte Linie vertreten 
wurde. Die Ziele der Alpenkonventi-
on bedeuten eine echte Herausfor-
derung und es ist oft sehr schwierig, 
einen Kompromiss zwischen wirt-
schaftlichen und ökologischen Inter-
essen zu fi nden.

Gleichrangige Ziele
Eine nachhaltige Entwicklung be-

deutet jedoch, dass der Schutz der 
Umwelt, die gesellschaftliche und 
kulturelle Fortentwicklung sowie 
die Wirtschaftsentwicklung gleich-
rangige Ziele sind. Eine vertiefte 
Auseinandersetzung mit den kon-
kreten Inhalten der Durchführungs-
protokolle zeigt aber, dass vor allem 
Umweltinteressen berücksichtigt 
werden, denen sich gesellschaft-
liche und wirtschaftliche Aspekte 
unterzuordnen haben. Diese Ent-
wicklung birgt Risiken, welche die 

wirtschaftlichen Perspektiven der 
Alpenregionen in unserem Land 
nachhaltig schwächen könnten. 

Weitere Protokolle
Mit den derzeitigen neun Proto-

kollen ist der Prozess der Alpenkon-
vention aber noch nicht abgeschlos-
sen. In den Bereichen „Bevölkerung 

und Kultur“, Luftreinhaltung, Was-
ser und Abfallwirtschaft stehen 
konkrete Verhandlungen oder Um-
setzungen noch aus. Überdies ha-
ben die Umweltminister der Alpen-
staaten und Vertreter der EU im 
Rahmen der letzten Alpenkonferenz 
eine Deklaration zum Klimawandel 
verabschiedet und damit den Start-
schuss für die Entwicklung von An-
passungsstrategien gegeben. Ziel ist 
es, die Folgen des Klimawandels für 
alle wichtigen Bereiche abzuschät-
zen: Tourismus, Verkehr und Land-
wirtschaft. Besondere Probleme 
bestehen beim Wasserhaushalt und 
der Luftverschmutzung durch den 
Nord-Süd-Transitverkehr. Vor allem 

das Verkehrsprotokoll ist der Prüf-
stein für die Alpenkonvention und 
der Gradmesser für die Ernsthaf-
tigkeit der Bemühungen, die Alpen 
als Lebens- und Wirtschaftsraum 
zu erhalten und zu schützen. Fer-
ner könnte es in Zukunft - aufgrund 
der langen Entstehungsgeschichte 
der Alpenkonvention – vermehrt zu 

Überschneidungen und Doppelrege-
lungen mit schon geltenden EU-Vor-
gaben (z.B. mit der Wasserrahmen-
richtlinie) kommen. 

Österreichs Anliegen ist es, dass 
der gesamte Alpenraum, der eine 
natürliche Einheit darstellt, sinnvoll 
erhalten und genutzt wird und nicht 
wesentliche Teile übernutzt und 
zerstört werden. Die österreichische 
Wirtschaft hat daher größtes Inter-
esse, die Alpenkonvention umzuset-
zen, und dadurch in der Gestaltung 
und im Vollzug der Protokolle eine 
nachhaltige Nutzung der Alpen si-
cherzustellen.

Kompromisse zwischen wirtschaftlichen
und ökologischen Interessen fi nden

Präsident der Wirtschaftskammer Österreich
Christoph Leitl
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Gletscherskigebiet Hintertux (Tirol)
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Senkung der Verkehrsbelastung
als wichtigste Aufgabe

Präsident der Bundesarbeiterkammer
Herbert Tumpel

Vor dem Hintergrund des sich ab-
zeichnenden Klimawandels, der für 
die Gebiete der Alpen mit schwer-
wiegenden Folgen verbunden sein 
wird, steigt die Wertigkeit der Al-
penkonvention. Die Umweltziele 
und das kooperative Konzept der 
Alpenkonvention sind richtungswei-
send. Welche Fragen auch immer im 
Alpenraum anstehen, entscheidend 
ist die Kooperation der Alpenstaaten 
und der Europäischen Union. Dafür 
bietet der Grundkonsens der Alpen-
konvention den geeigneten Rah-
men.

Bei den Umweltzielen hat die 
angestrebte Reduktion der Ver-
kehrsbelastungen aus der Sicht der 
betroffenen Bevölkerung die größte 
Bedeutung. Der Prozess der Alpen-
konvention hat hier wesentlich zur 
Sensibilisierung der Betroffenen 
beigetragen.

Verkehrsbelastungen wirken sich 
im Alpenraum besonders gravierend 
für die Bevölkerung aus. Aufgrund 
der besonderen meteorologischen 

Bedingungen sind die Auswirkungen 
von Luftschadstoffen wesentlich 
dramatischer als im Flachland. So 
verursacht in den Alpen die glei-
che Verkehrsbelastung mehrfache 
Schadstoffkonzentrationen in der 
Luft. 

Ebenso kritisch ist die Ausbrei-
tung von Verkehrslärm in den Tälern 
der Alpen zu beurteilen. 

Mit dem Themenschwerpunkt 
Mobilität, Erreichbarkeit und Tran-
sitverkehr im aktuellen Arbeitspro-
gramm der Alpenkonvention werden 

aus der Sicht der Arbeiterkammer 
zentrale Fragen der Verkehrspolitik 
angesprochen, wie:

• Verkehrsverlagerung von der 
Straße auf die Schiene und Stär-
kung des kombinierten Verkehrs

• Strategien zur Reduktion der Be-
lastungen durch den inneralpinen 
Güter- und Personenverkehr

• Stärkung des öffentlichen Per-
sonenverkehrs (Anbindung der 
Tourismuszentren, inneralpine 
Verbindungen, intelligente Ver-
kehrskonzepte)

• verkehrssparende Siedlungsent-
wicklung und Flächennutzung 
unter Gewährleistung einer aus-
gewogenen Entwicklung auch im 
ländlichen Raum

• Umsetzung der Kostenwahrheit 
im Verkehr

Die von der AK geforderte Aus-
dehnung der LKW-Maut auf allen 
Straßen wäre ein wichtiger Schritt 
zu umweltfreundlicheren Verkehrs-
lösungen und der Stärkung der 
Schiene. Ein substanzieller Wandel 
der österreichischen Verkehrspoli-
tik im Sinne der Alpenkonvention 
ist überfällig. Mehr Tempo bei der 
Umsetzung der Alpenkonvention ist 
daher gerade im Verkehrsbereich 
gefragt.
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Inntalautobahn und Bahnumfahrung Innsbruck (Tirol)
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Transitprotest am 20. Oktober 2002 in Vomp (Tirol)

BUNDESARBEITERKAMMER
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Österreich darf stolz sein auf sei-
nen Beitrag zum Entstehen der Al-
penkonvention, aber auch zu deren 
Umsetzung. Bereits in der Entste-
hungsphase dieses internationalen 
Vertragswerks zum Schutz und zur 
nachhaltigen Entwicklung der Alpen-
region spielte Österreich eine wich-
tige Rolle. So ist es kein Zufall, dass 
die feierliche Unterzeichnung der 
Konvention am 7. November 1991 in 
Österreich – in der Alten Residenz in 
Salzburg – stattfand. Seit Anbeginn 
hat sich Österreich sehr engagiert 
für eine starke Alpenkonvention ein-
gesetzt, nicht zuletzt auch deshalb, 
weil man sich als vom Transitver-
kehr geplagtes zentrales Alpenland 
davon neue Lösungen erhofft hat. 
Das starke Engagement Österreichs 
für die Alpenkonvention hängt aber 
auch damit zusammen, dass 65 Pro-
zent seiner Fläche in den Alpen lie-
gen und in diesem Gebiet auch über 
40 Prozent der alpinen Bevölkerung 
wohnen.

Die Verdienste Österreichs im Al-
penkonventions-Prozess werden in 
anderen Beiträgen der vorliegenden 
Sondernummer gewürdigt. In die-
sem Beitrag möchte ich deshalb als 
Vertreter einer Nichtregierungsor-
ganisation – der Internationalen Al-
penschutzkommission CIPRA – einen 
Aspekt ganz besonders hervorheben: 
den Einbezug der Zivilbevölkerung 
in den Prozess der Alpenkonventi-

on. Die Zusammenarbeit zwischen 
Staat und Zivilgesellschaft ist im 
Bezug auf Alpenfragen in Öster-
reich selbstverständlich. Als Unikum 
in der großen CIPRA-Familie mit 
über 100 Mitgliedsorganisationen 
und –institutionen sind bei CIPRA 
Österreich nämlich nicht nur neun 
NGOs sondern auch alle neun Bun-
desländer Mitglieder. Dies eröffnet 
allen Beteiligten ein hohes Koopera-
tions- und Synergiepotenzial.

So erstaunt es nicht, dass das 
österreichische Umweltministerium 
auch bezüglich der Umsetzung der 
Alpenkonvention eng mit der CIPRA 
zusammenarbeitet. Zum einen gibt 
es bei CIPRA Österreich seit 1994 
das Alpenkonventionsbüro, dessen 
Aktivitäten zur Bekanntmachung 
der Alpenkonvention vom Ministeri-
um bezahlt werden. In diesem Rah-
men erscheint die Zeitschrift „Die 
Alpenkonvention - Nachhaltige Ent-
wicklung für die Alpen“, welche seit 
1995 wichtige Informationen für alle 
am Prozess der Alpenkonvention In-
teressierten bietet.

Zum anderen hat Österreich mit 
Einrichtung eines nationalen Alpen-
konventionskomitees Neuland be-
treten und Pioniergeist bewiesen. 
In diesem Gremium werden die Sit-

zungen des Ständigen Ausschusses 
der Alpenkonferenz und weitere 
wichtige Schritte im Zusammenhang 
mit der Alpenkonvention vorbespro-
chen und vorbereitet. Dass in die-
sem Komitee nicht nur die Bundes-
länder, sondern auch NGOs wie die 
CIPRA vertreten sind, war alpenweit 
lange Zeit einzigartig.

Zwischenzeitlich haben einzelne 
andere Länder - wie etwa Frank-
reich - das österreichische Modell 
übernommen, während andere sich 
so viel Transparenz und Kommunika-
tion offenbar (noch?) nicht vorstel-
len können. 

Bei der Ausarbeitung des Über-
prüfungsberichtes betreffend Ein-
haltung der Verpfl ichtungen aus 
der Alpenkonvention und den Pro-
tokollen hat Österreich die CIPRA 
als Vertreterin der Zivilgesellschaft 
in die Ausarbeitung des Berichtes 
miteinbezogen. Damit zeigt Öster-
reich, dass die Bedeutung der NGOs 
erkannt wird und man als Staat von 
der Kritik aus der Zivilgesellschaft 
letztlich auch profi tieren kann. Für 
die Zukunft hoffe ich, dass Öster-
reich seinen erfolgreichen Ansatz 
auch auf internationaler Ebene ver-
stärkt einbringt. Damit das „öster-
reichische Modell“ Schule macht.

Österreich als Vorbild für Partizipation

Präsident von CIPRA International
Dominik Siegrist
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Österreich hat seit jeher eine 
wesentliche Rolle bei der Entste-
hung und Entwicklung der Alpen-
konvention gespielt. Sei es durch 
Mitwirkung seiner Gebietskörper-
schaften, als auch durch die seiner 
Nichtregierungsorganisationen (z.B. 
Alpenverein und CIPRA Österreich). 
Auf internationaler Ebene hat sich 
Österreich für die Annahme der 
Durchführungsprotokolle, die Ein-
richtung des Ständigen Sekretariats 
und die Umsetzung des Mehrjäh-
rigen Arbeitsprogramms der Alpen-
konferenz eingesetzt.

Während des österreichischen 
Vorsitzes 2005/2006 wurden neue 
Umsetzungsinstrumente geschaffen, 
wie die in Alpbach verabschiedeten 
Deklarationen zu den Themen „Kli-
mawandel“ und „Bevölkerung und 
Kultur“. Auf nationaler Ebene führte 
dieser Einsatz zu einer terminge-
rechten Ratifi zierung der Protokol-
le, zur Umsetzung einiger Bestim-
mungen in nationales Recht, sowie 
zu einschlägiger Öffentlichkeitsar-
beit.

All das macht Österreich als Al-
penstaat zu einem Vorbild, auch 
dank konkreter Initiativen wie 
einem Umsetzungshandbuch und ei-
ner Datenbank juristischer Beschlüs-
se. Jüngstes Beispiel für dieses En-
gagement war das im März 2008 in 
Villach abgehaltene erste Internati-
onale Seminar zum Thema „Bevöl-
kerung und Kultur“. 

Keine vergleichbare
Zeitschrift
Auch die Tatsache, dass es diese 

Zeitschrift gibt, die ihre 50. Ausga-
be feiert, zeugt vom Interesse und 
Einsatz, den Österreich für die Al-
penkonvention aufrecht erhält. Eine 
vergleichbare Zeitschrift gibt es in 
den anderen Alpenstaaten nicht.

Dennoch fehlt es auch in Öster-

reich nicht an Umsetzungsschwie-
rigkeiten oder an Konfl ikten um 
vermeintliche oder nachgewiesene 
Unvereinbarkeit des einen oder an-
deren Projekts mit der Konvention 
und ihren Protokollen. Die korrekte 
Umsetzung der Konvention obliegt 
den nationalen Behörden. Trotzdem 
wurde im Jahr 2002 ein Ausschuss 
mit der Überprüfung der Einhaltung 
der Alpenkonvention und ihrer Pro-
tokolle beauftragt. Dieser hat an 
die Alpenkonferenz Empfehlungen 
zu richten, falls Mängel festgestellt 
werden. Der erste, von Österreich 
erstellte Länderbericht ist auf der 
Webseite der Alpenkonvention ab-
rufbar und enthält viele nützliche 
Informationen. Das Verfahren zur 
Genehmigung des Überprüfungsend-
berichts ist jedoch noch im Gange. 

Koordinierte Verkehrspolitik
Zu den ausschlaggebenden The-

men für künftige Aktivitäten schei-
nen Verkehr, Energie und Tourismus 
zu zählen. Beim Verkehr wäre eine 
engere Koordinierung zwischen den 
Vertragsparteien der Alpenkonven-
tion wünschenswert. Nur so können 
Österreichs ambitionierte Bemü-
hungen bzw. Anstrengungen einer 
Verlagerung des Güterverkehrs auf 
die Schiene erfolgreich sein. Es ist 
nicht einfach zu verstehen, warum 
aktuelle verkehrspolitische Ent-
scheidungen nicht von den Minister-
Innen der Alpenstaaten im Rahmen 
der Alpenkonvention diskutiert wer-
den.

Bedauerlich ist, dass österrei-
chische Projekte zur Regelung des 
Transitverkehrs von Behörden in Ita-
lien oder Deutschland kritisiert wer-
den. Fragwürdig ist auch, dass ein 
Zug für die 120 Kilometer zwischen 
Innsbruck und Bozen zwei Stunden 
braucht und die Lokomotive an 
der (ehemaligen) Grenze gewech-

selt werden muss. Eine verstärkte 
Kooperation im Bereich Verkehr 
(und Tourismus) könnte zu für alle 
vorteilhaften Lösungen beitragen – 
etwa einer direkten Bahnverbindung 
zwischen dem Münchner Flughafen 
und Tirol bzw. Südtirol. Österreich 
könnte seine führende Rolle wieder 
aufnehmen und die MinisterInnen 
ersuchen, bei der nächsten Alpen-
konferenz über alpine Mobilität und 
kurzfristig erforderliche Entschei-
dungen zu diskutieren.

Im Bereich Klimawandel ist der 
Einsatz Österreichs, die Alpbacher 
Deklaration konkret umzusetzen, 
sehr deutlich. Allerdings werden die 
vom Kyoto-Protokoll vorgesehenen 
CO2 –Emissionsbegrenzungen (die ei-
nen Eckpfeiler des Aktionsplans zum 
Klimawandel der Alpenkonvention 
darstellen) noch weit überschritten. 
Derzeit wird im Alpenraum mehr 
CO2 ausgestoßen, als durch Wälder 
absorbiert oder durch die Erzeugung 
von Energie mittels erneuerbarer 
Energiequellen kompensiert wird. 
Dies zu ändern, ist die Hauptheraus-
forderung der nächsten zehn bis 20 
Jahre.

Gemeinschaftliche Ebene
Österreich hat zweifellos das 

Potenzial, für die Alpen weiterhin 
die führende Rolle einzunehmen. 
Aber dazu muss eine Alpenschutz-
politik betrieben werden, die über 
die Grenzen des deutschsprachigen 
Raums hinausgeht, in dem bis heute 
die Mehrzahl der Umsetzungsinitia-
tiven der Alpenkonvention erfolgt. 
Diese Alpenschutzpolitik müsste 
von politischen Entscheidungen auf 
gemeinschaftlicher Ebene ergänzt 
werden, welche im Sinne einer 
weitgehenden Berücksichtigung der 
alpenrelevanten Aspekte beeinfl usst 
werden sollten.

CO2 –Reduktion als wichtigste Heraus-
forderung der nächsten Jahre

Generalsekretär des Ständigen Sekretariats der Alpenkonvention
Marco Onida
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Die Protokolle - Wegweiser für die Umsetzung

Die Protokol-
le der Alpenkon-
vention sind der 
Schlüssel zu ihrer 
Umsetzung sowie 
zur Erreichung ih-
rer Ziele. Auf den 
folgenden Seiten
unternimmt Han-
nes Schlosser den 
Versuch einer Pro-
tokollbilanz und 
stützt sich dabei 
stark auf die Ex-
pertise von Ewald 
Galle (Lebensmi-
nisterium).

Die Fragestellung-
en der Bilanz lauten: Was sind die 
jeweiligen zentralen Bestimmungen, 
was war und ist richtungsweisend, 
welche konkreten Konsequenzen 
und rechtlichen Anwendungen gibt 
es, was sind die Schwächen bzw. 
Stärken und welche Potenziale in 
den Protokollen gilt es zu wecken? 

Derzeit liegen acht thematische 
Protokolle der Alpenkonvention vor: 

• Raumplanung und
 nachhaltige Entwicklung
• Naturschutz und
 Landschaftspfl ege
• Berglandwirtschaft
• Tourismus
• Bergwald
• Bodenschutz
• Energie
• Verkehr

In Österreich, Deutschland,
Frankreich, Slowenien und Liech-
tenstein sind alle Protokolle ratifi -
ziert und in Kraft, Monaco und die 
EU haben diesen Prozess teilweise 
erledigt, die Schweiz und Italien 
sind säumig. 

Völkerrechtliche Verträge, wie 
sie das Rahmenabkommen der Al-
penkonvention und jedes einzelne 
ihrer Protokolle darstellen, werden 
üblicherweise erst durch die Erlas-
sung von Gesetzen in den jeweiligen 
Ländern nationaler Rechtsbestand. 
Im besonderen Fall der Alpenkon-
vention wurde im nationalen parla-

mentarischen Verfahren  auf einen 
„gesetzlichen Erfüllungsvorbehalt“ 
verzichtet, weshalb die Protokolle 
nach ihrer Ratifi zierung innerstaat-
lich unmittelbare Wirksamkeit er-
langen und damit in ihrer Verbind-
lichkeit Gesetzen gleichkommen. 

Wenig überraschend hat sich 
gezeigt, dass es der Administration 
noch schwer fällt, eine derartige 
völkerrechtliche Rechtsquelle in 
ihre Entscheidungsfi ndung aufzu-
nehmen. Dazu braucht es Hilfestel-
lungen, Entschiedenheit bei den
Verantwortlichen in Bund und Län-
dern und guten Willen auf allen 
Ebenen der Vollziehung. Es besteht 
kein Zweifel, dass Österreich auf 
diesem Weg im Vergleich zu den an-
deren Alpenstaaten am weitesten 
fortgeschritten ist, zugleich ist der 
größere Teil dieses Weges noch nicht 
zurückgelegt.

Faktum ist, dass eine Reihe von 
Entscheidungen vorliegt, bis hinauf 
zu höchstgerichtlichen. 

Ein wichtiger Schritt zur Vertie-
fung und Verbreiterung der Rechts-
materie der Protokolle war das An-
fang 2007 vom Bundesministerium 
für Land und Forstwirtschaft, Um-
welt und Wasserwirtschaft heraus-
gegebene Umsetzungshandbuch, das 
akribisch alle vorliegenden Entschei-
dungen auf Grundlage der Protokolle 
aufl istet und Leitlinien für die Praxis 
zur rechtlichen Umsetzung der Al-
penkonvention setzt. Dieses Umset-
zungshandbuch liegt allen einschlä-

gigen Ämtern sowie 
Behörden vor. Im Auf-
bau ist eine über das 
Internet frei zugäng-
liche Rechtsdaten-
bank. Eine perma-
nente Servicestelle 
für rechtliche Anfra-
gen und Problemstel-
lungen, welche mit 
Experten aus Verwal-
tung, Lehre, Umwelt- 
sowie Rechtsanwalt-
schaft besetzt ist, 
soll demnächst ein-
gerichtet werden.

Zugleich ist jedoch 
davor zu warnen, sich 
auf der Ebene unmit-

telbar anwendbarer Bestimmungen 
aus den einzelnen Protokollen Wun-
der zu erwarten. Gerade einmal an 
die zehn Prozent der Bestimmungen 
der einzelnen Protokolle sind so for-
muliert, dass sie rechtlich unmittel-
bar anwendbar sind. Daneben sind 
Aufträge enthalten, nationale Rege-
lungen anzupassen. Der Großteil der  
Bestimmungen hat deklaratorischen 
Charakter.

 Letzteres in seiner Bedeutung zu 
unterschätzen, wäre ein großer Feh-
ler. Denn auch diese Bestimmungen 
sind grundsätzlich von den Behörden 
bei ihren Entscheidungen als Argu-
mentations- und Begründungshilfen 
heranzuziehen. 

Die acht existierenden Protokol-
le sind in ihrer Qualität sehr unter-
schiedlich. Sie enthalten mehr oder 
weniger unmittelbar anwendbare 
Bestimmungen, sind mehr oder we-
niger innovativ, mutig und modern. 
Das hat mit der oft mühsamen Ent-
stehungsgeschichte der einzelnen 
Protokolle zu tun und auch damit, 
welches Land mit der Ausarbeitung 
jeweils federführend beauftragt 
war. 

Nicht zuletzt merkt man den Pro-
tokollen teilweise an, dass sie in die 
Jahre kommen. Das ist niemandem 
zum Vorwurf zu machen. Denn wer 
hat sich vor zehn oder 15 Jahren, als 
diese Protokolle entstanden sind, 
Gedanken über den Klimawandel und 
seine Konsequenzen für das sensible 
Ökosystem der Alpen gemacht?

Nationalparkgemeinde Fusch an der Großglocknerstraße (Salzburg)
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RAUMPLANUNG UND NACHHALTIGE ENTWICKLUNG

Plädoyer für die überörtliche Raumplanung

Protokoll „Raumplanung 
und nachhaltige 
Entwicklung“

Federführend bei der 
Ausarbeitung: Frankreich

Unterzeichnung: 3. Alpen-
konferenz Chambéry (F) 
20.12.1994

In Kraft in Österreich, 
Deutschland, Frankreich, 
Liechtenstein, Monaco, 
Slowenien

Ratifi zierung fehlt von 
Schweiz, Italien, EU

Das Raumplanungs-Protokoll ist  
jenes Protokoll, das für Österreich 
keine unmittelbar anwendbaren Vor-
schriften enthält. Während Länder 
wie die Schweiz und Österreich auf 
eine entwickelte Raumplanungstra-
dition blicken können, enthält das 
Protokoll für Länder wie Frankreich 
und Italien einiges an inhaltlichem 
Neuland. 

Auch für Österreich bietet das 
Protokoll interessante Argumen-
tationshilfen und es könnte vor 
allem aus der starken Betonung der 
überörtlichen Raumplanung profi -
tieren. Ein Blick auf die in weiten 
Teilen Österreichs fortschreitende 
Zersiedelung zeigt, dass Bund und 
Länder bislang zu wenig in die von 
lokalen Machtinteressen und Ein-
fl üssen dominierte örtliche Raum-
planung eingreifen. Derzeit kommt 
viel zu wenig die im Protokoll gefor-
derte „haushalterische Abgrenzung 
von Siedlungsgebieten“, die einen 
Hauptinhalt örtlicher Raumplanung 
darstellt, zur Anwendung.

Artikel 8 macht deutlich, dass 
die Ziele einer geordneten Raum-
entwicklung nur mit überörtlicher 
Raumplanung zu erreichen sind, 
erst recht, wenn es um grenzüber-
schreitende Gebiete geht. Einen 
Modellfall für die Umsetzung der 
Alpenkonvention stellt das „Salzbur-
ger Landesentwicklungsprogramm 
2003“ dar, in dem durchgehend auf 
Bestimmungen der Alpenkonvention 
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verwiesen wird. Einen pauschalen 
Verweis auf die Zielsetzungen der 
Alpenkonvention enthält das Stei-
ermärkische Raumordnungsgesetz 
aus dem Jahr 2005. Beispielhaft ist 
das im gleichen Jahr verordnete 
„Tiroler Seilbahn- und Skigebiets-
programm“. Es wurde nach langen 
Diskussionen unter Einbeziehung 
von Seilbahnwirtschaft und Umwelt-
verbänden beschlossen und setzt 
auf eine nachhaltige Entwicklung 
im Sinne der Alpenkonvention. Im 
Unterschied zu den „Seilbahngrund-
sätzen“, die es seit 1992 in Tirol ge-
geben hat, ist das Seilbahn- und Ski-
gebietsprogramm eine Verordnung 
mit verbindlichem Charakter und 
auf zehn Jahre ausgelegt. 

Artikel 9 ist insofern interessant, 
als er die verschiedenen raumpla-
nerischen Notwendigkeiten von der 
regionalen Wirtschaftsplanung über 
den ländlichen Raum, Siedlungsraum 
und Verkehr bis zum Natur- und Land-
schaftsschutz zusammenfassend dar-
stellt. Ausdrücklich genannt wird die 
Ausweisung von Ruhezonen und die 
Sicherung der für die Land-, Wei-
de- und Forstwirtschaft benötigten 
Flächen. Bei der Wirtschaftsplanung 

werden Maßnahmen zur Beseitigung 
von Strukturschwächen touristischer 
Monokulturen gefordert. Knapp aber 
doch wird auf die notwendige „Be-
grenzung des Zweitwohnungsbaus“ 
verwiesen. Nachdem die in den Bun-
desländern angewandten Modelle 
gegen überbordende Zweitwohn-
sitzquoten immer wieder durch das 
EU-Gemeinschaftsrecht in Zweifel 
gezogen werden, kann diese Proto-
kollbestimmung als nützliche Argu-
mentationshilfe angesehen werden, 
auch wenn die EU das Raumord-
nungs-Protokoll noch nicht ratifi -
ziert hat.

Die im Artikel 10 geforderten 
Raumverträglichkeitsprüfungen für
Projekte, „die den Raum wesent-
lich und nachhaltig beeinfl ussen 
können“, gibt es in Österreich bis-
her nur ansatzweise. Artikel 12 
schließlich würde sich als Argumen-
tationshilfe eignen, den Finanzaus-
gleich zwischen Bund, Ländern und 
Gemeinden zugunsten der alpinen 
Regionen zu verändern. Bisher ist es 
aber dazu, wie auch bei vielen an-
deren guten Ideen und Argumenten 
des Raumplanungsprotokolls, in der 
Praxis noch nicht gekommen. 
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Mechanismen für einen offensiven Naturschutz

Protokoll „Naturschutz 
und Landschaftspfl ege“

Federführend bei der 
Ausarbeitung: Deutschland

Unterzeichnung: 3. Alpen-
konferenz Chambéry (F) 
20.12.1994

In Kraft in Österreich, 
Deutschland, Frankreich, 
Liechtenstein, Monaco, 
Slowenien

Ratifi zierung fehlt von 
Schweiz, Italien, EU

Dieses sehr früh fertig gestellte 
Protokoll hat einen Querschnitts-
charakter. Das Protokoll ist unter 
Federführung von Deutschland ent-
standen und stützt sich in wesent-
lichen Teilen auf das in den frühen 
1990er-Jahren als sehr modern ein-
zustufende bayerische Naturschutz-
gesetz. Dadurch wurden die auf 
EU-Ebene faktisch parallel erarbeite-
ten Richtlinien Flora-Fauna-Habitat 
(FFH) und Vogelschutz bereits Teil 
des Protokolls, weil diese im baye-
rischen Naturschutzgesetz vorweg-
genommen waren. 

Zu den Schwächen des Proto-
kolls gehört, dass beim Artenschutz 
nichts Neues geschaffen wurde. Be-
stehende internationale Abkommen 
– wie das Washingtoner Artenschutz-
abkommen – wurden inhaltlich über-
nommen, passagenweise wörtlich. 
Das Protokoll enthält den Auftrag, 
alpenspezifi sch Entnahme- und Han-
delsverbote für Pfl anzen und Tiere 
festzulegen. Bis dato ist das aber 
nicht geschehen. 

Positiv zu erwähnen sind die im 
Artikel 6 fi xierten umfassenden Be-
richtspfl ichten, die im Anhang des 
Protokolls detailliert aufgelistet 
werden. Auch wenn diese Berichts-
pfl ichten nur teilweise wahrgenom-
men werden, ist das, was etwa in 
Österreich auf dieser Grundlage vor-
liegt, als wichtige Bestandsaufnah-
me und Inventarisierung zu werten. 

Interessant ist Artikel 7, Land-
schaftsplanung. Hier wird ein In-

strumentarium angeregt, das die 
Interessen des Naturschutzes stär-
ken könnte. Die Chance, den Natur-
schutz nicht länger nur als Abwehr 
gegenüber anderen Nutzungsinter-
essen wahrzunehmen, wird derzeit 
aber noch kaum genützt. Am wei-
testen ist der Ansatz, dass der Na-
turschutz von sich aus planerisch 
tätig wird, in Oberösterreich entwik-
kelt. Die im Tiroler Raumordnungs-
plan „ZukunftsRaum“ vorgesehene 
Freiraumplanung zielt ebenfalls in 
diese Richtung. 

Artikel 9 regelt „Eingriffe in 
Natur und Landschaft“. Der Arti-
kel schreibt für Vorhaben, die zu 
einer „erheblichen und nachhal-

tigen Beeinträchtigung“ führen vor,
entsprechende Prüfmechanismen zu
entwickeln, wobei vermeidbare Be-
einträchtigungen unterbleiben sol-
len. Bei „unvermeidbaren Beein-
trächtigungen“ sind Ausgleichsmaß-
nahmen vorgeschrieben, bzw. sind 
diese nur dann zulässig, wenn die 
dem Natur- und Landschaftsschutz 
entgegenstehenden Interessen in 
der Abwägung unterliegen. Eine An-
wendung dieses Artikels hätte auf 

viele Verfahren, etwa im Wasser-
recht oder bei Eisenbahn- und Stra-
ßenbauprojekten, großen Einfl uss. 
Der Österreichische Verwaltungsge-
richtshof hat sich in einem Anlassfall 
bereits mit der Frage der unmittel-
baren Anwendbarkeit von Artikel 9 
beschäftigt, sich eine Entscheidung 
aber offen gehalten. 

Besonders spannend sind die 
Bestimmungen des Artikel 11, der 
die Schutzgebiete behandelt. Denn 
hier ist nichts Geringeres als ein 
Verschlechterungsverbot für alle 
Typen von Schutzgebieten festge-
schrieben. Experten gehen davon 
aus, dass diese zentrale Aussage des 
Artikel 11 unmittelbar anwendbares 

Recht darstellt – bloß ist es dazu bis-
her nicht gekommen. 

Im Artikel 12 „Ökologischer 
Verbund“ ist verpfl ichtend formu-
liert, national und grenzüberschrei-
tend Ziele und Maßnahmen bei den 
Schutzgebieten aufeinander abzu-
stimmen und zu harmonisieren. Als 
Umsetzungsprojekt im Sinne des 
Artikel 12 ist das 2000 gegründete 
„Netzwerk Alpiner Schutzgebiete 
– ALPARC“ zu verstehen. 
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BERGLANDWIRTSCHAFT

Potenziale für Bergbauern und die Kulturlandschaft

Protokoll „Berglandwirt-
schaft“

Federführend bei der Ausar-
beitung: Italien

Unterzeichnung: 3. Alpen-
konferenz Chambéry (F) 
20.12.1994

In Kraft in Österreich, 
Deutschland, Frankreich, 
Liechtenstein, Slowenien, EU

Ratifi zierung fehlt von 
Schweiz, Italien, Monaco, EU

Dieses Protokoll formuliert zwei 
übergeordnete Ziele: Die Erhaltung 
und Optimierung einer standortge-
rechten und umweltverträglichen 
Berglandwirtschaft, sowie die Op-
timierung ihrer multifunktionalen 
Aufgaben. 

Bei der Umsetzung und Anwen-
dung hinkt dieses Protokoll aller-
dings noch deutlich hinter anderen 
nach. Das hat vor allem mit Schwä-
chen in der Konkretheit der Formu-
lierungen des Protokolls zu tun, al-
lerdings nicht nur. 

Nennenswerte Änderungen an 

die österreichische Rechtspraxis 
werden durch das Protokoll nicht 
verlangt. Der zentrale Artikel 7, die 
„Förderung der Berglandwirtschaft“ 
wird durch die beiden in Österreich 
angebotenen Direktzahlungspro-
gramme ÖPUL („Österreichisches 
Programm für eine umweltgerechte 
Landwirtschaft“) und „Ausgleichs-
zulage für benachteiligte Gebiete“ 
gut abgedeckt. Allerdings würde 
sich der Artikel 7 durchaus dazu 
eignen, die heimische Fördertra-
dition zu überdenken und Mittel 
aus landwirtschaftlichen Gunstla-
gen (insbesondere – aber nicht nur 
– in Ostösterreich) zu den Betrieben 
mit erschwerten Produktionsbedin-

gungen zu verlagern. Derzeit ge-
schieht dies nicht, weil die Lobbys 
in der Bauernschaft dies verhindern 
und weil das Protokoll die Notwen-
digkeit der Mittelverschiebung viel 
zu wenig konkretisiert. Es wird 
auf Aspekte der Ökologie, des Na-
tur-, Arten- und Kulturlandschafts-
schutzes oder die Artenvielfalt kaum 
eingegangen. Ähnliches gilt für die 
Bedeutung von Almen und Bergmäh-
dern. Auf die Problematik gentech-
nisch veränderter Organismen geht 
das Protokoll überhaupt nicht ein, 
was wohl auch damit zusammen-

hängt, dass es an die 15 Jahre alt 
ist. 

Zugleich ist aber auch festzustel-
len, dass die Potenziale des Proto-
kolls Berglandwirtschaft zu wenig 
genutzt werden. So könnte der Ar-
tikel 10 „Standortgemäße Viehhal-
tung und genetische Vielfalt“ he-
rangezogen werden, um Geldmittel 
locker zu machen, früher gehaltene 
Nutztierrassen wieder in den Vorder-
grund rücken. Zum Beispiel für die 
Zucht von Rinderrassen, die von ih-
rer Beweglichkeit und ihrem Gewicht 
her besser für Almen und Hochlagen 
geeignet sind, als das heute vielfach 
üblich ist. Ähnliches ist über den Ar-
tikel 13 zu sagen, der im Berggebiet 

von einer Einheit von 
Land- und Forstwirt-
schaft ausgeht und 
eine ganzheitliche 
Konzeption einfor-
dert. Zugleich wird  
darauf abgezielt, 
Schutz-, Nutz- und 
Erholungsfunktionen 
in ein ausgewogenes 
Verhältnis zur land-
w i r t s cha f t l i chen    
Nutzung zu bringen.
Die Formulierungen 
des Artikel 13 sind 
zu vage gehalten, 
damit daraus ab-
leitbare rechtliche 
Normen entstehen. 
Als Argumentations-
hilfe könnte das Pro-
tokoll, das ja immer-
hin in Österreich Ge-
setzesrang hat, aber
deutlich mehr als 
bisher herangezogen 

werden. Interessant sind auch die 
Überlegungen des Artikel 11, der 
sich auf die Vermarktung bezieht. 
Auf eine notwendige verbesserte 
Vermarktung der speziellen Produkte
der Berglandwirtschaft wird ver-
wiesen, ebenso auf die Entwicklung 
von Ursprungsmarken und Qualitäts-
garantien. Eine Alpenmarke, die
auch das Logo der Alpenkonven-
tion nutzt, wäre ein innovativer
Ansatz, das positive Alpenimage zu
nutzen und der Berglandwirtschaft-
beim Überleben zu helfen.
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Protokoll „Tourismus“

Federführend bei der 
Ausarbeitung: Frankreich

Unterzeichnung: 5. Alpen-
konferenz Bled (SLO) 
16.10.1998

In Kraft in Österreich, 
Deutschland, Frankreich, 
Liechtenstein, Monaco, 
Slowenien, EU

Ratifi zierung fehlt von 
Schweiz, Italien

Die 1991 beschlossene Rahmen-
konvention hat bemerkenswert 
deutlich das Ziel formuliert, „unter 
Einschränkung umweltschädigender 
Aktivitäten, die touristischen und 
Freizeitaktivitäten mit den ökolo-
gischen und sozialen Erfordernissen 
in Einklang zu bringen, insbeson-
dere durch Festlegung von Ruhezo-
nen.“ Wer im wenige Jahre später 
beschlossenen Tourismusprotokoll 
verpfl ichtende und unmittelbar an-
wendbare Regelungen erwartet hat, 
ist vermutlich von dessen überwie-
gend unverbindlich gehaltenen For-
mulierungen enttäuscht worden. 
Aber es wäre wohl auch vermessen 
gewesen, eine jahrzehntelange prob-
lematische Entwicklung, die von ei-
ner mächtigen 
Lobby getragen 
wird, durch ein 
einziges Alpen-
konventionspro-
tokoll umdre-
hen zu wollen. 

Aus einer 
realpolitischen 
Perspektive be-
trachtet ist das 
Tourismusproto-
koll trotz zahl-
reicher Schwä-
chen nützlich 
und bietet An-
knüpfungspunk-
te für Impulse 
zu einer nach-
haltigen Tou-
rismusentwick-

lung. „Die Vertragsparteien achten 
darauf, dass in den Gebieten mit 
starker touristischer Nutzung ein 
ausgewogenes Verhältnis zwischen 
intensiven und extensiven Touris-
musformen angestrebt wird.“ So 
lautet der Absatz 3 im Artikel 6 und 
es ist eine der bekanntesten Bestim-
mungen aller Protokolle geworden. 
Diese Bestimmung zieht keinen un-
mittelbaren Umsetzungsbedarf nach 
sich, jedoch hat sie in einer Reihe 
naturschutzrechtlicher Verfahren als
Argument in der Interessenabwägung
bereits eine tragende Rolle ge-
spielt. 

Nicht zuletzt knüpfen mit der 
„Via Alpina“ und dem „Projekt Berg-
steigerdörfer“ zwei konkrete Umset-
zungsprojekte der Alpenkonvention, 
die einen nachhaltigen und exten-
siven Tourismus stärken wollen, am 
Artikel 6 an. Denn dort ist auch die 
Verpfl ichtung enthalten, „möglichst 
nur landschafts- und umweltscho-
nende Projekte zu fördern“ und 
„Maßnahmen zu bevorzugen, wel-
che die Innovation und die Diversifi -
zierung des Angebots fördern“. 

Wesentlich ist Artikel 10, der 
die Einrichtung von Ruhezonen vor-
sieht, „in denen auf touristische Er-
schließungen verzichtet wird“. Die 
Verankerung von Ruhegebieten ist 
erstmals im Tiroler Naturschutzge-
setz 1975 realisiert worden und ein 
Meilenstein alpiner Raumordnung. 
Verboten sind in Ruhegebieten die 

Errichtung von Seilbahnen für die 
Personenbeförderung, öffentliche 
Straßen, Hubschrauberlandungen zu 
touristischen Zwecken und lärmer-
regende Betriebe. 

Konkret zur Anwendung gekom-
men ist Artikel 12 Absatz 2, der für 
neue Betriebsbewilligungen von Auf-
stiegshilfen den Abbau nicht mehr 
gebrauchter Anlagen und die „Re-
naturierung nicht mehr benutzter 
Flächen vorrangig mit heimischen 
Pfl anzenarten“ vorsieht. Zur Be-
gründung von Behördenentschei-
dungen herangezogen wurde bereits 
mehrfach auch Artikel 15 Absatz 2, 
der eine Begrenzung und „erforder-
lichenfalls auch ein Verbot“ moto-
risierter Sportarten vorsieht, etwa 
bei Ski-Doo-Rennen.

Wenig bietet das Protokoll in 
Bezug auf Regelungen für Trend-
sportarten und bezüglich aller Fra-
gestellungen zum Themenkomplex 
Klimawandel. Hoffnungslos veraltet 
ist der bescheidene Regelungsver-
such im Artikel 14 Absatz 2 zu den 
Beschneiungsanlagen: „Innerstaat-
liche Rechtsvorschriften können die 
Erzeugung von Schnee während der 
jeweiligen örtlichen Kälteperioden 
zulassen, insbesondere um expo-
nierte Zonen zu sichern“, steht da 
geschrieben. Inzwischen sind wir be-
kanntlich in weiten Teilen der Alpen 
im Zeitalter der fl ächendeckenden 
Beschneiung aller Skipisten ange-
kommen.
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BERGWALD

Protokoll: „Bergwald“

Federführend bei der 
Ausarbeitung: Österreich

Unterzeichnung: 4. Alpen-
konferenz Brdo (SLO) 
27.2.1996

In Kraft in Österreich, 
Deutschland, Frankreich, 
Liechtenstein, Slowenien

Ratifi zierung fehlt von 
Schweiz, Italien, Monaco, EU

Das Bergwald-Protokoll ist das 
einzige Protokoll, das unter öster-
reichischer Federführung ausgear-
beitet worden ist, mit dem früheren 
Tiroler Landesforstdirektor Herbert 
Scheiring als treibender und bestim-
mender Kraft.

In der Reihe der Protokolle ist 
es eines der am stärksten und kon-
kretesten formulierten. Aus forst-
politischer Sicht werden hohe Stan-
dards eingeführt. Zugleich knüpft 
hier auch Kritik an, das Protokoll sei 
in einigen Bereichen forstlastig und 
berücksichtige zu wenig Umweltas-
pekte oder landwirtschaftliche Inter-
essen.

Ein Beispiel dafür ist die nur an 
Forstinteressen orientierte Regelung 
für die Waldweide, wonach deren 
gänzliches Verbot in einem Gebiet zu 
verordnen ist, wenn ansonsten die 
Verjüngung eines standortgerechten 
Waldes nicht möglich ist. Unberück-
sichtigt bleiben dabei die Bedeutung 
der Waldweide für die Landwirt-
schaft und naturschutzrechtliche 
Überlegungen, etwa wonach Auer- 
und Birkwild Waldweidegebiete für 
die Balz brauchen. Streng ist auch 
die gewählte Regelung für die Scha-
lenwildproblematik, wonach die Be-
jagung so zu erfolgen hat, dass eine 
„natürliche Verjüngung standortge-
rechter Bergwälder ohne besondere 
Schutzmaßnahmen“ erfolgen sollte. 
Teilweise gehen Bestimmungen in 
ihrer Kompromisslosigkeit an der 
Realität vorbei. 

Bemerkenswert ist die Bestim-
mung über die Luftschadstoffe, die 

„schrittweise auf ein für das Wald-
ökosystem nicht schädliches Maß 
zu reduzieren“ sind. Während sich 
Umwelt- und Verkehrsministerium 
auf eine Verordnung zur Begrenzung 
der Luftschadstoffe geeinigt haben, 
versagt das Wirtschaftsministerium 
bisher seine Unterstützung.

Von großer Bedeutung ist der Ar-
tikel 6 zu den Schutzwäldern. Die 
forstliche Behandlung dieser Wäl-
der habe sich am „Schutzziel zu 
orientieren“, heißt es und weiter: 
„Diese Bergwälder sind an Ort und 
Stelle zu erhalten.“ Die rechtliche 
Auseinandersetzung, ob dadurch ein 
absolutes Rodungsverbot für Schutz-
wälder besteht, dürfte inzwischen 
abschlägig entschieden sein. Und 
zwar in dem Sinne, als die Bestim-
mung des Bergwaldprotokolls unter 
den im Forstgesetz verankerten Ro-
dungsverboten subsummierbar ist. 
Trotzdem ist die Bestimmung mehr-
fach in Verfahren angewendet wor-
den und hat auch den Umweltsenat 
beschäftigt. 

Bedeutend ist auch die Bestim-
mung des Artikel 10 über Naturwald-
reservate. Gefordert werden darin 
ausreichend große und zahlreiche, 
von jeder Nutzung freigestellte 
Wälder. Diese Forderung deckt sich 

im wesentlichen mit dem Ergeb-
nis der MinisterInnenresolution der 
Konferenz zum Schutz der Wälder 
in Helsinki 1993. In Österreich sind 
inzwischen 180 Naturwaldreservate 
mit einer Gesamtfl äche von 8.300 
Hektar ausgewiesen, wobei ein 
kleinerer Teil außerhalb der Abgren-
zung der Alpenkonvention liegt. 

Artikel 11 differenziert zwischen 
Förderungen und Abgeltungen ins-
besondere im Zusammenhang mit 
den skizzierten Aufgabenstellungen 
der Artikel 6 und 10. Von Bedeutung 
dabei ist unter anderem der klare 
Anspruch auf Abgeltung für Waldei-
gentümer, die Leistungen im Sinne 
des Allgemeinwohls erbringen. In 
drei Tiroler Gemeinden wird derzeit 
ein auf zehn Jahre angelegtes Pilot-
projekt realisiert, das ein derartiges 
Modell der Leistungsabgeltung er-
probt. 

Bemerkenswert ist, dass das Pro-
tokoll auf eine Defi nition des Be-
griffs Bergwald verzichtet, um ein 
gegenseitiges Ausspielen von Regi-
onen zu verhindern. Juristisch heißt 
das aber, dass im Anwendungsgebiet 
der Alpenkonvention jeder Wald ein 
Bergwald ist – also auch ein Auwald 
an Salzach, Inn oder Mur.

Priorität für den Schutz der Schutzwälder

©
 H

an
ne

s 
Sc

hl
os

se
r



BODENSCHUTZ

41die alpenkonvention ntion    50/2008

Labile Gebiete als juristischer Präzedenzfall

Protokoll „Bodenschutz“

Federführend bei der 
Ausarbeitung: Deutschland

Unterzeichnung: 5. Alpen-
konferenz Bled (SLO) 
16.10.1998

In Kraft in Österreich, 
Deutschland, Frankreich, 
Liechtenstein, Monaco, 
Slowenien, EU

Ratifi zierung fehlt von 
Schweiz, Italien

Dem Bodenschutzprotokoll ist die 
bislang spektakulärste juristische 
Entscheidung unter unmittelbarer 
Anwendung einer Protokollbestim-
mung zu verdanken. 2004 entschied 
der Umweltsenat in Wien (UWS) ge-
gen einen von der Tiroler Landesre-
gierung genehmigten Skipistenbau 
im Bereich der Mutterer Alm unweit 
von Innsbruck.

Maßgeblich dafür war eine Pas-
sage des Artikel 14 Absatz 1, wo-
nach „Genehmigungen für den Bau 
und die Planierung von Skipisten in 
Wäldern mit Schutzfunktion nur in 
Ausnahmefällen und bei der Durch-

führung von Ausgleichsmaßnahmen 
erteilt und in labilen Gebieten nicht 
erteilt werden“. Ein geologischer 
Sachverständiger hatte die eindeu-
tige Feststellung getroffen, dass ein 
Großteil des Projektgebiets im la-
bilen Gebiet liegt. Die Entscheidung 
des UWS kam zustande, nachdem 
zuvor die Frage der unmittelbaren 
Anwendbarkeit der Bestimmung po-
sitiv entschieden worden war.

Der UWS hatte sogar den Begriff 
„labile Gebiete“ in den anderen Al-
penkonventionssprachen überprüft 
und war zum Schluss gekommen, 
dass die inhaltliche Bedeutung in al-
len Sprachen identisch und eindeu-
tig ist. Die Entscheidung und ihre 
Begründung wurde ein Jahr später 
vom Verwaltungsgerichtshof bestä-
tigt – es war die erste Befassung 
eines Höchstgerichts mit einem Pro-
tokoll der Alpenkonvention.

Eindeutig ist damit für alle 
Protokolle geklärt, dass den di-
rekt anwendbaren Bestimmungen 
der Protokolle juristisch nichts im 
Wege steht und es vielmehr eine 
Verpfl ichtung der Behörden gibt, in 
allen Verfahren die Protokollinhalte 
als eine Grundlage für zu treffende 
Entscheidungen heranzuziehen. 

Bemerkenswert an dieser Bestim-
mung im Artikel 14 Absatz 1 ist ihre 
Eindeutigkeit. Wo etwa im natur-

schutzrechtlichen Verfahren immer 
eine Güterabwägung vorgesehen ist, 
lässt das Bodenschutzprotokoll im 
Fall der „labilen Gebiete“ keine Hin-
tertüre für Genehmigungen offen. 

Das Bodenschutzprotokoll ist 
insgesamt als modern und weit rei-
chend einzuschätzen. Es behandelt 
Bereiche, die in vielen Alpenstaaten 
überhaupt nicht determiniert  sind.
Dazu zählt auch Österreich mit 
länderweise sehr unterschiedli-
chen rechtlichen Standards. Ober-
österreich verfügt über ein eigenes 
Bodenschutzgesetz. In anderen Bun-
desländern werden Teile der Boden-
problematik in anderen Gesetzen 
abgehandelt, etwa beim Abfall. 

In seinen Zielen spricht das Pro-
tokoll einen sparsameren Umgang 
mit dem Boden an, eine nachhaltige 
Sicherung seiner Leistungsfähigkeit 
und eine Hintanhaltung der Einbrin-
gung von Schadstoffen. Angespro-
chen wird auch das Vorsorgeprinzip 
zur Sicherung der Funktionsfähigkeit 
und Nutzungsmöglichkeit der Böden, 
ohne allerdings dieses Prinzip zu de-
fi nieren.

Artikel 8, der eine „sparsame 
Verwendung und bodenschonenden 
Abbau von Bodenschätzen“ thema-
tisiert, hat im Zusammenhang mit 
dem Diabasabbau in Saalfelden be-
reits den Verwaltungsgerichtshof be-

schäftigt, der die Frage einer 
unmittelbaren Anwendbar-
keit der Bestimmung aber 
offen gelassen hat. 

Unmittelbar anwendbar 
und von künftiger Bedeu-
tung ist die im Artikel 9 ge-
regelte „Erhaltung von Bö-
den in Feuchtgebieten und 
Mooren“. Angeführt ist die 
Verpfl ichtung, „Hoch- und 
Flachmoore zu erhalten“, 
mittelfristig angestrebt wird 
„die Verwendung von Torf 
vollständig zu ersetzen“. 

Die im Artikel 16 gefor-
derte Minimierung des Ein-
satzes von Streusalz und 
dessen Ersatz durch Kies und 
Sand ist aus heutiger Sicht so 
nicht mehr haltbar. Bei der 
Abfassung des Protokolls war 
die Feinstaubproblematik 
noch kein Thema.©
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ENERGIE

Energie sparen und erneuerbare Träger nutzen

Protokoll „Energie“

Federführend bei der 
Ausarbeitung: Italien

Unterzeichnung: 5. Alpen-
konferenz Bled (SLO) 
16.10.1998

In Kraft in Österreich, 
Deutschland, Frankreich, 
Liechtenstein, Slowenien, EU

Ratifi zierung fehlt von 
Schweiz, Italien, Monaco

Das Energieprotokoll zählt nicht 
unbedingt zu den starken und inno-
vativen Protokollen. Es zeigt Pro-
bleme auf, die Lösungsansätze sind 
aber zu wenig konkret, um unmit-
telbar zur Anwendung zu kommen. 
Beim Energieprotokoll fällt beson-
ders ins Gewicht, dass es der Klima-
problematik nicht Rechnung trägt. 
Bei seiner Beschlussfassung vor zehn 
Jahren war das aber auch noch kein 
großes Thema. 

Die Artikel 2, 5 und 6 legen eine 
wichtige energiepolitische Hierar-
chisierung fest. Bevor neue Kraft-
werksanlagen zur Energiegewinnung 
errichtet werden, sollen demnach 
Möglichkeiten der Energieeinspa-
rung und der Optimierung beste-

hender Anlagen der Vorzug gegeben 
werden. Darüber hinaus genießen 
erneuerbare Energieträger und eine 
dezentrale Erzeugung Priorität. 
Wichtig ist in diesem Zusammenhang 
auch eine Verpfl ichtung, Schutzge-
biete und unversehrte naturnahe 
Gebiete zu bewahren.

Artikel 7 ist der Wasserkraft ge-
widmet und bietet wenig Neues. 
Immerhin ist es die einzige wasser-
relevante Bestimmung aller Proto-
kolle zusammen, aber schließlich 
fehlt das von Anfang an vorgesehene 
eigene Wasserprotokoll noch. Ent-
halten ist eine Verpfl ichtung, den 
Wasserhaushalt in Schutzgebieten 

zu erhalten. Auf die Problematik von 
Speicherkraftwerken und den damit 
verbundenen massiven Eingriffen in 
das Landschaftsbild und den Wasser-
haushalt wird nur sehr vage einge-
gangen.

Die Forderung, „so weit wie mög-
lich“ die „Unversehrtheit der Land-
schaft zu sichern“, ist eine unein-
lösbare Kompromissformulierung, 
etwa wenn man an das Landschafts-
bild eines leeren Speichersees im 
Frühjahr denkt. Überhaupt keine 
Erwähnung fi nden die umstrittenen 
Pumpspeicherkraftwerke, wie sie 
in einigen Alpenländern existieren 
und weitere geplant sind. Derartige 
Anlagen haben mit erneuerbarer 
Wasserkraft wenig zu tun, ist doch 

das Wasser nur Speichermedium für 
billige Energie aus fossilen Brenn-
stoffen und AKW-Strom. 

In Anlehnung an andere Protokol-
le sieht Artikel 7 Absatz 5 die Orien-
tierung an marktgerechten Preisen 
für die Endverbraucher und eine an-
gemessene Abgeltung für die in den 
Regionen erzeugten Beiträge zur
Energieversorgung vor. 

Der Kernkraftartikel weicht einer 
Diskussion zum Thema vor dem Hin-
tergrund aus, als bei der Abgrenzung 
der Alpenkonvention darauf geach-
tet wurde, dass kein AKW im Konven-
tionsgebiet liegt. Eine eher spitzfi n-
dige Position, denn in der Schweiz 

sind Kernkraftwerke nur 
wenige Dutzend Kilo-
meter außerhalb ange-
siedelt und daher wäre 
das Anwendungsgebiet 
der Alpenkonvention von 
einem AKW-Unfall ganz 
unmittelbar betroffen. 

Keine wirkliche Hilfe 
bietet das Protokoll in 
der Frage der umstrit-
tenen 380 kV-Leitungen. 
In Bezug auf alle Energie-
transportsysteme wird
lediglich darauf verwie-
sen, die Belastungen für 
die Bevölkerung mög-
lichst gering zu halten 
und „so weit wie möglich 
bestehende Strukturen 
und Leitungsverläufe zu 
nutzen“.

Eventuell kann der 
Artikel 10 Absatz 1 zur Verhinde-
rung von Windparks in der alpinen 
Landschaft beitragen, weil hier 
eine „Erhaltung der empfi ndlichen 
Ökosysteme, sowie der Landschaft“ 
vorgeschrieben wird. 

Artikel 12 verlangt bei der Pla-
nung energiewirtschaftlicher Anla-
gen entsprechende Umweltverträg-
lichkeitsprüfungen (UVP), wobei die 
Rahmenbedingungen dafür nicht 
über geltendes österreichisches 
Recht hinausgehen. Einzige Ein-
schränkung dabei ist, dass der Arti-
kel 12 im Unterschied zum UVP-Ge-
setz keine Schwellenwerte kennt, 
unter denen ein UVP-Verfahren nicht 
stattzufi nden braucht.
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Konturen einer alpenkonformen Verkehrspolitik

Protokoll „Verkehr“

Federführend bei der 
Ausarbeitung: Schweiz (bis 
1995), Liechtenstein (1998-
2000)

Unterzeichnung: 6. Alpen-
konferenz Luzern (CH) 
31.10.2000

In Kraft in Österreich, 
Deutschland, Frankreich, 
Liechtenstein, Slowenien

Ratifi zierung fehlt von 
Schweiz, Italien, Monaco, EU 

Das Verkehrsprotokoll ist unter 
den acht vorliegenden inhaltlichen 
Protokollen jenes mit der umstrit-
tensten und längsten Vorgeschichte. 
Eine Facette dieser Konfl ikte war, 
dass Österreich auf Druck der Bun-
desländer die Unterzeichnung der 
anderen Protokolle von einer Eini-
gung beim Thema Verkehr abhän-
gig machte. Diese ist im Jahr 2000 
erfolgt und öffnete den Weg zur 
Etappe der Umsetzung im gesamten 
Alpenkonventionsprozess. 

Herzstück des Verkehrsprotokolls 
ist Artikel 11 Absatz 1: „Die Ver-
tragsparteien verzichten auf den 
Bau neuer hochrangiger Straßen 
für den alpenquerenden Verkehr“.
Diese Formulierung wird durch eine 
Begriffsbestimmung im Artikel 2 
unterstützt, wonach „hochrangige 
Straßen“ nicht nur Autobahnen und 
Schnellstraßen sind, sondern auch 
„alle in der Verkehrswirkung ähn-
liche Straßen“.

Allerdings enthält der Artikel 8 
eine juristische Hintertür, wonach 
Straßenprojekte, die zum Zeitpunkt 
der Annahme des Verkehrsproto-
kolls „im Rahmen ihrer nationalen 
Rechtsordnung beschlossen“ sind, 
gebaut werden dürfen. In Öster-
reich einigte man sich darauf, dass 
darunter Straßenprojekte fallen, für 
die eine Trassenverordnung Ende 
2000 vorgelegen ist. Im Sinne der 
Alpenkonvention waren das zwei 
Projekte: die inzwischen an Natura 
2000 gescheiterte S 18 in Vorarlberg 

und der Tschirganttunnel in Tirol. 
Allerdings nimmt das Verkehrsminis-
terium inzwischen die Position ein, 
dass alle im Bundesstraßengesetz 
genannten Projekte ebenfalls unter 
diese Ausnahmeregelung fallen wür-
den – langwierige nationale und in-
ternationale Konfl ikte sind hier vor-
programmiert. 

Trotz aller Kompromisse enthält 
das Verkehrsprotokoll eine Reihe 
von wirksamen, auch unmittelbar 
anwendbaren Bestimmungen. Aller-
dings hat bisher offenbar der poli-
tische Wille gefehlt, diese Möglich-
keiten auch zu nutzen. Vielleicht 
können durch ein vor dem Abschluss 
stehenden Rechtsgutachten über die 
Potenziale des Verkehrsprotokolls 
im Auftrag des Lebensministeriums 
entscheidende Impulse gesetzt wer-
den. 

Relevant ist etwa Artikel 8 mit 
der Verpfl ichtung, bei „großen 
Neubauten und wesentlichen Aus-
bauten“ der Verkehrsinfrastruktur 
Zweckmäßigkeitsprüfungen, UVPs 
und Risikoanalysen durchzuführen. 

Der Ausbau der Schieneninfra-
struktur, mit dem Ziel einer we-
sentlichen Verlagerung des Güter-
transports von der Straße auf die 
Schiene, ist ebenso Teil des Proto-
kolls, wie Maßnahmen zur Stärkung 
des öffentlichen Verkehrs oder au-
tofreier Tourismusorte. 

Möglicherweise großes und bis-
her unterschätztes Potenzial hat 
Artikel 3 „Nachhaltiger Verkehr 
und Mobilität“. Relativ detailliert 
sind hier Verpfl ichtungen zur Sen-
kung des Ressourcenverbrauchs, der 
Schadstoffsenkung und Lärmreduk-
tion enthalten. Dabei wird letztlich 
auf eine Kombination von „ökono-
mischen Instrumenten, Raumord-
nungs- und Verkehrsplanungsmaß-
nahmen“ abgezielt. 

Interessant ist auch Artikel 14 
zur Kostenwahrheit, weil die Rege-
lungen des Verkehrsprotokolls deut-
lich über das hinausgehen, was der-
zeit innerhalb der EU dazu auf dem 
Tisch liegt. Verzichtet wurde auf 
Regelungen, die eine Querfi nanzie-
rung von Mauteinnahmen der Straße 
zum Bau von Schieneninfrastruktur 
erleichtern.

Insgesamt würde das Ver-
kehrsprotokoll bei allen Schwächen 
Ansatzpunkte für eine gemeinsame 
Verkehrspolitik der Alpenregion bie-
ten. Vor allem Österreich und die 
Schweiz könnten diese Chance nüt-
zen und sich nicht länger bereitwil-
lig gegeneinander ausspielen las-
sen. Insgesamt ist die ausstehende 
Ratifi zierung des Verkehrsprotokolls 
in Italien, der Schweiz und der EU 
besonders bedauerlich und ein Hin-
dernis für die Entwicklung einer al-
penkonformen Verkehrspolitik.
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CIPRA-Mitgliedsorganisationen
Wichtige Kontaktadressen

Bundesländer
Naturschutzorganisationen 

Interessenvertretungen
Amt der Burgenländischen Landesregierung
Abt. 5 Anlagenrecht, Umweltschutz und Verkehr
Anton Hombauer
Europaplatz 1
7000 Eisenstadt
E: anton.hombauer@bgld.gv.at
T: 02682/600-2811

Österreichischer Alpenschutzverband
Lothar Petter
Am Kehlerpark 1
6850 Dornbirn
E: offi ce@alpenschutzverband.at
T: 05572/52003

CIPRA Österreich
c/o Umweltdachverband
Helmut Kudrnovsky
Alser Straße 21
1080 Wien
E: oesterreich@cipra.org
T: 01/401 13-34

Amt der Kärntner Landesregierung
Abt. 20 Landesplanung
Johann Wagner
Wulfengasse 13
9020 Klagenfurt
E: johann.wagner@ktn.gv.at
T: 050/536-32055

Zentralstelle Österr. Landesjagdverbände
Peter Lebersorger
Wickenburggasse 3/13
1080 Wien
E: jagd@ljv.at
T: 01/405 16 36-14

Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, 
Umwelt und Wasserwirtschaft
Abteilung V/9 – Internationale Umweltangelegen-
heiten
Ewald Galle
Stubenbastei 5
1010 Wien
E: ewald.galle@lebensministerium.at
T: 01/515 22-1617

Amt der Oberösterreichischen
Landesregierung
Naturschutzabteilung
Gottfried Schindlbauer
Bahnhofsplatz 1
4021 Linz
E: gottfried.schindlbauer@ooe.gv.at
T: 0732/7720-11870

Oesterreichischer Alpenverein
Fachabteilung Raumplanung–Naturschutz
Peter Haßlacher
Olympiastraße 37
6020 Innsbruck
E: peter.hasslacher@alpenverein.at
T: 0512/595 47-27

Ständiges Sekretariat der Alpenkonvention
Marco Onida
Goldenes Dachl, 1. Stock
Herzog-Friedrich-Straße 15
6020 Innsbruck
E: marco.onida@alpconv.org
T: 0512/588589-16

Amt der Niederösterreichischen Landesregierung
Abt. II/3 Naturschutz
Martin Tschulik
Landhausplatz 1, Haus 16
3109 St. Pölten
E: martin.tschulik@noel.gv.at
T: 02742/9005-14243

Österreichischer Forstverein
c/o Landwirtschaftskammer Österreich
Thomas Stemberger
Schaufl ergasse 6
1014 Wien
E: t.stemberger@lk-oe.at
T: 01/53441-8590

Ständiger Ländervertreter in der österreichischen 
Delegation der Alpenkonvention
Amt der Kärntner Landesregierung
Abteilung Verfassungsdienst
Gerold Glantschnig
Wulfengasse 13
9020 Klagenfurt
E: gerold.glantschnig@ktn.gv.at
T: 0463/536-30204

Amt der Salzburger Landesregierung
Abt. Naturschutz
Hermann Hinterstoisser
Michael-Pachner-Str. 36
5020 Salzburg
E: hermann.hinterstoisser@salzburg.gv.at
T: 0662/8042-5523

Naturfreunde Österreich
Reinhard Dayer
Viktoriagasse 6
1150 Wien
E: reinhard.dayer@naturfreunde.at
T: 01/8923534-24

Landesumweltanwaltschaft Tirol
Walter Tschon
Brixner Straße 2
6020 Innsbruck
E: w.tschon@tirol.gv.at
T: 0512/508-3491

Amt der Steiermärkischen Landesregierung
Fachabt. 13C Naturschutz
Reinhold Turk
Karmeliterplatz 2
8010 Graz
E: reinhold.turk@stmk.gv.at
T: 0316/877-3707

Naturschutzbund Österreich
Christine Pühringer
Museumsplatz 2
5020 Salzburg
E: christine.puehringer@naturschutzbund.at
T: 0662/642909-15

Via Alpina
Oesterreichischer Alpenverein
Christina Schwann
Olympiastraße 37
6020 Innsbruck
E: christina.schwann@alpenverein.at
T: 0512/595 47-29

Amt der Tiroler Landesregierung
Abt. Naturschutz
Ständiger Ländervertreter in der österreichischen 
Delegation der Alpenkonvention
Kurt Kapeller
Eduard-Wallnöfer-Platz 3
6020 Innsbruck
E: kurt.kapeller@tirol.gv.at
T: 0512/508-3452

Österreichischer Touristenklub
Hannes Resch
Bäckerstraße 16
1010 Wien
E: zentrale@touristenklub.at
T: 01/512 38 44

Gemeindenetzwerk “Allianz in den Alpen” e.V.
Gemeindeamt Mäder
Alte Schulstraße 7
6841 Mäder
E: r.siegele@maeder.at
T:  05523/52 860-10

Amt der Vorarlberger Landesregierung
Abteilung Umweltschutz
Reinhard Bösch
Römerstraße 15
6901 Bregenz
E: reinhard.boesch@vorarlberg.at
T: 05574/511-24510

Arbeitsgemeinschaft der Berg- und Naturwachten 
Österreichs
Gerhard Ortner
Sauerfeld 125
5580 Tamsweg
E: ortner_gerhard@sbg.at
T: 0664/1442251

Netzwerk Alpiner Schutzgebiete
Réseau Alpin des Espaces Protégés
Micropolis-Isatis
05000 Gap
Frankreich
E: info@alparc.org
T: 0033/492/40 20 00

Amt der Wiener Landesregierung
MA 22- Umweltschutz Bereich Naturschutz
Michael Kubik
Dresdner Str. 45
1200 Wien
E: michael.kubik@wien.gv.at
T: 01/4000-73781

Verband Österreichischer Höhlenforscher
Hubert Trimmel
Draschestraße 77
1230 Wien
E: hubert.trimmel@refl ex.at
T: 01/6155845

CIPRA International
Im Bretscha 22
9494 Schaan
E: cipra@cipra.org
T: 0042/3/237 40 30

Rechtsdatenbank
Alpenkonvention

Vom Lebensministerium beauftragt, 
entsteht derzeit die Rechtsdatenbank 
Alpenkonvention des Kuratorium Wald.
Abrufbar unter http://www5.umwelt
bundesamt.at/alpenkonvention/ ermög-
licht sie eine gezielte Suche nach 
alpenkonventionsspezifi schen Beschei-
den, Berufungserkenntnissen bzw. nach 
Literatur. (np)


